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ABSCHNITT 1 

Einleitung 


Berichts- Der Deutsche Bundestag hatte erstmals in sei- 
auftrag ner 191, Sitzung am 23. Juni 1965 die Bundes- 
regierung durch einstimmigen Beschluß auf- 
gefordert, über die Lage der Familien in der 
Bundesrepublik Deutschland in regelmäßigen 
Zeitabständen zu berichten (Drucksache IV/ 
3474). Der erste Familienbericht wurde Anfang 
1968 vorgelegt (Drucksache V/2532). In seiner 
60. Sitzung am 18. Juni 1970 beauftragte dann 
der Deutsche Bundestag in einer Entschlie- 
ßung (Drucksache VI/834) den Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit, jeweils 
eine Kommission mit bis zu sieben Sachver- 
ständigen einzusetzen und dem Bundestag im 
ersten Jahr jeder Wahlperiode einen Bericht 
über die Lage der Familien in der Bundesre- 
publik Deutschland mit einer Stellungnahme 
der Bundesregierung vorzulegen. 

Die Berichte können sich auf die Darstellung 
von Teilbereichen beschränken; jedoch soll 
jeder dritte Bericht die Situation der Familien 
möglichst umfassend darstellen. Die Berichte 
sollen auch darüber Aufschluß geben, inwie- 
weit mit bereits getroffenen familienpoliti- 
schen Maßnahmen die angestrebten Ziele tat- 
sächlich erreicht wurden. 

Der Zweite Familienbericht wurde dem Deut- 
schen Bundestag im Frühjahr 1975 vorgelegt 
(Drucksache V/2532). Während der Erste Fa- 
milienbericht von 1968 zunächst eine breite 
Grundorientierung brachte, Leistungen der Fa- 
milien im Erziehungs- und Bildungsprozeß der 
heranwachsenden Generation aber nicht ein- 
gehend behandelte, legte der Zweite Familien- 
bericht den Schwerpunkt auf diese Zusammen- 
hänge. 

Der nun vorliegende Dritte Familienbericht 
stellt die Situation der Familien in der Bun- 
desrepublik — entsprechend dem Auftrag des 
Deutschen Bundestages — wiederum umfas- 
send dar. Die hierfür eingesetzte vierköpfige 
Sachverständigenkommission legte im Som- 
mer 1978 eine Analyse zur Lage der Familien 
mit daraus abgeleiteten praktisch-politischen 
Schlußfolgerungen in einer ausführlichen Dar- 
stellung und in einem zusammenfassenden Be- 
richt vor. Die Bundesregierung hat dazu die 
folgende Stellungnahme erarbeitet. 

Die Kommission hat das Schwergewicht auf 
die Darstellung der wirtschaftlichen Lage der 
Familien, der Bedeutung der Familie für den 
Bildungsweg der Kinder sowie auf die Dar- 
stellung der Familie im Zusammenhang mit 
der Geburtenentwicklung gelegt. Der Bereich 


der Erziehungsfunktion der Familie, der be- 
reits im Zweiten Familienbericht ausführlich 
behandelt wurde, bleibt im vorliegenden Be- 
richt weitgehend ausgeklammert. Ebenso ver- 
zichtete die Kommission darauf, Probleme der 
regionalen Situation, insbesondere in länd- 
lichen Gebieten, differenziert zu untersuchen. 

Aspekte der Situation ausländischer Familien 
in der Bundesrepublik Deutschland wurden 
jedoch mit aufgenommen. 

Die Sachverständigenkommission konnte sich 
nicht mit Familien mit behinderten Mitglie- 
dern befassen. Zukünftig sollte diesem Thema 
verstärkt Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Allein die Zahl von betroffenen Familien — es 
werden jährlich etwa 40 000 behinderte Kinder 
geboren — gebietet dies. Auch die Stellung 
der alten Menschen in und zu der Familie 
konnte nicht besonders angesprochen werden; 
die Bundesregierung wird prüfen, ob diese zu- 
nehmend wichtiger werdenden Fragen zu 
einem späteren Zeitpunkt gesondert darge- 
stellt werden können. 

Der Wert eines solchen Familienberichts be- Politische 
stimmt sich aus dem Bemühen, die Situation Bedeutung 
der Familien unter dem Einfluß der Wirtschaft- des 
liehen, sozialen und kulturellen Entwicklung Berichts 
und der für die Familien erbrachten gesell- 
schaftlichen Hilfen aufzuzeigen, dabei zugleich 
die Wirksamkeit der gesellschaftlichen Hilfen 
zu untersuchen und Orientierungshilfen für die 
Fortentwicklung der Familienpolitik zu geben. 

Der Dritte Familienbericht kann auch für die 
Weiterentwicklung einer familien- und kind- 
bezogenen Gesellschaftspolitik in der Europäi- 
schen Gemeinschaft Anstöße geben. Zahlrei- 
che Probleme stellen sich heute über die na- 
tionalen Grenzen hinweg ähnlich dar wie dies 
z. B. das Phänomen des Geburtenrückgangs in 
den letzen zehn Jahren zeigt, das in dem Sach- 
verständigenbericht ausführlich behandelt 
wird. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß 
die unabhängige Sachverständigenkommission 
nicht den Auftrag hatte, die Auffassung der 
Bundesregierung zu familienpolitischen Fra- 
gen wiederzugeben. Ihre Aufgabe war es viel- 
mehr, einen Überblick über Problemfelder der 
Familien in der Bundesrepublik zu geben und 
alternative Lösungsansätze für familienpoliti- 
sche Maßnahmen aufzuzeigen. 

Dementsprechend enthält der Bericht auch 
Analysen und Lösungsvorschläge, die mit der 
Auffassung der Bundesregierung nicht über- 
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einstimmen. Es kann im Rahmen dieser Stel- 
lungnahme aber nicht die Aufgabe der Bun- 
desregierung sein, den Bericht der Kommis- 
sion in allen Aussagen und Details zu kom- 
mentieren. 

Das gilt auch für die im Bericht der Kommis- 
sion (der kein Verfassungsrechtler angehörte) 
an verschiedenen Stellen enthaltenen Ausfüh- 
rungen zu Verfassungsfragen, soweit sie im 
Widerspruch zu dem Verfassungsrecht und 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 


gerichts stehen oder zu Mißverständnissen 
Anlaß geben (siehe beispielsweise in Abschnitt 
2.2 über Grenzen für „Staatsinterventionen" 
sowie in Abschnitt 4.1.2 und Abschnitt 4.1.5 
über das Verhältnis Elternrecht/Schule (je- 
weils ausführliche Darstellung), ferner in Ab- 
schnitt 6.2 und 8.4 des zusammenfassenden Be- 
richts mit den Erwägungen zum Kindergeld — 
Beschluß des BVerfG vom 30. März 1977, 
BVerfGE 44/249). 


ABSCHNITT 2 

Familienpolitische Grundsätze der Bundesregierung 


1 Stellenwert der Familie in der Politik 

Die Bundesregierung fördert die Familie mit 
dem Ziel, der Familie als ganzes sowie Kin- 
dern, Jugendlichen und Erwachsenen die best- 
mögliche Entfaltung zu sichern. 

Die Familie nimmt grundlegende Aufgaben im' 
mitmenschlichen Zusammenleben wahr; sie 
kann darin nicht ersetzt werden. 

Viele Aufgaben der Familie haben sich im 
Laufe der Zeit geändert; die Familie ist nach 
wie vor von zentraler Bedeutung für die Ge- 
sellschaft. 

Kinder werden durch die Familie in Sprache, 
Denkweisen und Werte unserer Kultur einge- 
führt. Durch die Zuwendung der Eltern ge- 
winnen Kinder das für ihre persönliche Ent- 
wicklung und ihre Eingliederung in die Ge- 
sellschaft notwendige Vertrauen in ihre Um- 
welt. 

Die Eltern sind über ihre eigene Erziehungs- 
aufgabe hinaus an der Erziehung in der Schule 
und im Kindergarten beteiligt; sie bestimmen 
in diesen Einrichtungen mit. 

Sie haben das Recht, sich an der Gestaltung 
des sozialen Umfeldes der Familie, wie z. B. 
im Bereich familiengerechter Sozial- und 
Städteplanung, zu beteiligen. 

Die Bundesregierung anerkennt und würdigt 
die große Leistung der Familien bei der Er- 
ziehung und Sorge für die Kinder. 

Die weitaus größte Zahl der Eltern ist sich 
ihrer Erziehungsverantwortung bewußt. Ge- 
genüber diesen Familien hat der Staat weder 
die Absicht noch die Befugnis, in die Familien 
einzugreifen. Die gesetzgeberischen Maßnah- 
men auf dem Gebiet des Familienrechts zielen 
darauf ab, intakte Familien abzusichern und 
bei Störung der Familienverhältnisse die er- 
forderliche Hilfestellung zu geben. 


Der freiheitlichen Grundordnung der Bundes- 
republik Deutschland entspricht eine Familien- 
politik, die den Familien erleichtert, nach ei- 
gener Wertorientierung ohne staatliche Ein- 
engung insbesondere zu entscheiden über 

— die Gestaltung der Beziehungen in der Fa- 
milie 

— ■ die Verteilung der Familienaufgaben auf 
die einzelnen Familienmitglieder 

— die Ziele und die Methoden der Erziehung 
der Kinder 

— die Anzahl der Kinder und den Zeitpunkt 
ihrer Geburt 

— ■ ob und wann Eltern Kinder wünschen. 

Männer und Frauen können partnerschaftlich 
entscheiden, wie sie sich ihre Aufgabe in Fa- 
milie und Beruf aufteilen. Es ist nicht Aufgabe 
der Bundesregierung, hierfür Leitbilder vorzu- 
geben. 

Frauen wie Männer sollten die Möglichkeit 
haben, Erziehungsaufgabe und Beruf mitein- 
ander zu verbinden. 

Die Familienpolitik der Bundesregierung trägt 
dazu bei, die Voraussetzungen für diese Wahl- 
freiheit zu verbessern. Heute sind es noch 
überwiegend die Frauen, die die Erziehungs- 
aufgabe in der Familie wahrnehmen. Aner- 
kennung gebührt sowohl Müttern, die sich 
ganz der Aufgabe der Erziehung und des Haus- 
halts widmen, als auch Müttern, die beides — 
Haushalt und Beruf — miteinander verbinden. 
Im Recht der Eltern auf Erziehung ihrer Kin- 
der sieht die Bundesregierung kein vom Staat 
abgeleitetes, sondern ein originäres Recht der 
Familien. Die Familienpolitik der Bundesre- 
gierung geht davon aus, daß die Familien 
grundsätzlich zur Erziehung ihrer Kinder in 
der Lage sind. Um Eltern aber auch die Mög- 
lichkeit zu geben, sich auf Familie und Erzie- 
hung vorzubereiten und im praktischen Erzie- 
hungsalltag im Umgang mit Kindern sicherer 
zu werden, müssen Angebote der Elternbil- 
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Erstes 
Gesetz zur 
Reform des 
Ehe- und 
Familien- 
rechts 


düng, der Ehe-, Familien- und Erziehungsbera- 
tung bereitgestellt werden, die auf den unter- 
schiedlichen Bildungsgrad und die unter- 
schiedlichen sozialen Verhältnisse Rücksicht 
nehmen. Die Bundesregierung wird ihre Be- 
mühungen zur Stärkung der Erziehungskraft 
von Eltern durch Entwicklung neuer Formen 
der Elternbildung fortsetzen. 

Wirtschaftliche Hilfen für die Familien sind 
notwendig, um Eltern von den Kosten zu ent- 
lasten, die durch Pflege, Erziehung und Aus- 
bildung der Kinder entstehen. Die Bundesre- 
gierung legt dabei besonderes Gewicht auf 
den Abbau der Belastungen der Mehrkinder- 
familie, damit Kinder in diesen Familien keine 
schlechteren Entwicklungsbedingungen haben. 
Bei der Fortentwicklung des Familienlasten- 
ausgleichs ist anzustreben, Kindergeld, Steuer- 
vergünstigungen und kindbezogene Leistun- 
gen in den verschiedensten Sozialgesetzen 
noch besser aufeinander abzustimmen, zu ver- 
einfachen und durchschaubarer zu machen. 

Neben Leistungen, die alle Familien erhalten, 
sind die gezielten Hilfen weiterzuentwickeln, 
um die Entwicklungschancen von Kindern zu 
verbessern, die in besonders belasteten Fami- 
lien (alleinerziehende Eltern mit Kindern, Fa- 
milien mit behinderten Kindern, sozial beson- 
ders benachteiligte Familien, Familien auslän- 
discher Arbeitnehmer usw.) oder in Familien 
mit erheblichen Erziehungsproblemen leben. 
Hilfen zur Selbsthilfe haben dabei grundsätz- 
, lieh Vorrang. 

Neben den Hilfen, die den Familien unmittel- 
bar zugute kommen, muß das Familienleben 
durch eine kinderfreundlichere Gestaltung der 
Familienumwelt erleichtert werden. Städtebau 
und Wohnungsbau müssen ebenso dazu bei- 
tragen wie die Gestaltung des Arbeitslebens. 

Die hohe Priorität, die die Bundesregierung 
der Familienpolitik einräumt, spiegelt sich in 
den grundlegenden Reformen und Leistungs- 
verbesserungen für Familien in den letzten 
Jahren wider. 

Das am 1. Juli 1977 in Kraft getretene Erste Ge- 
setz zur Reform des Ehe- und Familienrechts 
bekräftigt den Grundsatz der auf Lebenszeit 
angelegten Ehe. Es gibt beiden Ehegatten Ent- 
scheidungsfreiheit, erwerbstätig zu sein, legt 
aber ausdrücklich fest, daß auf die Belange 
des jeweils anderen Ehegatten und der Fami- 
lie Rücksicht zu nehmen ist. Es bestimmt, daß 
Haushaltsführung und Kindererziehung der 
Erwerbstätigkeit einschränkungslos gleichste- 
hen. Das neue Eherecht geht davon aus, daß 
die Ehe eine Partnerschaft Gleichberechtigter 
und Gleichverpflichteter ist. Damit schützt es 
Ehe und Familie. Es macht die Ehe weder 
„leichter kündbar" (so angedeutet in der aus- 
führlichen Darstellung, Abschnitt 3.3.2), noch 
verstärkt es die Neigung, anstatt einer Ehe 
eine eheähnliche Verbindung einzugehen (so 
die Vermutung in der ausführlichen Darstel- 
lung, Abschnitt 2.1). Die seit 1970 kontinuier- 


lich abfallende Eheschließungskurve ist nach 
Inkrafttreten des neuen Scheidungsrechts nicht 
überproportional abgefallen. Auf der anderen 
Seite ist auch nicht belegbar, daß das neue 
Recht Scheidungen in einer Weise erschwert, 
daß von einer Verringerung der Scheidungs- 
quote ausgegangen werden kann, wie dies in 
der ausführlichen Darstellung in Abschnitt 
5.2.4 angedeutet wird. Die ersten Zahlen lassen 
vermuten, daß hinsichtlich der Scheidungszah- 
len voraussichtlich keine Änderungen eintre- 
ten werden. Das reformierte Eherecht verbes- 
sert die Position des wirtschaftlich schlechter 
gestellten geschiedenen Ehegatten durch die 
Regelung, daß der wirtschaftlich schwächere 
Ehegatte im Fall der Scheidung in einer gan- 
zen Reihe von Fällen Anspruch auf Unterhalt 
hat. Die während der Ehe erworbenen Ansprü- 
che auf Alterssicherung werden bei der Schei- 
dung gleichmäßig an beide Ehepartner aufge- 
teilt. Dadurch wird ebenfalls die Leistung der 
nichterwerbstätigen Ehefrau in Haushalt und 
Familie als gleichwertiger Beitrag in der Al- 
tersversorgung anerkannt. 

Dem gewandelten Verständnis über die Bezie- 
hungen zwischen Eltern und Kindern trägt das 
Gesetz zur Neuregelung des Rechts der elter- 
lichen Sorge vom 18. Juli 1979 (BGBl. I S. 1061) 
Rechnung. Das Gesetz betrachtet das Eltern- 
Kind- Verhältnis nicht als Gewaltverhältnis, 
sondern als Sorgerechtsverhältnis. Eltern neh- 
men die sich aus ihrer Elternschaft ergebende 
Verantwortung gegenüber ihren Kindern wahr 
und haben deshalb das Recht und die Pflicht, 
für ihre Kinder zu sorgen. Das vom Grundge- 
setz garantierte Elternrecht (Artikel 6 GG) ent- 
hält als wesensbestimmenden Bestandteil die 
Pflicht zur Pflege und Erziehung des Kindes 
(Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
29. Juli 1968, BVerfGE 24/119, 120, 143). Die 
Grundrechte der Kinder auf Entfaltung der 
Persönlichkeit und auf Achtung der Menschen- 
würde müssen bei Regelungen über Pflege und 
Erziehung beachtet werden. Die gesetzliche 
Neuregelung des elterlichen Sorgerechts trägt 
diesen Grundsätzen Rechnung. Sie achtet ent- 
sprechend Artikel 6 des Grundgesetzes die 
Selbstverantwortlichkeit der Familie, schützt 
und fördert sie. 

Die Neuregelung verbessert insbesondere den 
Schutz gefährdeter Kinder. Sie stellt sicher, 
daß Kindern wirksam geholfen werden kann, 
wenn die Eltern eine Gefahr von sich aus 
nicht abwenden können oder wollen. Pflege- 
kinder sollen davor bewahrt werden, daß sie 
durch plötzliche Herausnahme aus einer 
Dauerpflegestelle, in die sie sich eingelebt 
haben, seelisch geschädigt werden. In Ange- 
legenheiten der Ausbildung und des Berufs 
sollen die Eltern auf Eignung und Neigung des 
Kindes Rücksicht nehmen; wenn sie dies nicht 
tun und dadurch die Besorgnis begründet wird, 
daß die Entwicklung des Kindes nachhaltig 
und schwer beeinträchtigt wird, entscheidet 
das Vormundschaftsgericht. In Verfahren über 


Neurege- 
lung des 
Rechts der 
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Verbesse- 
rung der 
Lebensbe- 
dingungen 
der Familie 


Angelegenheiten, durch die das Kind unmittel- 
bar betroffen wird, wie z. B. die Sorgerechts- 
verteilung bei Scheidung der Ehe der Eltern, 
soll das Kind von der Entscheidung des Ge- 
richts in weiterem Maß als bisher angehört 
werden. 

Auch der dem Deutschen Bundestag zugelei- 
tete Entwurf eines neuen Jugendhilfegesetzes 
beinhaltet eine Stärkung der Familie im Er- 
ziehungsprozeß des Kindes. Der Entwurf sieht 
Unterstützungsverpflichtungen für die Erzie- 
hung in der Familie vor, die erheblich über 
das geltende Recht hinausgehen, um den Vor- 
rang des Elternrechts und der Erziehung in der 
eigenen Familie auch im Leistungsrecht der 
Jugendhilfe zu verankern. 

Durch Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Familie, insbesondere durch zusätzliche 
wirtschaftliche Familienhilfen, wurden bessere 
Voraussetzungen für das Leben in der Familie 
und die Förderung des Bildungsweges der Kin- 
der geschaffen. Das Kindergeld wurde in die- 
sem Jahr erneut angehoben. Ab 1. Januar 1979 
erhalten Familien für das 3. und jedes weitere 
Kind 200 DM monatlich statt bisher 150 DM. 
Für das 2. Kind gibt es vom 1. Juli 1979 an 100 
DM monatlich statt bisher 80 DM. Damit wird 
unterstrichen, daß die mit der Reform des Fa- 
milienlastenausgleichs eingeleitete Politik zur 
wirtschaftlichen Stärkung der Familien konse- 
quent und gezielt fortgesetzt wird. 

Darüber hinaus wurde im Mai 1979 der von 
der Bundesregierung eingebrachte Gesetzent- 
wurf zur Einführung eines Mutterschaftsur- 
laubs vöm Deutschen Bundestag beschlossen, 
wonach ein Mutterschaftsurlaub von vier Mo- 
naten ab dem 1. Juli 1979 eingeführt wird, der 
sich an die bisherige Mutterschutzfrist nach 
der Geburt (acht Wochen) anschließt. Das Ge- 
setz will die im Arbeitsverhältnis stehende 
Mutter von ihrer Doppelbelastung gerade in 
einer Zeit entlasten, in der sie noch weiterer 
Schonung bedarf. Zudem brauchen Arbeitneh- 
merinnen, die in den ersten Lebensmonaten 
des Kindes sich ganz seiner Pflege und Erzie- 
hung widmen wollen, dann nicht mehr um 
ihren Arbeitsplatz zu fürchten und werden 
wirtschaftlich durch einen Lohnersatz in Form 
von Mutterschaftsgeld weitgehend gesichert. 
Die Einführung des Mutterschaftsurlaubs wer- 
tet die Bundesregierung als eine Verbesserung 
der Möglichkeit, Berufsarbeit und Kinderpfle- 
ge stärker in Einklang zu bringen. 

Die finanzielle Lage alleinerziehender Eltern- 
teile ist durch die Erhöhung des Haushaltsfrei- 
betrags im Steuerrecht von 1 200 DM auf 
3 000 DM jährlich verbessert worden. Um 
einem häufig beklagten Mißstand entgegenzu- 
wirken, ist durch den im Deutschen Bundestag 
von den Fraktionen der SPD und der FDP ein- 
gebrachten und inzwischen gleichfalls verab- 
schiedeten Gesetzentwurf zur Sicherung des 
Unterhalts von Kindern alleinstehender Müt- 
ter und Väter durch Unterhaltsvorschüsse oder 


Unterhaltsausfalleistungen (Gesetz zur Siche- 
rung des Unterhalts von Kindern alleinstehen- 
der Mütter und Väter durch Unterhaltsvor- 
schüsse oder -ausfalleistungen vom 23. Juli 
1979 BGBl. 1 S. 1184) eine weitere Verbesserung 
vorgesehen. Mit dem Gesetz soll den Schwie- 
rigkeiten begegnet werden, die alleinstehende 
Elternteile mit ihren Kindern haben, wenn sich 
ein Elternteil den Zahlungsverpflichtungen ge- 
genüber einem unterhaltsberechtigten Kind 
entzieht, hierzu ganz oder teilweise nicht in 
der Lage ist oder ein Elternteil verstorben ist. 
Das Gesetz sieht vor, daß ausbleibende Zah- 
lungen vom 1. Januar 1980 an aus öffentlichen 
Mitteln in festgelegten Grenzen übernommen 
werden. 

Auch im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit 
ist die Bundesregierung bemüht, die Familie 
im gesellschaftlichen Bewußtsein aufzuwerten, 
wie z. B. mit der Kampagne „Familie — jeder 
für jeden". 

2 Eltern im Spannungsfeld von Familie 
und Beruf 

2.1 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
das Recht auf Berufstätigkeit und Teilnahme 
am öffentlichen Leben und an der Erfüllung 
von Aufgaben in Haushalt und Familie Frauen 
und Männern gleichermaßen zusteht. Das neue 
Ehe- und Familienrecht hat eine einseitige 
Aufgabenverteilung beseitigt. 

Insofern ist die von der Kommission (Abschnitt 
8.1 ihres Berichts) formulierte 3. Prämisse in 
ihrer Beschränkung auf die Frau unvollstän- 
dig. 

Vielfach werden auch heute noch Aufgaben 
des Haushalts und der Erziehung entsprechend 
dem traditionellen Rollenverständnis primär 
als Sache der Frau angesehen und in erster 
Linie von Frauen wahrgenommen. Dem ent- 
spricht die im Erwerbsleben deutlich schlech- 
tere Situation der Frauen. Es ist deshalb wich- 
tig, überholte einseitige Rollenvorstellungen 
abzubauen. Die Anregungen der Kommission 
werden begrüßt, die die Doppelbelastung vie- 
ler Frauen durch Beruf und Familie als drin- 
gendes Problem herausstellen und Lösungen 
Vorschlägen. 

Rollenveränderungen sieht die Bundesregie- 
rung aber nicht nur bei den Frauen, sondern 
auch bei den Männern, deren Familienrolle 
bisher zu gering eingeschätzt wird. 

Viele Mädchen werden vorwiegend auf ihre 
spätere Familienrolle und Jungen fast aus- 
schließlich auf ihre spätere Berufsrolle hin er- 
zogen. Die Tatsache, daß auch verheiratete 
Frauen zunehmend erwerbstätig sind, und die 
sich daraus ergebenden Veränderungen in der 
Aufgabenverteilung zwischen Männern und 
Frauen auch in der Familie, insbesondere die 
Notwendigkeit einer verstärkten Beteiligung 
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der Väter an der Kinderbetreuung, wird zu 
wenig erkannt und anerkannt und deshalb 
unterbewertet. Die Bundesregierung versucht, 
durch Öffentlichkeitsarbeit und Förderung von 
Elternbildung die Voraussetzung für eine dem 
Ziel der Chancengleichheit entsprechende Er- 
ziehung zu schaffen. In diesem Zusammenhang 
begrüßt die Bundesregierung den Vorschlag 
der Kommission, Fragen der Erziehung und des 
partnerschaftlichen Zusammenlebens in Ehe 
und Familie im Unterricht mitzubehandeln. 

2.2 

Die gesellschaftlichen Bedingungen müssen so 
gestaltet werden, daß Männer ebenso wie 
Frauen in der Lage sind, Aufgaben der Familie 
wahrzunehmen (so auch die Kommission im 
zusammenfassenden Bericht). Das bedeutet vor 
allem auch eine Umgestaltung der Arbeitswelt, 
die in ihren Strukturen und Abläufen stärker 
auf familiäre Belange Rücksicht nehmen muß. 
Die Bundesregierung hat mit der Möglichkeit 
der Beurlaubung erwerbstätiger Väter oder 
Mütter zur Pflege erkrankter Kinder sowie der 
Beurlaubung oder Teilzeitbeschäftigung aus 
familiären Gründen für Männer und Frauen 
im öffentlichen Dienst wichtige Schritte in 
diese Richtung unternommen. 

Damit Männer und Frauen Beruf und Familie 
besser miteinander vereinbaren können, hält 
die Bundesregierung eine Ausdehnung und 
Verbesserung des Kinderbetreuungsangebots 
— auch in der Nähe der Arbeitsstätten — und 
eine Änderung der Arbeitszeiten für bedeut- 
sam. Eine veränderte, stärker auf Familien- 
belange ausgerichtete Arbeitsorganisation 
würde es Eltern erleichtern, die Kinderbetreu- 
ung weitgehend selbst zu übernehmen, ohne 
daß dabei ein Eltemteil auf Erwerbstätigkeit 
verzichten muß. 


3 Zur wirtschaftlichen Lage der Familien 

3.1 

Die Aussagen des Dritten Familienberichts zu 
den Einkommensverhältnissen von Familien 
gewähren nur begrenzt Aufschluß und stützen 
sich im wesentlichen auf die Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe von 1973. Dies liegt 
sicher daran, daß auf diesem Gebiet die sta- 
tistische Datenlage generell unbefriedigend 
ist. Insgesamt gesehen haben sich die Realein- 
kommen der Familienhaushalte auch in den 
zurückliegenden, wirtschaftlich schwierigen' 
Jahren verbessert. Dies ist auch ein Erfolg der 
Stabilitätspolitik der Bundesregierung. 

Die Bundesregierung weiß jedoch, daß die 
wirtschaftliche Lage von jungen Familien, von 
kinderreichen Familien, von alleinerziehenden 
Vätern und Müttern sowie Familien mit be- 
sonders niedrigem Einkommen auch heute 
noch zum Teil unbefriedigend ist. Bei niedri- 
gem Familieneinkommen sind häufig beide El- 


tern gezwungen, erwerbstätig zu sein, um den 
Unterhalt der Familie zu sichern. Bei allein- 
erziehenden Vätern und Müttern weisen der 
relativ hohe Erwerbstätigkeitsanteil mit rela- 
tiv niedrigem durchschnittlichen Arbeitsein- 
kommen und eine starke Inanspruchnahme 
staatlicher Hilfen auf Schwierigkeiten bei der 
Sicherung des Lebensunterhalts der Familie 
hin. Bei Familien mit mehreren Kindern sinkt 
das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen für El- 
tern und Kinder mit steigender Kinderzahl 
trotz öffentlicher Leistungen ab. Bei jungen 
Familien führen entweder die Unterbrechung 
der Erwerbstätigkeit von Vätern oder Müttern 
nach der Geburt eines Kindes oder — bei Fort- 
führung der Erwerbstätigkeit — zusätzliche 
Kosten der Kinderbetreuung häufig zu einer 
angespannten wirtschaftlichen Lage. 

Die 1978 und 1979 von Bundesregierung und 
Bundestag beschlossenen zusätzlichen Leistun- 
gen für die Familien sollen nicht zuletzt die- 
sen Familien helfen. 

Gerade die Einkommenssituation von Mehr- 
Kinder-Familien hat sich gegenüber dem Be- 
richtszeitraum der Sachverständigenkommis- 
sion durch gezielte staatliche Leistungen, ins- 
besondere Anfang 1975 durch die Reform des 
Familienlastenausgleichs und 1978 durch eine 
Kindergelderhöhung verbessert. Berechnungen 
des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit auf der Grundlage des durch- 
schnittlichen Arbeitnehmereinkommens zei- 
gen, daß das verfügbare Einkommen der Fa- 
milien mit Kindern im Vergleich zu dem kin- 
derloser Ehepaare zwischen 1973 und 1978 
stärker angestiegen ist. Infolgedessen hat sich 
auch die von der Sachverständigenkommission 
aufgezeigte Relation des monatlichen Pro- 
Kopf-Einkommens zugunsten der Mehr-Kin- 
der-Familien verändert. 

Die Kindergelderhöhungen des Jahres 1979 
verbessern erneut die Einkommen der Fami- 
lien mit mehreren Kindern. Die monatlichen 
Kindergeldbeträge für eine Familie mit drei 
bzw. vier Kindern lagen seit dem 1. Januar 
1975 bei DM 240 bzw. DM 360 und seit dem 
1. Januar 1978 bei DM 280 bzw. DM 430. Heute 
erhält die Familie mit drei Kindern DM 350 
und die Familie mit vier Kindern DM 550. 

Die Leistungefi der öffentlichen Hand für Fa- 
milien werden von der Sachverständigenkom- 
mission mit globalen Zahlen dargestellt. Da- 
mit werden wichtige bisher nicht greifbare 
Daten bereitgestellt; derartige Berechnungen 
sollten freilich künftig durch eine differenzier- 
te Darstellung der Umverteilungswirkungen — 
z. B. an Hand typischer Einzelbeispiele — wei- 
tergeführt und bewertet werden. 

3.2 

über die Entwicklung der Lebenshaltungsko- 
sten von Kindern herrscht in der öffentlichen 
Diskussion Unklarheit. Dies liegt sowohl an 
der Unvollständigkeit der statistischen Infor- 
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mation wie an unterschiedlichen Berechnungs- 
methoden. Hier müssen weitere Untersuchun- 
gen angestellt werden. Die von der Sachver- 
ständigenkommission im Dritten Familienbe- 
richt vorgenommenen oder wiedergegebenen, 
im Ergebnis teilweise voneinander abweichen- 
den Berechnungen der Aufwendungen für Kin- 
der können hier bereits zu einer Versachli- 
chung der Diskussion beitragen. 

3.3 

Armuts- Die Sachverständigenkommission hat den Be- 
begriff griff der Armut sehr weit interpretiert. Die 
Bundesregierung kann diesem Armutsbegriff 
nur teilweise zustimmen. 

Die Kommission unterscheidet zwischen pri- 
märer Armut (nicht gesichertes physisches 
Existenzminimum), sekundärer Armut (die in 
allen Einkommensschichten mögliche subjek- 
tive Wertung, daß der tatsächliche Lebens- 
standard dem als angemessen angesehenen 
nicht entspricht) und tertiärer Armut (das Un- 
terschreiten eines sozial- und gesellschafts- 
politisch bestimmten Mindestlebensstandards). 
Die Bundesregierung teilt mit der Sachver- 
ständigenkommission die Auffassung, daß in 
der Bundesrepublik Deutschland die Absiche- 
rung sowohl der Grundbedürfnisse des Lebens 
wie des sozialkulturellen Mindestbedarfs durch 
das Netz der sozialen Sicherung insgesamt ge- 
währleistet ist. Auch nach Auffassung der 
Bundesregierung ist es unerwünscht, daß Fa- 
milien mit ihrem verfügbaren Einkommen 
unter das Sozialhilfeniveau absinken. Die 
Sachverständigenkommission meint, daß dies 
bei Familien in unteren Einkommensgruppen 
mit steigender Kinderzahl vermehrt der Fall 
sei. Aber gerade die Einschätzung, daß Mehr- 
Kinder-Familien — besonders in den unteren 
Einkommensgruppen — einer verstärkten 
wirtschaftlichen Hilfe bedürfen, hat die Bun- 
desregierung dazu veranlaßt, den Familien- 
lastenausgleich für das zweite, dritte und wei- 
tere Kinder 1978 und 1979 entscheidend zu 
verbessern. 

Wenig sinnvoll erscheint ein Armutsbegriff, 
der auf subjektive Vorstellungen abhebt. Einen 
Mangel empfinden bzw. sich „arm“ fühlen und 
„arm“ sein, sind zwei verschiedene Dinge. In 
der sozialpolitischen Diskussion sollte mit dem 
Begriff der sekundären Armut daher nicht ope- 
riert werden. 

Die Absicherung in Notlagen garantiert das 
System der sozialen Sicherung, die Sozialhilfe. 
Sie sichert den Mindestlebensunterhalt derer, 
die dauernd auf Hilfe angewiesen sind und 
will gleichzeitig Hilfe zur Selbsthilfe leisten. 
In den letzen Jahren sind sowohl die Leistun- 
gen der Sozialhilfe beträchtlich erhöht als 
auch die Zahl der Leistungsempfänger ausge- 
weitet worden. Aus diesen Verbesserungen 
zu schließen, daß mehr Leute „arm“ geworden 
seien, bedeutet eine Verkennung der Zusam- 
menhänge. Wenn der Lebensunterhalt in Ein- 


zelfällen unter dem Sozialhilfeanspruch liegt, 
so ist das auf den Verzicht auf die Sozialhilfe 
oder auch auf Unkenntnis über die bestehen- 
den Ansprüche zurückzuführen. Die Bundes- 
regierung wird sich weiter darum bemühen, 
die Bürger über ihre Rechte aufzuklären. 

Ein Sonderproblem ist die Sicherung des Le- 
bensunterhalts verwitweter Frauen, die bisher 
vielfach — insbesondere bei Heimunterbrin- 
gung — trotz Leistungen aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf ergänzende Sozial- 
hilfeleistungen angewiesen sind. Zu dieser 
grundsätzlichen Frage der sozialen Sicherung 
der Frau wird in Abschnitt 3 Stellung genom- 
men. 

3.4 

Trotz einer Reihe gegenteiliger Anhaltspunkte Kritik der 
gelangt die Sachverständigenkommission zu Wohl- 
dem Ergebnis, daß sich die Familienhaushalte standsge- 
nur bedingt den marktwirtschaftlichen Spiel- Seilschaft 
regeln gewachsen zeigen, ihre Bedürfnisse 
überlegt decken; sie unterliegen einer durch 
Leistungs- und Konsumdruck ausgelösten 
Spannung, die sie nur zum Teil bewältigen 
könnten. Eine solche verkürzte Kritik der Kon- 
sumgesellschaft birgt nach Auffassung der 
Bundesregierung die Gefahr in sich, angespro- 
chene Probleme von Familien eher zuzudek- 
ken, als sie zu lösen. 

Wenn, wie die Sachverständigenkommission 
feststellt, über 90 Vo der Bürger nach mehr Le- 
bensqualität vor allem im nichtmateriellen 
Bereich streben, zeigt dies auch die Mündig- 
keit einer Gesellschaft gegenüber der Prägung 
durch Konsumnormen. Die von der Sachver- 
ständigenkommission selbst vorgestellten Fak- 
ten unterstreichen dies. Die durchschnittliche 
Verschuldung von Familienhaushalten, auch 
derjenigen mit mehreren Kindern, ist gering. 

Sie wird zudem von der durchschnittlichen 
Sparleistung der Familienhaushalte bei weitem 
übertroffen. 

Dies trifft in geringem Maße sogar für junge 
Familienhaushalte zu. Die Sparquote erhöht 
sich mit wachsendem Wohlstand. Bei den fest- 
gestellten Sparzielen nehmen die „Vorsorge 
gegen Notfälle“ bei knapp der Hälfte, und die 
„Sicherung der Altersversorgung“ bei gut 
einem Viertel der befragten Familienhaushalte 
die höchsten Ränge ein. 


4 Geburtenrückgang und Bevölkerungsprozeß 

Der Geburtenrückgang — ein Phänomen, das 
in Deutschland und in anderen europäischen 
Industrieländern seit etwa 100 Jahren zu be- 
obachten ist — hat in der Bundesrepublik 
Deutschland zu einer rückläufigen Bevölke- 
rungsentwicklung geführt. Die Bundesregie- 
rung beobachtet diese Entwicklung mit großer 
Aufmerksamkeit und ist sich der daraus fol- 
genden Probleme bewußt. 


8 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode DfUCksaChe 8/3120 


Berück- 
sichtigung 
der demo- 
graphi- 
schen Ent- 
wicklung 


Familie 

und 

Erziehung 


Sie stimmt der von der Kommission in diesem 
Zusammenhang erhobenen Forderung zu, daß 
Kinderwünsche von Eltern erfüllbar sein sol- 
len und es ein grundlegendes Recht der Paare 
ist, sich für Kinder zu entscheiden. 

Die Bundesregierung hat sich schon in der 
Vergangenheit bereits eingehend mit den Tat- 
beständen, Ursachen urid Auswirkungen des 
Geburtenrückgangs befaßt. In diesem Zusam- 
menhang wird auf die ausführlichen Stellung- 
nahmen verwiesen, die in den beiden Antwor- 
ten der Bundesregierung auf die Kleinen An- 
fragen der Opposition zur langfristigen Bevöl- 
kerungsentwicklung sowie zur langfristigen 
Sicherung des Generationsvertrages in der Al- 
terssicherung im Zusammenhang mit der Ge- 
burtenentwicklung (vgl. Drucksache 8/680 vom 
24, Juni 1977 und Drucksache 8/1982 vom 
10, Juli 1978) abgegeben wurden. Die Bundes- 
regierung geht davon aus, daß die Bevölke- 
rungsentwicklung und Verschiebungen in der 
Altersschichtung der Gesellschaft bei politi- 
schen Entscheidungen von Bund, Ländern und 
Gemeinden zunehmend berücksichtigt werden 
müssen. Sie hält es für notwendig, die Erfor- 
schung der Ursachen der Bevölkerungsent- 
wicklung verstärkt fortzusetzen und Analysen 
der Auswirkungen auf Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft zu erstellen. 

Die Entscheidung für ein Kind ist eine persön- 
liche Angelegenheit, in die der Staat nicht un- 
mittelbar eingreifen darf. 

Die Bundesregierung hält es allerdings für not- 
wendig, eine kinderfreundlichere Umwelt zu 
schaffen und die Lebensbedingungen für Fa- 
milien zu verbessern. Dies bleibt eines der 
wichtigsten Ziele der Bundesregierung. Die 
familienpolitischen Leistungen und Vorhaben, 
auf die in dieser Stellungnahme mehrfach hin- 
gewiesen ist, werden um des Wohles der Fa- 
milien und ihrer einzelnen Mitglieder willen 
betrieben. Das schließt nicht aus, daß von sol- 
chen Maßnahmen auch Wirkungen auf die 
Geburtenentwicklung ausgehen können. 

Die Bundesregierung hat durch Kabinettbe- 
schluß vom 15. November 1978 zwei inter- 
ministerielle Arbeitsgruppen eingerichtet, und 
zwar eine „Arbeitsgruppe für Bevölkerungs- 
fragen" unter dem Vorsitz des Bundesmini- 
sters des Innern und eine weitere „Arbeits- 
gruppe für Familie und kinderfreundliche Um- 
welt" unter dem Vorsitz des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit. Für die 
Arbeit beider Arbeitsgruppen werden die von 
der Sachverständigenkommission vorgelegten 
Ergebnisse nützlich sein. 


5 Familienpolitik und Bildungspolitik 
5.1 

Die Bundesregierung stimmt der Kommission 
zu, wenn diese die Notwendigkeit einer Ver- 
klammerung familienpolitischer und bildungs- 


politischer Maßnahmen betont. Familienpolitik 
und Bildungspolitik dürfen — darauf weist die 
Sachverständigenkommission zu Recht hin — 
in keinem Gegensatz zueinander stehen. Dies 
ist nach Auffassung der Bundesregierung auch 
nicht der Fall. Erziehung und Bildung in Fa- 
milie und Bildungswesen müssen sich im Inter- 
esse des Kindes ergänzen. 

Im Laufe der Geschichte haben sich die Auf- 
gaben der Familie mehrfach verändert. Die 
Familie hat aber nichts von ihrer zentralen 
Bedeutung für die Gesellschaft eingebüßt. 
Auch die heutige Familie sieht nach wie vor 
ihre vorrangige Aufgabe in der Erziehung 
ihrer Kinder; sie setzt die Erziehungsziele und 
beeinflußt darüber hinaus entscheidend den 
Bildungsweg der Kinder. 

5.2 

Die Entwicklung und die Reform des Bildungs- 
wesens in den letzten Jahren werden von der 
Sachverständigenkommission teilweise wider- 
sprüchlich beurteilt. Nach Meinung der Bun- 
desregierung haben Ausbau und Reform des 
Bildungswesens in den 60er und 70er Jahren 
die Bildungschancen des einzelnen stetig ver- 
bessert und dazu beigetragen, sein Recht auf 
eine qualifizierte Bildung zu verwirklichen, 
insbesondere den Zugang zur beruflichen Bil- 
dung und zum Studium zu erleichtern. Sozial 
bedingte Benachteiligungen im Bildungswesen 
wurden weiter abgebaut. Die Schaffung eines 
umfangreichen Ausbildungsförderungssystems 
durch das Bundesausbildungsförderungsgesetz 
und die Lernmittelfreiheit in vielen Bundes- 
ländern haben zusammen mit anderen Lei- 
stungen eine spürbare finanzielle Entlastung 
der Familie gebracht und damit die Bildungs- 
chancen für alle entscheidend verbessert. Der 
Ausbau der Förderung im Vorschulbereich, 
die Ausweitung und Verbesserung des päd- 
agogischen Angebotes — heute können zwei 
von drei Kindern unter sechs Jahren dieses 
nutzen — sind eine wichtige Grundlage für 
die weitere Bildung. 

Die Bildungsgänge sind insgesamt vielfältiger 
und durchlässiger geworden. So können Schu- 
le und Berufsbildung besser auf die individuel- 
len Interessen und Fähigkeiten eingehen. 

Dennoch ist die Bildungsbeteiligung insbe- 
sondere von Kindern aus sozial schwachen 
Bevölkerungsgruppen sowie von Ausländer- 
kindern noch nicht zufriedenstellend. 

5.3 

Zunehmend werden in den Bildungsgängen 
stärker die Bedingungen der Arbeitswelt be- 
rücksichtigt und die Jugendlichen besser auf 
die Berufswahl vorbereitet. Zugleich hat sich 
die Bedeutung einer erweiterten Grundbildung 
für die Entwicklung der Persönlichkeit und 
die soziale Entfaltung des einzelnen verstärkt. 
Dabei werden auch erweiterte Fähigkeiten, 
z. B. im sprachlichen und sozialen Bereich, 
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ebenso wie musisch-kulturelle Fähigkeiten 
entwickelt. Hinzuweisen ist hier auch auf den 
Ausbau der beruflichen Grundbildung, die in 
die Ausbildungsförderung einbezogen worden 
ist. 

Qualifikationen im Bildungswesen können 
nicht ausschließlich unter dem Aspekt der 
Anforderungen des Beschäftigungssystems ge- 
sehen werden, wie es einige Formulierungen 
der Sachverständigenkommission anzudeuten 
scheinen. Bildung dient einer umfassenden 
Vorbereitung auf alle Lebensbereiche — Ar- 
beit, gesellschaftliche Aktivitäten, Familie und 
Freizeitaktivitäten — und muß die Bereitschaft 
und Fähigkeit zum lebenslangen Lernen för- 
dern. 

Die Verbesserung der Bildungschancen der 
jüngeren Generation ist nicht auf den allge- 
meinbildenden Bereich beschränkt. Die Bun- 
desregierung hat in den vergangenen Jahren 
erhebliche Anstrengungen unternommen, um 
die berufliche Bildung zu einem Schwerpunkt 
bildungspolitischer Reformen — gleichgewich- 
tig neben der allgemeinen Bildung — zu ma- 
chen. Sie möchte damit Haupt- und Realschü- 
lern günstigere Startbedingungen für den Be- 
rufseintritt und das weitere Berufsleben ver- 
schaffen. 

Die Bundesregierung stimmt der Feststellung 
der Sachverständigenkommission zu, daß im- 
mer noch ein deutlicher Zusammenhang zwi- 
.schen der sozialen Herkunft (Familienzuge- 
hörigkeit) und den Ausbildungs- bzw. Berufs- 
chancen besteht. Eine qualifizierte Berufs- 
ausbildung stärkt die Entwicklung der Per- 
sönlichkeit und soziale Entfaltung des einzel- 
nen, erhöht die Chancen in das Erwerbsleben 
integriert zu werden, und verbessert die so- 
zialen und materiellen Bedingungen auch für 
junge Familien. 

Die Bundesregierung verkennt nicht, daß es 
beim Übergang vom Bildungs- in das Beschäf- 
tigungssystem aus strukturellen und konjunk- 
turellen Gründen und wegen des zeitweise 
stark steigenden Angebots an Arbeitskräften 
aufgrund von besonders starken Geburtsjahr- 
gängen zu Anpassungsschwierigkeiten kom- 
men kann. Um den Übergang zu erleichtern, 
hat die Bundesregierung bereits eine Reihe 
von arbeitsmarktpolitischen Instrumenten ge- 
schaffen. Sie hilft darüber hinaus in Zusam- 
menarbeit mit den Ländern durch ein erhöhtes 
Angebot von Umschulungs- und Fortbildungs- 
maßnahmen, durch Eingliederungshilfen etc, 
dem einzelnen den Übergang in eine Beschäf- 
tigung zu erleichtern. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß es 
keine vollständige Anpassung von Bildungs- 
und Beschäftigungssystem geben kann. Der 
Bedarf des Arbeitsmarktes ist — nach Berufs- 
fachrichtungen und Qualifikationen gegliedert 
— langfristig nicht vorhersehbar. Aber auch 
unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten 
wäre es problematisch, den Abschlüssen und 


Zugangsvoraussetzungen im Bildungswesen 
Steuerungsfunktionen zuzuweisen (vgl. das 
verfassungsrechtlich verbriefte Grundrecht auf 
freie Wahl von Ausbildungsstätte und Beruf). 

Die Bundesregierung ist jedoch bemüht, den 
Übergang vom Bildungs- in das Beschäfti- 
gungssystem für den einzelnen zu erleichtern. 
Voraussetzung ist eine breitangelegte Grund- 
bildung sowie eine qualifizierte berufliche 
Erstausbildung für möglichst alle Jugendli- 
chen. 

5.4 

Die Sachverständigenkommission weist dar- Verbesse- 
auf hin, daß durch die Ausweitung des Bil- rung der 
dungswesens zwar mehr Jugendliche qualifi- Bildungs- 
zierte Bildungsabschlüsse erwerben konnten, Chancen 
diese aber in der späteren Berufspraxis nur 
teilweise zum Tragen kam. Nach Meinung der 
Bundesregierung ist die erhöhte Bildungsbe- 
teiligung eindeutig positiv zu werten. Die Ent- 
wicklung des Bildungswesens in den letzten 
Jahren hat zu einer Aufweichung der früher 
starren „Bildungspyramide" geführt. Damit ha- 
ben die Bildungs- und Berufschancen unab- 
hängig von der sozialen Herkunft zugenom- 
men. 

So hat sich z. B. der Anteil von Kindern aus 
Arbeiterfamilien an den Hochschulen von 1966 
bis 1976 (vor allem auch wegen der Einfüh- 
rung des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes) fast verdoppelt. Es besteht allerdings noch 
immer ein starkes Mißverhältnis zwischen 
ihrem Anteil an der Gesamtbevölkerung und 
ihrer Beteiligung an höher qualifizierenden 
Bildungsgängen. Auf fast allen Stufen des Bil- 
dungssystems sind aber Übergänge in Rich- 
tung weiterführender Bildungsangebote mög- 
lich geworden. 

Im Vergleich 1965 bis 1975 zeigt sich, daß von 
zwölf Millionen Kindern, die 1975 eine Schule 
besuchten, aufgrund der gestiegenen Bildungs- 
beteiligung 1,5 Millionen mehr auf dem Weg 
zu einem mittleren Abschluß waren und 
300 000 mehr in der Oberstufe des Gymnasiums 
als 1965 (wie die Bundesregierung in ihrer 
Antwort auf die Große Anfrage der Fraktionen 
der SPD, FDP Drucksache 8/1703 vom 13. April 
1978 ausgeführt hat). Das zeigt, daß — auf- 
grund gestiegener Bildungswünsche, des 
gleichzeitigen Ausbaus des Bildungswesens 
und 'der finanziellen Unterstützungen — mehr 
Familien ihre Kinder in weiterführende Bil- 
dungseinrichtungen schicken konnten. Das- 
selbe gilt für die berufliche Bildung. Noch nie 
haben so viele Jugendliche eine Ausbildung 
im dualen System (Verbindung von betrieb- 
licher und schulischer Ausbildung) und an 
beruflichen Vollzeitschulen begonnen. Der 
Anteil der Jugendlichen, die unmittelbar nach 
der Pflichtschulzeit ohne Ausbildung in das 
Arbeitsleben eintreten, konnte stark gesenkt 
werden. In der Bundesrepublik Deutschland 
konnte dadurch die Jugendarbeitslosigkeit in 
Grenzen gehalten werden. 
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5.5 

Chancengleichheit ist ein bildungspolitisches, 
aber auch ein familienpolitisches Ziel. Die 
Kindergartenarbeit muß vor allem die Erfah- 
rungen der Kinder in ihrer Familie und im 
täglichen Leben berücksichtigen und damit 
konkrete Lernanreize schaffen, wenn die durch 
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Unterschiede zwischen den Familien beding- 
ten Benachteiligungen für Kinder im Bildungs- 
system überwunden werden sollen. 

Die Erfahrungen aus Modell- und Forschungs- 
projekten im schulischen und vorschulischen 
Bereich, auf die auch die Sachverständigen- 
kommission mehrfach verweist, zeigen, daß 
sich Bildungs-, Familien- und Sozialpolitik 
frühzeitig und kontinuierlich um diese Kinder 
und ihre Eltern benlühen und ihnen Hilfen an- 
bieten müssen. 

Eine Erziehung ohne den Beitrag der Familie 
führt zu höchst unvollkommenen Ergebnissen; 
aber die Erziehungsfähigkeit und die Erzie- 
hungsmöglichkeiten unterscheiden sich zwi- 
schen den einzelnen Familien erheblich. Das 
Bildungswesen muß deshalb verstärkt dazu 
beitragen, daß auch außerhalb der Bildungs- 
einrichtungen die Erziehungsfähigkeit der Fa- 
milie gestärkt wird (z. B. durch Beratung und 
Bildungsangebote für die Eltern, Elternpro- 
gramme der Medien, Eltern-Kind-Seminare, 
Bildungsurlaub). Besondere Hilfen brauchen 
Familien mit behinderten Kindern und auslän- 
dische Familien. Den Beratungsdiensten kommt 
hier u. a. die wichtige Aufgabe zu, z^^i^'ischen 
den Eltern und den Bildungseinrichtungen zu 
vermitteln, sich intensiv um Problemgruppen 
und die Sicherung von Förderungsmöglich- 
keiten im Bildungswesen zu bemühen. 

5.6 

Der Vorschlag der Sachverständigenkommis- 
sion, im Rahmen des Schwerpunktes „Familie 
und Bildung" die Fragen des Verhältnisses 
zwischen Erziehung in der Familie und Erzie- 
hung im Bildungswesen genauer zu untersu- 
chen, steht in Übereinstimmung mit vielfäl- 
tigen Bemühungen der Bundesregierung in 
diesem Bereich. Es geht dabei auch darum, das 
gesamte, die Erziehung in Familie und Bil- 
dungswesen beeinflussende Umfeld zu erfas- 
sen. 

5.7 

Die Kinder ausländischer Arbeitnehmer und 
die jugendlichen ausländischen Arbeitnehmer 
stehen in den für sie fremden sozialen und 
kulturellen Verhältnissen vor besonderen, von 
ihnen oft nicht zu meisternden Problemen. 
Viele stammen aus Verhältnissen, die nicht 
vom Wohlstand, sondern vom Kampf um die 
Existenz geprägt sind; für sie bedeutet die 
Tätigkeit in der Bundesrepublik Deutschland 
die erste Erfahrung mit dem städtischen Le- 


ben in einer Industriegesellschaft. Die Eltern 
stehen oft unter starkem Leistungsdruck — 
zum Teil sind Vater und Mutter erwerbstätig 
— und haben daher häufig zu wenig Zeit für 
die Erziehung ihrer Kinder. Insbesondere in- 
folge des in den Heimatländern wirksamen 
Rollenverständnisses sind die Schwierigkeiten 
für ausländische ' Mädchen besonders groß. 
Nach wie vor hat der überwiegende Teil der 
ausländischen Kinder, die ins erwerbsfähige 
Alter eintreten, keinen Hauptschulabschluß. 
Die Hauptgründe hierfür sind Sprachschwie- 
rigkeiten, mangelnde Integration in das deut- 
sche Schulsystem, Nichtbeachtung der Schul- 
pflicht und Nachzug zu einem zu späten Zeit- 
punkt. Die reibungslose Einbeziehung dieser 
jungen Menschen in das berufliche Leben der 
Bundesrepublik Deutschland ist schon aus die- 
sen Gründen nicht gewährleistet. 

Auch nach dem Ende der allgemeinen Schul- 
pflicht ist daher ein Ausgleich von Sprach- und 
Bildungsdefiziten erforderlich. Ebenso müssen 
während der Ausbildung bei auftretenden 
Schwierigkeiten gezielte Hilfen geleistet wer- 
den. Daneben sind die Aufklärung ausländi- 
scher. Eltern und Jugendlicher über die Bedeu- 
tung einer Berufsausbildung und die verstärk- 
te Motivation der Betriebe zur Ausbildung von 
ausländischen Jugendlichen wichtig. 

Die Integration der ausländischen Familien 
und insbesondere der Kinder wird entschei- 
dend durch Sprach- und Bildungsdefizite er- 
schwert. In den vergangenen Jahren sind unter 
starker Beteiligung des Bundes eine Reihe von 
Maßnahmen mit dem Ziele entwickelt und 
verstärkt worden, entsprechende Hürden ab- 
zubauen. Erwähnt seien die außerschulische 
Betreuung von Ausländerkindern in Form von 
Hausaufgabenhilfen (z. Z. etwa 18 000 Teil- 
nehmer), das Programm zur sozialen und be- 
ruflichen Eingliederung arbeitsloser ausländi- 
scher Jugendlicher ohne Hauptschulabschluß 
(1979/80 voraussichtlich bis zu 6 000 Teilneh- 
mer), die inzwischen auch für ausländische Ju- 
gendliche geöffneten sprachlichen und beruf- 
lichen Ausländerfortbildungsmaßnahmen (z. Z. 
ca. 10 000 Teilnehmer) und die Förderung des 
Ausländersprachunterrichts (1979 voraussicht- 
liche Erweiterung auf 40 000 Teilnehmer). Dar- 
über hinaus wurden durch zahlreiche vom 
Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft geförderte Modellvorhaben die Grund- 
lagen für eine bessere Integration ausländi- 
scher Kinder und Jugendlicher in das deut- 
sche Bildungssystem geschaffen. 

Der Gefahr der Isolierung der ausländischen 
Kinder und Jugendlichen muß auch im Rah- 
men der außerschulischen Jugendarbeit in ver- 
mehrtem Umfang entgegengewirkt werden. 
Den jungen Ausländern müssen durch geeig- 
nete sozialpädagogische Hilfen bessere Mög- 
lichkeiten geboten werden, sich im Gastland 
ihren Anlagen entsprechend zu entwickeln. 
Es sollten mehr Angebote der Begegnung mit 
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deutschen Kindern und Jugendlichen eröffnet 
werden. 

Wichtig ist, den jungen Menschen und ihren 
Angehörigen eine auf ihre Probleme abge- 
stellte umfassende, individuelle sozialpädago- 
gische Beratung anzubieten und den jungen 
Ausländern vermehrt die Teilnahme an 
Sprach-, Informationskursen, Ferienfreizeiten, 
Freizeitaktivitäten in Jugendzentren, Jugend- 
clubs, multinationalen Kindertagesstätten so- 
wie Lern- und Spielkreisen anzubieten. Ent- 
sprechend werden derzeit auch im Rahmen der 
Sozial- und Beratungsdienste für Ausländer 
(530 Beratungsstellen und 670 Sozialarbeiter) 
die Aktivitäten für die zweite und dritte Aus- 
ländergeneration verstärkt. Außerdem sollten 
die Bemühungen der Jugendverbände, die 
ausländischen Kinder und Jugendlichen in ihre 
Jugendgruppenarbeit aufzunehmen, verstärkt 
werden. 

Im übrigen ist zu sagen, daß die Ausführungen 
der Kommission zur aufenthaltsrechtlichen 
Lage ausländischer Arbeitnehmer und ihrer 
Familien mittlerweile überholt sind. Die an- 
geführte Zuzugsregulierung (ausführliche Dar- 
stellung, Abschnitt 7.1) für ausländische Ar- 
beitnehmer in überlasteten Siedlungsgebieten 
ist auf eine entsprechende Empfehlung des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
vom Juni 1977 von allen Bundesländern längst 
aufgehoben worden. 

Die von der Bundesregierung eingebrachte Än- 
derung der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zum Ausländergesetz vom 7. Juli 1978 
(GMBl. S. 386), die am 1. Oktober 1978 in Kraft 
getreten ist, bringt eine wesentliche Verbes- 
serung des Aufenthaltsrechts für ausländische 
Arbeitnehmer und ihre Familien. Danach ist 
regelmäßig bereits nach fünf Jahren eine un- 


befristete Aufenthaltserlaubnis und nach acht 
Jahren eine Aufenthaltsberechtigung zu er- 
teilen. Durch diese schrittweise Verfestigung 
des aufenthaltsrechtlichen Status wird eine 
sichere Rechtsgrundlage für eine längerfristi- 
ge Planung des Lebens in der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen. 

Der Nachzug von Ehegatten und minderjähri- 
gen Kindern ausländischer Arbeitnehmer ist 
durch Beschlüsse der Innenministerkonferenz 
aus dem Jahre 1965 geregelt worden. In die- 
sem Rahmen findet der Familiennachzug auch 
nach dem Anwerbestop vom November 1973 
uneingeschränkt statt. Entgegen den Erwar- 
tungen in dem Bericht sind auch von der 
„Bund-Länder-Kommission zur Fortentwick- 
lung einer umfassenden Konzeption der Aus- 
länderbeschäftigungspolitik" Einschränkungen 
des Familiennachzugs von Ehegatten oder 
minderjährigen Kindern nicht beschlossen 
oder angeregt worden. 

Die Arbeitsmarktzugangssperren für im Wege 
des Familiennachzugs nach dem 30. Novem- 
ber 1974 eingereiste Ehegatten und nach dem 
31. Dezember 1976 als Minderjährige einge- 
reiste Kinder ausländischer Arbeitnehmer aus 
Nicht-EG-Staaten (Stichtagsregelungen) sind 
inzwischen von einer individuellen Wartezei- 
tenregelung abgelöst worden. 

Ein Beauftragter der Bundesregierung für die 
Integration der ausländischen Arbeitnehmer 
und ihrer Familienangehörigen nimmt seit 
Ende 1978 die Aufgabe wahr, die Kooperation 
mit allen an der Eingliederungs- und Betreu- 
ungsarbeit beteiligten Stellen, aber auch die 
Zusammenarbeit mit den Regierungen der 
Herkunftsländer ausländischer Arbeitnehmer 
zu festigen und weiter zu entwickeln. 


ABSCHNITT 3 

Stellungnahme zu Maßnahme-Empfehlungen der Sachverständigenkommission 


1 Verbesserung der Betreuungssituation 
von Kindern innerhalb und außerhalb 
der Familie 

Zu der von der Sachverständigenkommission 
erhobenen Forderung nach Anerkennung der 
Erziehungsleistung der Familie durch öffent- 
liche finanzielle Leistungen während der er- 
sten Lebensjahre des Kindes hat die Bundes- 
regierung mehrfach, so z. B. in der Stellung- 
nahme zum Zweiten Familienbericht als auch 
in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage zur 
„langfristigen Bevölkerungsentwicklung" vom 
24. Juni 1977 (Drucksache 8/680), Stellung ge- 
nommen. 


Die Bundesregierung hat im Rahmen ihrer Mutler- 
konjunktur- und wachstumspolitischen Ent- schafts- 
scheidungen auch aus sozial- und familien- 
politischen Gründen die Einführung eines Mut- 
terschaftsurlaubs von vier Monaten im An- 
schluß an die Mutterschutzfrist beschlossen. 

Diese Erweiterung des Mutterschutzes ermög- 
licht es auch der erwerbstätigen Mutter, sich 
im ersten halben Jahr nach der Geburt ganz 
ihrem Kind zu widmen. Ihr Arbeitsplatz bleibt 
ihr erhalten. Es wird ein Lohnersatz bis zu 
775 DM netto im Monat gezahlt. Darüber hin- 
aus bleibt sie beitragsfrei in der Renten-, Kran- 
ken- und Arbeitslosenversicherung versichert. 
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(Gesetz zur Einführung eines Mutterschafts- 
urlaubs vom 25. Juni 1979 BGBl. I S. 797) 

Der Sachverständigenkommission ist zuzustim- 
men, daß materielle Ausgleichszahlungen die 
Bereitschaft, Kinder zu akzeptieren und für 
sie Verpflichtungen und Opfer auf sich zu 
nehmen, zwar positiv verstärken, aber nicht 
wecken werden. Neben einer familienfreund- 
lichen Gestaltung des Arbeitslebens, das Frau- 
en und Männern die Möglichkeit bietet, Haus- 
haltsführung, Kindererziehung und Erwerbs- 
betätigung partnerschaftlich zu bewältigen, 
müssen die gesellschaftlichen Bedingungen 
für Familien im Sinne von mehr Kinderfreund- 
lichkeit verbessert werden. 

Dazu gehört auch ein Angebot für die Pflege 
und Erziehung von Kindern außerhalb der 
eigenen Familie. Um Familien mehr Möglich- 
keiten zu geben, ihr Leben nach eigenen Leit- 
vorstellungen über Kindererziehung zu gestal- 
ten, müssen bestehende Formen der Erziehung 
außerhalb der Familie auch danach beurteilt 
werden, ob sie den Ansprüchen an eine quali- 
fizierte, Chancengleichheit sichernde Erzie- 
hung genügen. Dies gilt besonders für die Er- 
ziehung und Betreuung von Kindern in den 
ersten Lebensjahren, weil das Kind in diesem 
Lebensabschnitt in besonderem Maße ein en- 
ges emotionales Verhältnis zu konstanten Be- 
zugspersonen benötigt, um Vertrauen in seine 
Umwelt zu gewinnen. 

In den letzten Jahren ist im Auftrag des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesund- 
heit insbesondere untersucht worden, wie 
durch Tagesbetreuung außerhalb der eigenen 
Familie Kinder so betreut werden können, daß 
sie — ähnlich wie in der eigenen Familie — 
Geborgenheit, Sicherheit und Schutz finden. 
Der inzwischen abgeschlossene Modellver- 
such „Tagesmütter" hat gezeigt, daß die Be- 
treuung von Kindern in Tagespflegestellen vor 
allem dann keine nachteiligen Auswirkungen 
auf die Entwicklung des Kindes hat, wenn 
den Pflegeeltern ein ausreichendes Beratungs- 
angebot und Möglichkeiten der Eltern- und 
Familienbildung zur Verfügung stehen. Die 
Diskussion um das „Tagesmüttermodell" hat 
zu mehr Problembewußtsein geführt. Es hat 
die Bereitschaft verstärkt, diese Betreuungs- 
form auszuweiten und zu verbessern. 

Durch ein neues Modell, das zusammen mit 
Ländern und Gemeinden durchgeführt wird, 
soll die Betreuung von Kindern in Pflegestel- 
len (Dauer- und Tagespflege) gefördert wer- 
den. 

Andere Familien bevorzugen die Betreuung 
von Kindern in Kinderkrippen. Der Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit 
läßt im Zusammenhang mit der wissenschaft- 
lichen Begleitung des Tagesmüttermodells die 
derzeitigen Verhältnisse in der Kinderkrippen- 
erziehung untersuchen. Dabei sollen Erkennt- 
nisse zur Verbesserung der Erziehungsbedin- 


gungen in diesen Einrichtungen gewonnen 
werden. 

Im Zusammenhang mit der Bildungsgesamt- 
planung von Bund und Ländern hat sich der 
Kindergarten zu einer wichtigen und qualifi- 
zierten Erziehungseinrichtung entwickelt, die 
sowohl die Erziehung in der Familie ergänzt 
als auch Eltern entlastet. Die Bundesregierung 
hat sich ferner an der Verbesserung der Vor- 
aussetzungen für soziales Lernen im Kinder- 
garten beteiligt und zusammen mit den Län- 
dern Erprobungen in Modellen gefördert. Die 
Anzahl der Kindergartenplätze ist heute so 
hoch, daß im Bundesdurchschnitt — von re- 
gionalen Engpässen abgesehen — der Bedarf 
gedeckt ist. Bei der Weiterentwicklung sollte 
ein stärkerer Akzent auf Verkleinerung der 
Gruppengröße und auf Erweiterung des An- 
gebots an Ganztagsplätzen gelegt werden. Die 
Bundesregierung stimmt der Sachverstän- 
digenkommission zu, daß Kinderhorte, Ganz- 
tagsschulen und Schularbeitshilfen zur weite- 
ren Entlastung der Eltern bereitzustellen sind. 

2 Soziale Sicherung der Frau 

Die Bundesregierung verfolgt — ebenso wie 
die Kommission — das Ziel, die soziale Siche- 
rung der Frauen zu verbessern. Mit der Öff- 
nung der Rentenversicherung für Hausfrauen 
und der Einführung der Rente nach Mindest- 
einkommen, des Versorgungsausgleichs und 
der Erziehungsrente für Geschiedene sind 1972 
und 1977 wichtige Schritte getan worden, um 
die Leistungen der Frauen in der Familie an- 
zuerkennen und ihre Alterssicherung zu ver- 
bessern. Darüber hinaus hat die Bundesregie- 
rung bereits in der Regierungserklärung vom 
16. Dezember 1976 eine Neuregelung der Hin- 
terbliebenenversorgung und der sozialen Si- 
cherung der Frau bis 1984 in Aussicht ge- 
nommen. Künftig sollen bei der Hinterbliebe- 
nenversorgung Männer und Frauen entspre- 
chend der Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 12. März 1975 zur Witwer- 
rente gleichbehandelt werden. Gleichzeitig 
soll die soziale Sicherung der Frau entspre- 
chend ihrer gewandelten Stellung in Familie 
und Gesellschaft in Richtung auf mehr eigene 
Sicherungsansprüche für Alter und Invalidi- 
tät entwickelt werden. 

Die Bundesregierung ist — wie die Kommis- 
sion — der Auffassung, daß die soziale Siche- 
rung der Frau häufig unbefriedigend ist, wo- 
bei sich die Probleme je nach Lebensverlauf 
unterschiedlich darstellen. Teilweise werden 
die Witwenrenten in Höhe von 60 Vo der Ren- 
te des Mannes als unzureichend angesehen. 
Aber auch die Versichertenrenten der Frauen 
sind u. a. infolge ihrer meist nicht kontinuier- 
lichen Erwerbstätigkeit vielfach erheblich 
niedriger als die Renten der Männer. Hierzu 
trägt insbesondere bei, daß Zeiten der Erzie- 
hung von Kindern in der Rentenversicherung 
nicht berücksichtigt werden. 


Neurege- 
lung der 
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Die Überlegungen zur Neuregelung der so- 
zialen Sicherung der Frauen zielen auf mehr 
eigene Sicherungsansprüche und ein ausge- 
wogenes Verhältnis der Leistungen für Män- 
ner und Frauen hin. In diesem Zusammenhang 
spielt auch die Frage eine Rolle, wie die Lük- 
ken in dem Versicherungsverlauf der Frau 
geschlossen werden können, die durch die 
Erziehung kleiner Kinder entstehen. 

Die Bundesregierung sieht in der Neuordnung 
der sozialen Sicherung der Frau und der Hin- 
terbliebenen eine wichtige Aufgabe der So- 
zialpolitik der nächsten Jahre. Die dabei zu 
lösenden gesellschaftspolitischen, rechtlichen, 
sozialen und finanziellen Probleme wurden 
von einer unabhängigen Kommission ausgelo- 
tet, die der Bundesregierung im Mai 1979 Lö- 
sungsvorschläge vorgelegt hat. 

Der von der Sachverständigenkommission vor- 
genommene Vergleich der Witwe mit der ge- 
schiedenen Frau (ausführliche Darstellung, 
Abschnitt 6.5) ist problematisch, weil hier 
nicht vergleichbare Sachverhalte miteinander 
verglichen werden. Die Witwe erhält eine von 
der Versichertenrente des verstorbenen Ehe- 
mannes abgeleitete Hinterbliebenenrente als 
Unterhaltsersatz. Dagegen hat der geschiede- 
ne Ehegatte aufgrund der ihm im Wege des 
Versorgungsausgleichs übertragenen Renten- 
anwartschaften einen eigenen Rentenanspruch. 


3 Famiiiengerechte Arbeitsorganisation 


3.1 


Humanere Auch im Interesse der Familie hält es die Bun- 
Arbeitsbe- desregierung für wichtig, daß die Bedingungen 
dingungen in der Arbeitswelt humaner werden. Struktu- 
ren und Abläufe in der Arbeitswelt müssen 
mehr als bisher auch den Belangen von Fami- 
lien mit Kindern Rechnung tragen. Hierzu ge- 
hört auch die von der Sachverständigenkom- 
mission angesprochene flexiblere Gestaltung 
der Arbeitszeiten und Beschäftigungsmöglich- 
keiten. Die Tätigkeit in der Familie muß bei 
Frauen und Männern und im Beschäftigungs- 
system stärker anerkannt werden und zu mehr 
Rücksichtnahme im Arbeitsleben führen. Kür- 
zere Arbeitszeiten können einen Beitrag dazu 
leisten, Beruf und Familie besser miteinander 
in Einklang zu bringen. 


3.2 

Schaffung Teilzeitarbeit ist bei gegebener Aufgabenver- 
vonmehr teilung für viele Frauen häufig die einzige 
Teilzeit- Möglichkeit, überhaupt berufstätig zu sein. 

Die Kommission zieht daraus den Schluß, das 
^ Angebot an Teilzeitarbeit für Frauen zu ver- 

größern. Aber auch bei Männern besteht — 
wie eine vor einiger Zeit vom Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung veröffentlichte 
Untersuchung gezeigt hat — Interesse an Teil- 
zeitarbeit. Dies ist möglicherweise Ausdruck 
eines sich wandelnden Rollenverständnisses 


und birgt die Chance einer gerechteren Auf- 
gabenverteilung in der Familie. Die Schlüssel- 
rolle für die Ausweitung der Teilzeitarbeit 
liegt nicht beim Gesetzgeber, sondern bei den 
privaten und öffentlichen Arbeitgebern. Für 
das Beamtenrecht hat die Bundesregierung 
zur Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung be- 
reits konkrete Vorschläge gemacht. Sie hält 
es für wichtig, daß mehr qualifizierte Teilzeit- 
arbeitsplätze angeboten werden. Nur so kann 
erreicht werden, daß Frauen, die einer Teil- 
zeitarbeit nachgehen, bessere Berufschancen 
eröffnet werden und auch Männer in stärke- 
rem Maße von den Möglichkeiten zur Teilzeit- 
arbeit Gebrauch machen. Daß Teilzeitarbeit 
auch bei qualifizierten Tätigkeiten möglich ist, 
hat eine Untersuchung des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit gezeigt. 


3.3 

Viele Frauen, die wegen der Kindererziehung 
ihre Erwerbstätigkeit unterbrochen haben, 
möchten in den Beruf zurückkehren, wenn die 
Kinder größer sind. Die Kommission schlägt 
deshalb spezielle Maßnahmen zur beruflichen 
Wiedereingliederung von Frauen vor. Dieser 
Forderung entsprechen bereits bestimmte Vor- 
schriften des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG). 
Frauen, die sich über längere Zeit ausschließ- 
lich auf Haushalt und Familie konzentriert 
haben, können danach Förderungsleistungen 
für die berufliche Qualifizierung auch ohne 
vorherige Beitragsleistung zur Bundesanstalt 
für Arbeit in Anspruch nehmen. Das Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit fördert -verschiedene Modellversuche, in 
denen gezielte Fortbildungsangebote zur be- 
ruflichen Wiedereingliederung für Frauen er- 
probt werden. 


4 Famineniastenausgieich 


4.1 

Bei der Reform des Familienlastenausgleichs 
im Jahre 1974 haben Bundestag und Bundesrat 
es für ausreichend angesehen, daß die Bundes- 
regierung alle zwei Jahre im Rahmen des So- 
zialbudgets über die wirtschaftliche Lage der 
Familien berichtet. Damit ist sichergestellt, 
daß die Gesetzgebungskörperschaften turnus- 
mäßig mit der Frage konfrontiert werden, ob 
die Kindergeldsätze noch den tatsächlichen 
Lebensverhältnissen gerecht werden. 

Der Gesetzgeber hat in den folgenden Jahren 
mit Zustimmung aller im Bundestag vertrete- 
nen Parteien einer schwerpunktmäßigen Er- 
höhung des Kindergeldes für die Familien mit 
zwei oder mehr Kindern zum 1. Januar 1978, 
zum 1. Januar 1979 und zum 1. Juli 1979 (s. o. 
Abschnitt 2, Nr. 3) den Vorrang vor einer li- 
nearen Anhebung sämtlicher Kindergeldsätze 
gegeben. 


Berufliche 

Wieder- 

einglie- 

derung 


Dynami- 
sierung 
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Erhöhung 
des Kin- 
dergeldes 
für 3. und 
weitere 
Kinder 


Besser- 

stellung 

unvoll- 

ständiger 

Familien 


Ausbil- 

dungs- 

förderung 

familien- 

abhängig 


Die Bundesregierung hat sich im Rahmen der 
finanziellen Möglichkeiten bewußt gegen eine 
Dynamisierung familienpolitischer Leistungen 
entschieden, um stattdessen strukturelle Ver- 
besserungen, insbesondere für kinderreiche 
Familien, finanzieren zu können. 


4.2 

Durch die Kindergelderhöhungen erreicht der 
jährliche Kindergeldaufwand im Jahre 1980 
den Betrag von mehr als 17 Mrd. DM. Das be- 
deutet trotz rückläufiger Kinderzahlen einen 
Anstieg gegenüber 1975 um fast 3 Mrd. DM, 
also um mehr als 20 ®/o. 

Für den Mutterschaftsurlaub werden außer- 
dem ca. 900 Millionen DM jährlich und für die 
steuerliche Berücksichtigung von Kinderbe- 
treuungskosten ab 1. Januar 1980 ca. 550 Mil- 
lionen DM jährlich aufgewandt. 

4.3 

Die Empfehlungen der Kommission zur Besser- 
stellung unvollständiger Familien zielten dar- 
auf, den bei einem alleinstehenden Elternteil 
lebenden Kindern für den Fall, daß die grund- 
sätzlichen von dem anderen Elternteil zu lei- 
stenden Unterhaltszahlungen ausfallen, einen 
entsprechenden Unterhaltsvorschuß oder -er- 
satz aus öffentlichen Mitteln zu zahlen und 
die Verfolgung eines etwaigen Unterhaltsan- 
spruchs gegen den anderen Elternteil der öf- 
fentlichen Hand zu übertragen. 

Das Unterhaltsvorschußgesetz, das am 1. Ja- 
nuar 1980 in Kraft tritt, sichert den Unterhalt 
dieser Kinder in den ersten Lebensjahren. Das 
Gesetz bietet aber nicht nur einen Unterhalts- 
vorschuß, sondern auch einen Unterhaltser- 
satz, wenn wegen Todes oder absoluter Lei- 
stungsunfähigkeit des anderen Elternteils die 
Unterhaltszahlungen ausfallen. 


5 Hilfen für Ausbildung 


5.1 


Durch die Forderung, Ausbildungsförderung 
generell subsidiär zu leisten, bekundet die 
Sachverständigenkommission ihre grundsätz- 
liche Billigung des geltenden Rechts: Ausbil- 
dungsförderung wird in der Regel familienab- 
hängig geleistet; Ausnahmen von diesem 
Grundsatz sind nur bei Vorliegen besonderer 
Voraussetzungen gemacht, unter denen eine 
elterliche Unterhaltspflicht nicht anzunehmen 
ist. 

Im Einklang mit dem Bemühen des Gesetz- 
gebers steht auch die Forderung der Sach- 
verständigenkommission nach einer sinnvollen 
Abstimmung der Ausbildungsförderung in 
schulischer und dualer Ausbildung mit den 
anderen auf die Ausbildung bezogenen Lei- 
stungen wie Kindergeld und steuerliche Ent- 
lastung. 


Zur Kritik an den Ausbildungsfreibeträgen für 
über 18 Jahre alte in Berufsausbildung be- 
findliche Kinder von 2 400 DM oder 4 200 DM 
weist die Bundesregierung auf folgendes hin: 

Nach dem Beschluß des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 23. November 1976 — 1 BvR 
150/75 — (BVerfGE 43/108) ist es ein grund- 
sätzliches Gebot der Steuergerechtigkeit, daß 
insbesondere die Einkommensteuer an der 
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit ausgerich- 
tet wird. Dem System der progressiven Be- 
steuerung entspricht es, daß zu berücksichti- 
gende wirtschaftliche Belastungen sich je nach 
dem anzuwendenden Spitzensteuersatz unter- 
schiedlich auswirken. Wie das Bundesverfas- 
sungsgericht (a. a. O., S. 120) weiter ausge- 
führt hat, gehört die wirtschaftliche Bela- 
stung der Eltern durch Unterhaltsverpflich- 
tungen gegenüber Kindern zu den die Lei- 
stungsfähigkeit beeinträchtigenden Umstän- 
den, die im Einkommensteuerrecht nicht außer 
acht bleiben dürfen, sofern nicht ein ander- 
weitiger Ausgleich, wie z. B. durch das Kin- 
dergeld, gewährt wird. 

5.2 

Die Anregung, zum Abzug von der Steuer- Finanz- 
schuld überzugehen, entspricht im Ergebnis politische 
dem Vorschlag einer Arbeitsgruppe der Bund- Aspekte 
Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
Forschungsförderung, zur individuellen Aus- 
bildungsförderung im Hochschulbereich einen 
vom Einkommen unabhängigen Grundbetrag 
vorzusehen. Die Bundesregierung hat diesen 
Vorschlag nicht übernommen. Die Gründe da- 
für finden sich im Allgemeinen Teil der Be- 
gründung zum Entwurf der Bundesregierung 
eines Sechsten Gesetzes zur Änderung der 
Bundesausbildungsförderung (Drucksache 525/ 

78, unter 3.2, S. 12). 

Diese Feststellungen gelten entsprechend für 
die Kritik an der einkommensteuerrechtlichen 
Berücksichtigung von Unterhaltsaufwendun- 
gen für über 27 Jahre alte Kinder. 

Die Feststellung der Sachverständigenkommis- 
sion, die steuerlichen Entlastungen für Auf- 
wendungen zur Berufsausbildung oder Weiter- 
bildung in einem nicht ausgeübten Beruf des 
Steuerpflichtigen selbst oder seines Ehegatten 
und ggf. Leistungen nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz würden unkoordiniert nebenein- 
ander gewährt, trifft nicht zu. Nach dem Urteil 
des Bundesfinanzhofs vom 4. März 1977 — 

VI R 168/75 (BStBl. II S. 503) sind vielmehr 
die betreffenden Leistungen nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz auf die mit Höchstbeträgen 
als Sonderausgaben abziehbaren Berufsausbil- 
dungskosten anzurechnen. 

Die Bundesregierung teilt im übrigen die Auf- 
fassung der Sachverständigenkommission, daß 
eine Beeinflussung der frühen Bildungsent- 
scheidungen durch die Leistung von Ausbil- 
dungsförderung (nach dem BAföG) erreicht 
werden muß. Dazu ist einerseits die Kenntnis 
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des Bürgers von den Förderungsleistungen für 
spätere Ausbildungsabschnitte und zudem die 
Fortsetzung der schrittweisen Erweiterung des 
Förderungsbereiches erforderlich, wie sie im 
Gesetz selbst schon angelegt ist, bisher aber 
aus finanziellen Gründen noch nicht voll reali- 
siert werden konnte. 

Zur Forderung der Sachverständigenkommis- 
sion, Ausbildungsförderung teilweise als Dar- 
lehen zu leisten, ist zu sagen, daß nach dem 
BAföG bereits heute die Förderung im Hoch- 
schulbereich zu einem erheblichen Teil als 
Grund- und Zusatzdarlehen gewährt wird. 

Ob dies eine bildungs-, sozial- und finanzpoli- 
tisch sinnvolle Regelung ist, wird erneut ge- 
prüft werden, nachdem der Beauftragte für die 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung die ihm 
vom Rechnungsprüfungsausschuß des Deut- 
schen Bundestages aufgetragene Kosten-Nut- 
zen-Analyse dieser Form staatlicher Ausbil- 
dungsförderung und der effektiven Bewer- 
tung der Rückflüsse vorgelegt hat. 


6 Bessere Wohnversorgung 
6.1 

Woh- Die Kommission sieht trotz der im Durch- 
nungsver- schnitt wesentlich besseren Wohnungsversor- 
gung vor allem bei einkommensschwächeren 
milien Kindern eine starke Unterversor- 

gung an Wohnfläche. Es trifft zu, daß die Ver- 
sorgung einkommenschwacher Familien mit 
Kindern häufig hinter der Versorgung der üb- 
rigen Bevölkerung zurückbleibt. Der Dritte 
Familienbericht hebt hervor, daß 1973 nach 
Ergebnissen der Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe bei Zugrundelegung der Wohnflä- 
chennormen der Kölner Empfehlungen 26 Vo 
aller Familien der Wohnfläche nach unterver- 
sorgt waren. Der Grad der Unterversorgung 
nimmt dabei mit zunehmender Kinderzahl zu. 

Vergleicht man jedoch die Wohnungsversor- 
gung kinderreicher Familien im Jahre 1965 
mit der des Jahres 1972, so zeigt sich, daß sich 
gerade die Versorgung dieser Gruppe erheb- 
lich verbessert hat. Die Wohnfläche ist sowohl 
bei großen Haushalten in Mietwohnungen als 
auch bei großen Haushalten in Eigentümer- 
wohnungen um rd. 20 Vo gestiegen. Die Stei- 
gerung liegt damit deutlich über der bei klei- 
neren Haushalten mit rd. 15 Vo. 

Gleichzeitig haben sich die Niveauunterschie- 
de zwischen einkommensschwächeren großen 
Haushalten und vergleichbaren Haushalten 
mit höherem Einkommen verringert. Hierzu 
hat die Verschiebung der Haushaltsstruktur 
in öffentlich geförderten Wohnungen beige- 
tragen. Zwar hat sich der Anteil aller in öffent- 
lich geförderten Wohnungen lebenden Haus- 
halte von 23 Vo auf 20 Vo vermindert. Betrach- 
tet man jedoch den Anteil der einzelnen Haus- 
halte in Abhängigkeit vom Einkommen, so 


zeigt sich, daß sich der Schwerpunkt der Haus- 
halte in öffentlich geförderten Wohnungen 
seit 1965 vermehrt zu Haushalten mit geringem 
Einkommen verschoben hat. 

Bezieht man neben der Wohnflächen- noch 
die Ausstattungsverbesserung mit ein, so liegt 
die Versorgungsverbesserung der großen 
Haushalte insgesamt über 30 ®/o. 

Der Anteil der großen Haushalte, die flächen- 
mäßig — gemessen an den Normen der Kölner 
Empfehlungen — und ausstattungsmäßig noch 
unterversorgt sind, schrumpfte daher im Zeit- 
raum 1965 bis 1972 bei den Mieterhaushalten 
von 82 Vo auf rd. 54 Vo, bei den Eigentümer- 
haushalten von 53 ®/o auf 23 Vo. Da 1972 be- 
reits 60 ®/o aller großen Haushalte in Eigen- 
tümerwohnungen lebten, und diese besser ver- 
sorgt sind als Haushalte in Mietwohnungen, 
belief sich der Anteil der unterversorgten gro- 
ßen Haushalte insgesamt nur noch auf rd. ein 
Drittel (35,4%). Abgesehen davon, daß sich 
dieser Anteil in den letzten sechs Jahren wei- 
ter verringert haben wird, sind starre Wohn- 
flächennormen als ausschließlicher Maßstab 
für die Wohnungsversorgung kinderreicher 
Familien problematisch. 

Die einzelne Familie kann sich aus verschie- 
denen Gründen — nicht nur finanziellen — mit 
kleineren Wohnflächen begnügen. 

Deutlich wird dies auch daran, daß sich ihre 
ausstattungsmäßige Versorgung weit stärker 
als die flächenmäßige verbessert hat. 

Trotz dieser Relativierung besteht bei kinder- 
reichen Familien mit niedrigem Einkommen 
vielfach noch ein deutlicher Nachholbedarf in 
der Wohnungs Versorgung. 

6.2 

Die Sachverständigenkommissidn fordert, die 
Objektförderung im Rahmen des sozialen 
Wohnungsbaus zugunsten der Subjektförde- 
rung (Wohngeld) einzuschränken. Dabei wird 
der Eindruck erweckt, als könne mit einer 
grundsätzlichen Abkehr von der Objektförde- 
rung nicht nur im Wohnungsneubau, sondern 
auch im Wohnungsbestand sowie mit einer 
starken Verbesserung des Wohngeldes eine 
Umverteilung großen Stils zugunsten familien- 
politischer Zielsetzungen erreicht werden. 

Bei dieser Annahme wird die Bedeutung der 
Fehlsubventionierung — die in der Tat in eini- 
gen Bereichen im Sozialwohnungsbestand vor- 
handen ist — für die flächenmäßige Unterver- 
sorgung kinderreicher Familien mit Wohn- 
raum weit überschätzt. Das Schwergewicht 
liegt vielmehr bei der flächenbezogenen Un- 
terbelegung außerhalb des Sozialwohnungs- 
bestandes, nämlich im Bestand der Eigenheime 
und bei Altbaumietwohnungen. 

Das Volumen des sozialen Wohnungsbaus al- 
lein reicht nicht aus, die Wohnversorgung der 
hinter der durchschnittlichen Entwicklung zu- 
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rückgebliebenen Haushalte grundlegend zu 
verbessern, obwohl sich die Wohnungsbauför- 
derung des Bundes in den letzten Jahren stär- 
ker auf Gruppen mit besonderem Wohnbedarf, 
zu denen auch kinderreiche Familien gehören, 
konzentriert hat. Deshalb setzt die Wohnungs- 
politik zu einem erheblichen Teil auch auf die 
sogenannten Sickereffekte (Freiwerden von 
preisgünstigen, älteren Wohnungen durch Um- 
züge der bisherigen Bewohner in neu gebaute 
teuere Wohnungen) des freifinanzierten Woh- 
nungsbaus und des zweiten Förderungsweges 
namentlich im Eigenheimbereich, weil sie sich 
z. T. auch zugunsten einkommensschwächerer 
Haushalte auswirken. 

Die Möglichkeiten der Subjektförderung wer- 
den von der Kommission überschätzt. Bei einer 
weiteren Ausgestaltung der Subjektförderung 
sind familienpolitische Gesichtspunkte beson- 
ders zu berücksichtigen. Eine Einstellung der 
Objektförderung mit sofortiger Liberalisierung 
des Sozialwohnungsbestandes und Rückfüh- 
rung der öffentlichen Mittel könnte selbst bei 
starker Verbesserung der Wohngeldregelung 
»keine nennenswerte Umverteilung zugunsten 
kinderreicher Familien in Gang bringen. Der 
vorhandene Bestand an Mietwohnungen des 
sozialen Wohnungsbaus ist nämlich wegen 
der Größe der Wohnung nur zu einem kleinen 
Teil zur Unterbringung kinderreicher Familien 
geeignet. Dies liegt nicht zuletzt daran, daß 
sich die Wohnungspolitik in den 50er und 60er 
Jahren — in denen der größte Teil der Sozial- 
wohnungen gebaut wurde — bei ihren Be- 
mühungen um eine gezielte Verbesserung der 
Wohnungsversorgung kinderreicher Familien 
immer auf die Förderung des Baus von Ein- 
familienhäusern konzentrierte. Bei Mietwoh- 
nungen bestand dagegen seit jeher das Pro- 
blem, daß große Mietwohnungen wegen des 
entsprechend hohen absoluten Mietpreises 
von einkommensschwachen kinderreichen Fa- 
milien zumeist nicht angenommen werden. 
Dies gilt selbst unter Berücksichtigung des 
Wohngeldes. Von privaten Vermietern großer 
Mietwohnungen des Altwohnungs- und des 
freifinanzierten Neubaubestandes werden in 
aller Regel kleinere und einkommensstärkere 
Haushalte vorgezogen. Einkommensschwache 
kinderreiche Familien kommen dabei nur ein- 
geschränkt zum Zuge. Daran würde selbst ein 
stark verbessertes Wohngeld wenig ändern. 

Die im Kommissionsbericht enthaltene Detail- 
kritik am verbesserten Wohngeldsystem sieht 
nicht genügend die Wirkungen des derzeitigen 
Systems: 

— Die Belastung des verfügbaren Einkom- 
mens durch die nach Wohngeldbezug vom 
Haushalt selbst zu tragende Miete ist größ- 
tenteils erheblich niedriger als angegeben. 
Die Kommission kommt u. a. deshalb zu 
falschen Ergebnissen, weil sie von dem 
„Familieneinkommen im Sinne des Wohn- 
geldgesetzes" ausgeht. Dieses liegt aber 


gerade bei kinderreichen Familien weit un- 
ter dem tatsächlich verfügbaren Einkom- 
men. 

— Das Wohngeld ist so ausgestaltet, daß je 
zusätzlicher Person mehr als lOm^ ohne 
zusätzliche Kosten für den Haushalt ange- 
mietet werden können. Wird noch mehr 
Wohnfläche gewünscht, so wird der größte 
Teil der Mehrkosten durch entsprechend 
höheres Wohngeld abgedeckt. 

— Die kinderreichen Haushalte wurden über- 
proportional durch die am 1. Januar 1978 
in Kraft getretene Wohngeldnovelle be- 
günstigt. 

Die Bundesregierung wird gleichwohl prüfen, 
wie den Belangen der kinderreichen Familien 
noch besser entsprochen werden kann. 

6.3 

Die Wohnungspolitik wird auch künftig mit Künftige 
gezielten Maßnahmen auf den Abbau der Ver- Woh- 
sorgungsdefizite von Familien mit Kindern nungs- 
hinwirken. Die Förderung kinderreicher Fa- Politik 
milien im Rahmen des sozialen Wohnungs- 
baus wird sich wie bisher auf 

— den Bau von Eigenheimen, 

— den Bau von Miet-Einfamilienhäusern, 

— den Erwerb älterer Eigenheime für kinder- 
reiche Familien, 

— den Bau größerer Mietwohnungen mit mög- 
lichst niedrigen Mieten 

erstrecken. 

Daneben bietet die Förderung der Modernisie- 
rung im Rahmen des Bund-Länder-Programms 
Möglichkeiten für die Zusammenlegung klei- 
nerer Wohnungen zu Großwohnungen für kin- 
derreiche Familien. Es hat sich allerdings ge- 
zeigt, daß dieser Weg nur in Einzelfällen be- 
schriften werden kann. Zu den allgemeinen 
Strukturproblemen des Sozialwohnungsbe- 
standes wird im übrigen auf die Stellungnah- 
men in den Drucksachen 8/1129 vom 7. No- 
vember 1977, 8/1436 vom 19. Januar 1978 und 
8/2085 vom 7. September 1978 hingewiesen. 

Die von der Sachverständigenkommission vor- 
geschlagene Ersetzung von steuerlichen Ab- 
schreibungserleichterungen durch Abzüge von 
der Steuerschuld oder durch direkte Finanz- 
hilfen ist bereits in einem Bericht der Bundes- 
regierung an den Deutschen Bundestag behan- 
delt worden (vgl. Drucksache 8/2554 vom 
8. Februar 1979), der auf Ersuchen des Deut- 
schen Bundestages anläßlich der Verabschie- 
dung des Gesetzes über steuerliche Vergünsti- 
gungen bei der Herstellung oder Anschaffung 
bestimmter Wohngebäude vom 11. Juli 1977 
erstellt worden ist. Auf diesen Bericht wird 
verwiesen. 
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7 Verbesserung der Lage der Familie 
im Bildungswesen 

7.1 

Verstärkte Die von der Sachverständigenkommission aus- 
Bildungs- führlich angesprochene veränderte Stellung 
angebote ^er Frau in Familie und Gesellschaft ist auch 
für das Bildungswesen von zentraler Bedeu- 
tung. 

Die Vorschläge der Kommission für ein ver- 
stärktes Angebot an qualifizierenden Fern- 
studienlehrgängen für Hausfrauen, zur Fort- 
setzung einer abgebrochenen Berufsausbil- 
dung, zur Schaffung von Wiedereingliede- 
rungshilfen in die Berufswelt, die Anpassung 
der Öffnungszeiten von Kinderkrippen und 
Kindergärten an die Arbeitszeiten der erwerbs- 
tätigen Mütter und Väter werden begrüßt. 

Beim Ausbau ganztägiger pädagogischer An- 
gebote und schulergänzender Maßnahmen 
(z. B. Hausaufgabenbetreuung) sollten auch die 
positiven Erfahrungen der Modellversuche be- 
rücksichtigt werden, in denen eine schulische 
Förderung mit musisch-kultureller Bildung und 
vielfältigen Freizeitaktivitäten gekoppelt wur- 
den. 


7.2 


Verbesse- 
rung der 
Zusam- 
menarbeit 
zwischen 
Eltern- 
haus und 
Schule 


Die von der Sachverständigenkommission ge- 
wünschte „Öffnung“ der Schule ist in diesem 
Rahmen zu begrüßen. Allerdings müssen auch 
die Familien Kontakten mit den Bildungsein- 
richtungen aufgeschlossen gegenüberstehen. 
Die Träger der Bildungseinrichtungen müssen 
darauf hinzielen, Barrieren gegenüber dem El- 
ternhaus — insbesondere bei bildungsfernen 
Bevölkerungsgruppen — abzubauen und Erfah- 
rungen aus der Lebens- und Arbeitswelt der 
Eltern stärker in die Arbeit einzubeziehen. 


In den letzten Jahren wurde die Elternarbeit 
intensiviert, die Elternmitbestimmung und die 
Elternmitwirkung im gesamten Kindergarten- 
und Schulbereich ausgebaut. Dabei ist insbe- 
sondere auf die rechtliche Absicherung der 
Elternmitbestimmung bzw. Elternmitsprache in 
einigen Kindergarten- und Schulgesetzen hin- 
zuweisen. 


Die von der Sachverständigenkommission mit 
Recht für wichtig gehaltene Mitwirkung der 
Eltern im Bildungswesen muß dazu dienen, die 
Erziehung zwischen Familie und Bildungsein- 
richtung abzustimmen und im Interesse des 
Kindes ein gemeinsames Erziehungskonzept 
zu verfolgen. 

Damit Eltern wirkungsvoll und ihrer Verant- 
wortung entsprechend an Entscheidungen im 
Bildungswesen mitwirken können, bedürfen 
sie unterstützender Angebote der Elternbil- 
dung und -beratung. Die Bundesregierung lei- 
stet dazu einen Beitrag durch die Entwicklung 
von Orientierungsmaterialien für Elternarbeit, 
die den unterschiedlichen Bedürfnissen von 
Familien Rechnung tragen. Eine verbesserte 


gesetzliche Grundlage für Eltern- und Fami- 
lienbildung im Bereich der Jugendhilfe strebt 
der Gesetzentwurf für ein neues Jugendhilfe- 
recht an, der hierüber konkrete Einzelvor- 
schriften enthält und vorsieht, daß im Bereich 
der Eltern- und Familienbildung ausreichende 
Angebote gemacht werden sollen, Eltern und 
sonstige Erziehungsberechtigte besser zu be- 
fähigen, die kindlichen Lernerfahrungen, die 
Erziehung in Kindertagesstätten sowie die all- 
gemeine und die berufliche Bildung der Min- 
derjährigen unterstützend zu begleiten. 

Die aus bisherigen Modellen gewonnenen Er- 
fahrungen zeigen, daß es durch geeignete An- 
gebote möglich ist, auch die Eltern für die 
pädagogische Arbeit der Bildungseinrichtung 
zu interessieren, die mit den bisherigen An- 
geboten schwer zu erreichen sind. Die von 
der Sachverständigenkommission vorgeschla- 
genen Maßnahmen zur verstärkten Einbezie- 
hung der Eltern in die Arbeit der Bildungsein- 
richtung werden daher von der Bundesregie- 
rung begrüßt. 


7,3 

Die Bundesregierung unterstützt auch die For- 
derungen und Vorschläge der Sachverständi- 
genkommission, die Rechte der Eltern und Er- 
ziehungsberechtigten bei Entscheidungen über 
die Wahl zwischen verschiedenen Schularten 
zu stärken. Sie hat in ihrem Bericht über die 
strukturellen Probleme des föderativen Bil- 
dungssystems vom 22. Februar 1978 vorge- 
schlagen, den Eltern beim Übergang von der 
Grundschule in die weiterführenden Schulen 
verstärkte Entscheidungsrechte einzuräumen. 
Frühestens nach dem Abschluß der Klasse 6 
soll es zulässig sein, Schülern auch gegen den 
Willen der Eltern den Zugang zu einer be- 
stimmten Schulform zu versagen, während das 
heute in mehreren Bundesländern bereits nach 
der Klasse 4 erfolgt. Die Länder haben sich in 
ihrer einstimmig beschlossenen Stellungnahme 
vom 20. /21. April 1978 zu dem Bericht der 
Bundesregierung für eine entsprechende Ver- 
einbarung ausgesprochen, mit der das von 
Bundesland zu Bundesland unterschiedlich aus- 
gestaltete Wahlrecht der Eltern beim Über- 
gang nach der Grundschule erweitert und ver- 
einheitlicht werden soll. 

Ein Vergleich der entsprechenden Länderrege- 
lungen zum individuellen Elternrecht zeigt, 
daß dieses durch Reformmaßnahmen in einzel- 
nen Ländern verstärkt und nicht etwa, wie 
dem Bericht der Sachverständigenkommission 
entnommen werden könnte, verringert wurde. 
Dem Wahlrecht der Eltern zwischen den wei- 
terführenden Schulformen (Hauptschule, Real- 
schule, Gymnasium, Gesamtschule u. a.) kommt 
z. B. in denjenigen Ländern eine geringere Be- 
deutung zu, in denen das Schulsystem nicht 
oder nur wenig verändert wurde. Das Wahl- 
recht der Eltern zwischen den Schulformen 
darf nicht mehr als notwendig begrenzt wer- 
den (BVerfGE 34/165, 185). 


Rechte der 
Eltern bei 
Schul- 
wahlent- 
Scheidun- 
gen 
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7,4 

Mangelnde Die Sachverständigenkommission hat in die- 
Einheit- gern Zusammenhang das „kaum mehr durch- 
schaubare Geflecht von Bildungs- und Ausbil- 
\^sen (zusammenfassender Bericht Ab- 

schnitt 4.1) kritisiert. Sie hat demgegenüber 
ein Mindestmaß an Einheitlichkeit und Über- 
schaubarkeit gefordert. Die Bundesregierung 
weist auf die Vorschläge in ihrem Bericht vom 
22. Februar 1978 und in ihren Schlußfolgerun- 
gen vom 21. Juni 1978 zu dem Bericht hin. Sie 
hat darin zur Sicherung eines Mindestmaßes 
an Einheitlichkeit im Bundesgebiet gesamt- 
staatliche Regelungen insbesondere für die 
Übergänge und Abschlüsse und die Schul- und 
Bildungspflicht vorgeschlagen. In ihrer Stel- 
lungnahme vom 20./21. April 1978 zu dem Be- 
richt haben auch die Länder erklärt, „daß in 
der Bundesrepublik Deutschland ein stärkeres 
Maß an Einheitlichkeit insbesondere in den 
von der Bundesregierung angesprochenen Pro- 
blembereichen angestrebt werden muß". Die 
Länderregierungen haben dazu neue Verein- 
barungen angekündigt, die diese Einheitlich- 
keit gewährleisten sollen. 


7.5 

Verbesse- Die Bundesregierung begrüßt die Vorschläge 
ningder Sachverständigenkommission zur Erleich- 
Orientierung und Beteiligung der 
Orientie- ™ Bildungswesen und zur Verbesse- 
rung und Entscheidungsgrundlagen für die 

Beratung Wahl von Bildungsgängen durch den Ausbau 
der Beratung im Bildungswesen. Die Ergebnis- 
se der dem Bericht zugrunde gelegten Unter- 
suchung verdeutlichen die erhebliche Unsi- 
cherheit der Mehrzahl der Eltern bei Uber- 
gangsentscheidungen im Bildungswesen. Ge- 
rade für die Eltern, die selbst keine weiter- 
führenden Bildungsangebote nutzen konnten, 
besteht ein erheblicher Bedarf an Informations- 
und Orientierungshilfen, der durch die bisher 


vorhandenen Beratungsdienste noch nicht ge- 
deckt werden kann. 

Neben der Stärkung der Beratungsfunktion 
und -fähigkeit des einzelnen Lehrers, wie sie 
z. B. durch spezielle Ausbildungs- und Fern- 
studienangebote gesichert werden können, ist 
ein Ausbau der Bildungsberatung (z. B. durch 
den Einsatz von Beratungslehrern) und auch 
der Erziehungsberatung im außerschulischen 
Bereich erforderlich. Eine wichtige Rolle spielt 
hier die Bildungsberatung in Zusammenarbeit 
mit der Berufsberatung zur Vorbereitung auf 
Entscheidungen beim Übergang von der Schu- 
le in den Beruf. Im Bildungsgesamtplan und 
dem „Programm zur Durchführung von vor- 
dringlichen Maßnahmen zur Minderung der 
Beschäftigungsrisiken von Jugendlichen" der 
Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung 
und Forschungsförderung vom 5. Dezember 
1977 ist ein erheblicher Ausbau der Beratung 
im Bildungswesen vorgesehen. 


7,6 

Der weitaus überwiegende und wichtigere Teil 
der von der Sachverständigenkommission vor- 
geschlagenen „Maßnahmen zur Stärkung der 
Sozialisationschancen der Kinder" fällt in den 
Kompetenzbereich der Länder. Zwar hat der 
Bund (nach Artikel 91 b des Grundgesetzes) 
die Möglichkeit, mit den Ländern bei der Bil- 
dungsplanung zusammenzuwirken. Die Durch- 
führung von Maßnahmen liegt jedoch ganz 
überwiegend in der Verantwortung der Län- 
der. In der weiteren Diskussion des Dritten 
Familienberichtes sollten diese Zuständig- 
keitsregelungen beachtet werden. 

Das Ziel der Verbesserung der Chancengleich- 
heit und der Schaffung günstigerer Entwick- 
lungsbedingungen für Kinder kann nur im Zu- 
sammenwirken aller gesellschafts-, sozial- und 
wirtschaftspolitisch relevanten Institutionen 
und Gruppen gelingen. 


Umsetzung 

der 

Empfeh- 

lungen 
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Vorwort 

Die Probleme der Familie, die alle Bereiche des Le- 
bens berühren, können nur von einem interdiszi- 
plinär zusammengesetzten Gremium dargestellt wer- 
den. In die vierköpfige Kommission waren Wissen- 
schaftler der Fachgebiete Wirtschaftslehre des Haus- 
halts, Pädagogik, Bevölkerungswissenschaft und 
Wirtschaftswissenschaft berufen worden. Die Kom- 
mission hat den Auftrag, einen möglichst umfassen- 
den Überblick über die Situation der Familie in der 
Bundesrepublik Deutschland zu geben, als eine nicht 
leicht zu bewältigende Herausforderung empfunden: 
Sie hat versucht, trotz einer gewissen Dominanz 
fachspezifischer Perspektiven einen geschlossenen 
aufeinander abgestimmten Gesamtbericht zu erstel- 
len. 

Der Familienbericht der Kommission wird in einer 
auführlichen und einer zusammengefaßten Fassung 
vorgelegt. Das Gliederungsschema stimmt in beiden 
Fassungen überein mit Ausnahme des Kapitels 7 
„Ausländische Familien", das in den zusammenfas- 
senden Bericht nicht aufgenommen werden konnte. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die zu- 
sammengefaßten Ergebnisse nur dann sachgerecht in 
die politische und wissenschaftliche Diskussion 
übernommen werden können, wenn der Rückgriff 
auf die ausführliche Darstellung erfolgt. Der zu- 
sammenfassende Bericht soll die Orientierung er- 
leichtern. 

Die Arbeit der Kommission wurde durch eine Ar- 
beitsgruppe im Deutschen Jugendinstitut unter- 
stützt, die aus Herrn Diplom-Soziologen Holzmüller, 
Frau Diplom-Volkswirtin Münscher und Herrn Di- 
plom-Soziologen Sass bestand. Die Geschäftsführung 
lag ebenfalls beim Deutschen Jugendinstitut. 

Die Kommission verantwortet den Bericht als Gan- 
zes. Für die einzelnen Abschnitte waren folgende 
Bearbeiter federführend: 

Definition und Aufgaben der Familie 
Herr Schubneil und Herr Albers 

Die sozialökonomische Lage der Familie 
Frau von Schweitzer 

Mit Ausnahme des Abschnitts über die Wohnver- 
sorgung, der von 
Herrn Albers 

und des Abschnitts über die Erwerbstätigkeit, der 
von 

Frau Münscher und Herrn Albers 
bearbeitet wurde. 

Familie und Plazierung 
Frau Süssmuth 

Familie und Bevölkerung 
Herr Schubnell 


Leistungen der öffentlichen Hand 
Herr Albers 

Ausländische Familien 
Frau Münscher 

Außerdem wurde die Arbeit der Kommission unter- 
stützt durch Herrn Diplom-Pädagogen Dr. Küppers, 
Fachbereich Erziehungswissenschaft der Pädagogi- 
schen Hochschule Dortmund und Frau Diplom-Oeco- 
trophologin Masserer. Institut für Wirtschaftslehre 
des Haushalts und Verbrauchsforschung der Univer- 
sität Gießen. 

Die Arbeiten wurden zur Hauptsache bis Ende 1977 
abgeschlossen. Die statistischen Angaben wurden 
teilweise nach den bis Mitte 1978 verfügbaren Da- 
ten fortgeschrieben. 

Folgende von der Kommission in Auftrag gegebene 
Untersuchungen, die wichtige Informationen für den 
Bericht enthalten, werden gleichzeitig durch das 
Deutsche Jugendinstitut in München veröffentlicht: 

M. Heilmann: 

Die Berücksichtigung unterschiedlicher Familien- 
größen im deutschen Wohngeldsystem 

S. Keil: 

Konzeption und Organisation familienrelevanter 
Beratung in der Bundesrepublik Deutschland 

A. Münscher: 

Familiennachzug bei Ausländern und generatives 
Verhalten 

G. Ott: 

Entwicklung der verfügbaren Realeinkommen bei 
unterschiedlich großen Familien in der Bundesrepu- 
blik Deutschland 1961 bis 1975 

G.-R. Rückert: 

Geburtenrückgang und Erwerbstätigkeit der Frauen 
und Mütter in der Bundesrepublik Deutschland 

R. Süssmuth: 

Unter Mitarbeit von H. Holzmüller und W. Küppers: 
Belastung der Familie durch die Schule (erscheint: 
1. 8. 1979) 

Die Arbeit der Kommission wurde durch das Deut- 
sche Jugendinstitut, das Statistische Bundesamt, das 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung und das 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung un- 
terstützt. Besonders hervorzuheben ist die stets 
gewährte Hilfe und Beratung durch Ministerialrat 
Professor Dr. Max Wingen, Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit, der als Vertreter 
des Ministeriums an allen Sitzungen der Kommis- 
sion teilgenommen hat. Allen Stellen und Institu- 
tionen sei für ihre Hilfe gedankt. 

Kiel, Juli 1978 

ProL Dr. Willi Albers 

Der Vorsitzende der Kommission 
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Beridits- 

auftrag 


Familien- 

forschung 


1 Einleitung 

Der Auftrag, den die Bundsregierung der 
Kommission erteilte, sah inhaltlich ein Kon- 
zept vor, „das einerseits dem Anspruch ge- 
recht zu werden vermag, die Situation der 
Familie möglichst umfassend darzustellen, an- 
dererseits die begrenzte Arbeitszeit der Kom- 
mission berücksiditigt. Im Kern des Dritten 
Familienberichts sollen schwerpunktmäßig be- 
stimmte Grundfunktionen (Aufgaben) der Fa- 
milien in unserer Gesellschaft, die zugleich 
als Bezugspunkte für staatliches Handeln auf 
dem familienpolitischen Feld anzusehen sind, 
analysiert werden" . 

Die Kommission hat ihren Bericht auf die Dar- 
stellung der Entwicklung des Lebensniveaus, 
der Plazierungsfunktion und des generativen 
Verhaltens der Familie konzentriert und die 
staatlichen Maßnahmen zur Unterstützung und 
Förderung der Familie diskutiert. A.uf die So- 
zialisationsfunktion, die im Zweiten Familien- 
bericht umfassend abgehandelt wurde, ist nur 
insoweit eingegangen worden, wie sie für 
die Plazierungsfunktion wichtig ist. 

Andere familienpolitisch ebenfalls wichtige 
Bereiche mußten unberücksichtigt bleiben, so 
die auch gesundheitspolitisch bedeutsame Re- 
generationsfunktion der Familie und rechts- 
politische Probleme, die sich vor allem aus 
dem neuen Ehe- und Familienrecht ergeben. 

Da der Kommission nur knapp zwei Jahre zur 
Verfügung standen, konnte sie unter Berück- 
sichtigung eines vom Ministerium vorgelegten 
Daten- und Problemkatalogs im wesentlichen 
nur auf bereits vorhandene statistische Daten 
und wissenschaftliche Analysen zurückgreifen. 
Wichtige Daten konnten zusätzlich durch Son- 
derauswertungen amtlicher statistischer Erhe- 
bungen und durch eine von der Kommission 
getragene empirische Untersuchung zur Pla- 
zierungsfunktion — den Leistungen und Be- 
lastungen der Familie bei der Zuweisung von 
gesellschaftlichen Positionen an ihre Kinder — 
gewonnen werden. ' 

Die Kommission hatte zwar eine breitere 
Grundlage, um einen umfassenden Überblick 
über die Situation der Familien zu geben, als 
das in der Vergangenheit möglich war. Den- 
noch muß auch sie darauf verweisen, daß die 
Familienforschung trotz anerkennenswerter 
Förderung durch das Ministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit in der staatlich ge- 
lenkten und universitären Forschung nach wie 
vor ein Stiefkind ist. Es ist bisher auch nicht 
gelungen, eine wissenschaftliche Institution zu 
schaffen, deren Forschungsschwerpunkt sich 
fachübergreifend auf Familienprobleme rich- 


tet. Diese Situation ist allerdings typisch für 
den ganzen deutschsprachigen Raum, sie steht 
aber in Widerspruch zur grundlegenden Be- 
deutung der Familie für den einzelnen und die 
Gesellschaft. 

Waren es in der Vergangenheit die infolge 
von Industrialisierung und Urbanisierung aus- 
gelösten Veränderungen der Struktur und der 
Funktionen der Familie, die sie vor neue Auf- 
gaben stellte, so sind es heute unter anderem 
der Leistungs- und Konsumdruck, die Wohl- 
standsentwicklung, das „neue" soziale Pro- 
blem der Arbeitslosigkeit, Umweltbelastun- 
gen, die Situation erwerbstätiger Hausfrauen, 
die Isolierung alter Menschen, Schul- und Er- 
ziehungssorgen, die in zunehmendem Maße zu 
Belastungen der Familie geworden sind. Diese 
Probleme kann sie vielfach nicht aus eigener 
Kraft lösen. Eine der Auswirkungen der ver- 
änderten Situation ist im Verzicht vieler Ehe- 
paare auf Kinder zu sehen. 


2 Definition und Aufgaben der Familie 

Die Kommission spricht in diesem Bericht von 
„Familie", wenn durch Geburt und/oder 
Adoption von Kindern aus der Ehe eine bio- 
logisch-soziale Kleingruppe zusammenleben- 
der Menschen entsteht. Die familialen Klein- 
gruppen können unterschiedliche Größen, 
Strukturen und Organisationsformen haben. 
In diesem Bericht wird in einer ersten groben 
Gliederung zwischen vollständigen und un- 
vollständigen Familien unterschieden. Die 
vollständige Familie ist eine aus zwei Gene- 
rationen bestehende Gruppe von Eltern und 
ihren ledigen Kindern, die zusammen leben. 
Sie wird auch Kernfamilie genannt. Von un- 
vollständigen Familien (Ein-Elternteil-Familie) 
ist die Rede bei einer zwei Generationen um- 
fassenden Gruppe, bei der entweder nur die 
Mutter oder nur der Vater mit ledigen Kin- 
dern zusammen leben. 

Im Jahre 1976 gab es in der Bundesrepublik 
rd. 9,43 Millionen vollständige, darunter 
699 000 ausländische Familien. Zum gleichen 
Zeitpunkt wurden 1,46 Millionen unvollstän- 
dige Familien, darunter 52 000 mit ausländi- 
scher Staatsangehörigkeit, gezählt. Rd. 14,5 
Millionen Kinder jeden Alters (92,3 ®/o) wuch- 
sen in vollständigen, 1,2 Millionen (7,7 ®/o) in 
unvollständigen Familien auf. 

Berücksichtigt man nur die Kinder bis zur 
Vollendung des 18. Lebensjahres, die mit ihren 
Eltern zusammen leben, so ergibt sich folgende 
Verteilung auf die verschiedenen Formen von 
Familien: 


Definition 
der Familie 


Zahl der 
Familien 
und 

Haushalte 
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Tabelle I 


Vollständige und unvollständige Familien mit Kindern unter 18 Jahren 



Zahl der 
Familien 
in 1 000 

Prozent 

aller 

Familien 

Zahl der 
Kinder 
in 1 000 

Prozent 

aller 

Kinder 

Vollständige Familien 

7 876,4 

91,0 

14 487,0 

92,3 

Unvollständige Familien — 

776,0 

9,0 

1 215,3 

7,7 

insgesamt • • • 

8 652,4 

100 

15 702,3 

100 

davon: 

mit männlichem 
Familienvorstand — • • 

106,9 

1,2 

158,7 

1,0 

verh. getrenntlebend 

16,5 

0,2 

24,9 

0,2 

verwitwet 

41,2 

0,5 

67,2 

0,4 

geschieden 

43,7 j 

0,5 

60,3 

0,4 

mit weiblichem 
Familienvorstand 

669,1 

7,7 

1 056,6 

6,7 

ledig 

92,7 

1,1 

106,4 

0,7 

verh. getrenntlebend 

53,3 

0,6 

90,9 

0,6 

verwitwet 

217,0 

2,5 

349,7 

2,2 

geschieden 

306,1 

3,5 

509,6 

3,2 


Einschi einer geringen Zahl lediger Väter. 
Quelle: Mikrozensus 1976, Statistisches Bundesamt 


Die Familie ist durch das Älterwerden der 
Menschen, durch Geburt und Tod laufenden Ver- 
änderungen unterworfen. Sie ist ein dynami- 
sches Gebilde sich verändernder Beziehungen 
zwischen der älteren und jüngeren Genera- 
tion, Der Familienzyklus beginnt mit der Ge- 
burt des ersten Kindes. Wenn die erwachse- 
nen Kinder das Elternhaus verlassen, tritt die 
Familie in ihre Auflösungsphase ein. 

Die Zahl der Haushalte und die Zahl der Fa- 
milien in einer Gesellschaft sind nicht iden- 
tisch, da zum Beispiel Einzelpersonen Haus- 
halte begründen und nicht Familien sind und 
auch mehrere Familien einen Haushalt führen 
können. Die Zahl der Haushalte, die drei und 
mehr Generationen umfassen, ist allerdings 
gering; sie macht nur etwas über 4®/o aller 
Haushalte aus, die von verheirateten und 
gradlinig miteinander verwandten Personen 
gebildet werden. Bei 94®/o der vollständigen 
Familien sind Haushalt und Familie identisch. 
Bei den unvollständigen Familien insgesamt 
liegt dieser Anteil bei 87 Vo. Sind ledige Müt- 
ter Familienvorstände, so leben sie allerdings 
nur zu 66 Vo mit ihren Kindern in einem Haus- 
halt für sich, verwitwete Mütter dagegen zu 
91 ö/o. 

Die Familien sind keine einheitliche Gruppe. 
Sie unterscheiden sich unter anderem nach 
Zahl und Alter der Kinder, der Erwerbstätig- 
keit der Mutter, der sozialen Schichtzugehörig- 
keit, dem Einkommen und Wohnstandort. Sie 
bilden in vielfältiger Weise zu unterscheiden- 


de persönliche und soziale Beziehungsnetze, 
so daß nur in einer differenzierten Betrach- 
tungsweise über ihre Aufgabenerfüllung und 
ihre Probleme berichtet werden kann. 

Die Aufgaben der Familie bzw. ihre Funktio- 
nen in unserer Gesellschaft sind nicht an eine 
bestimmte Organisationsform von Familien 
gebunden. Doch zeigt es sich, daß trotz Krisen 
im herkömmlichen Familiensystem und trotz 
sich ändernder Wertvorstellungen über Se- 
xualität und Ehe die große Mehrzahl der Men- 
schen die traditionelle Form von Ehe und Fa- 
milie nicht in Frage stellen. Eine Familie im 
traditionellen Sinne zu gründen und ihre Sta- 
bilität und Konsistenz über die Phasen des 
Familienzyklus ein Leben lang zu erhalten, ist 
heute aber offensichtlich problematischer und 
keineswegs leichter geworden als in der Ver- 
gangenheit, 

Die Familien haben in unserer Gesellschaft Aufgaben 
die wichtige Aufgabe, die menschliche Existenz der Familie 
der jungen Generation zu sichern. Sie haben 
die Kinder nach deren Fähigkeit und Neigun- 
gen zu fördern und dafür Sorge zu tragen, 
daß im Interesse des Kindeswohls die richti- 
gen Schul- und Berufsausbildungen gefunden 
und von den Kindern durchlaufen werden. 

Die Zuordnung der Verantwortungsbereiche 
für Familie und staatliche Gemeinschaft bei 
der Erziehung der nachwachsenden Generation 
unterliegt dem gesellschaftlichen Wandel. Da- 
bei schützt allerdings die Verfassung die Fa- 
milie gegen eine Entleerung ihrer Aufgaben 
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durch die Bestimmung, daß Pflege und Er- 
ziehung der Kinder die zuvörderst den Eltern 
obliegende Pflicht sind (Artikel 6, Absatz 2 
Grundgesetz). 

Die Familie ist schließlich generell für die 
Daseinsvorsorge ihrer Mitglieder verantwort- 
lich. Sie hat die ihr verfügbaren Ressourcen 
so verantwortungsvoll einzusetzen, daß durch 
ihr vernünftiges haushälterisches Handeln 
nicht nur der private Wohlstand erhalten und 
vermehrt werden kann, sondern vor allem die 
Menschen gesund erhalten werden und die 
Qualität des Lebens in den Familien sich wei- 
ter zu entfalten vermag. Die Bereitschaft der 
Ehepartner, füreinander, aber besonders der 
Eltern für die Kinder, Pflichten zu überneh- 
men, Schutz und Hilfe zu gewähren, ist dafür 
die entscheidende Voraussetzung. Sie aber 
bedarf mehr und mehr einer besonderen ge- 
sellschaftlichen Würdigung. Mißverständnisse 
im Anspruch nach Selbstverwirklichung las- 
sen nämlich die von der Familie geforderte 
Dienstpflichtbereitschaft für Kinder, Kranke 
und schwache Menschen in zunehmendem Ma- 
ße zu einer Belastung werden, überzogene 
Glückserwartungen durch den Besitz materiel- 
ler Güter verzehren vielfach Kräfte, die sinn- 
voller für die Gestaltung der sozialen Bezie- 
hungen innerhalb und außerhalb der Familie 
hätten eingesetzt werden können. So ist unse- 
re Gesellschaft zwar eine wohlhabende, aber 
es' kann wohl kaum gesagt werden, daß sie 
eine besonders glückliche und zufriedene ist. 
Das gilt auch für die Familien. 

Ehe und Familie stehen unter dem besonderen 
Schutz der staatlichen Ordnung. Dieser Schutz 
durch das Grundgesetz kann nicht nur der 
eines väterlichen Nachtwächters sein, denn zu 
sehr wirkt jede Politik — gewollt oder unge- 
wollt — auch in die Familie hinein und be- 
einflußt ihren Alltag. Die Familie bedarf folg- 
lich größerer Berücksichtigung in allen Poli- 
tikbereichen, da sie eine fundamentale Be- 
deutung sowohl für den einzelnen als auch 
für die Gesellschaft als Ganzes hat. Ihre 
Krankheitssymptome machen nicht nur die In- 
dividuen krank, sie treffen auch die Gesell- 
schaft an ihrer Wurzel. Der folgende Bericht 
sollte vor allem diesem Anliegen — der stär- 
keren Beachtung der Familie in allen Politik- 
bereichen und damit auch der Verminderung 
der ihr zugemuteten Belastungen — dienen. 


Das Mikrosystem Familienhaushalt ist einge- 
bettet in das arbeitsteilig organisierte Netz 
privatwirtschaftlicher und kollektiver Versor- 
gungsangebote, die den Familien in unter- 
schiedlicher Weise zugänglich sind und auch 
bei gleichen Zugangs Chancen von ihnen in 
unterschiedlichem Ausmaß in Anspruch ge- 
nommen werden. 

Bei der Berichterstattung zur Entwicklung des 
Lebensniveaus der Familienhaushalte mußte 
sich die Kommission im wesentlichen auf die 
Daten der amtlichen Statistik beschränken und 
auf das, was sich auf ihrer Basis dazu aussagen 
läßt. Die Analyse bleibt notgedrungen unvoll- 
ständig und auf einen zurückliegenden Zeit- 
raum begrenzt. 

3.1 Aufgaben und Ziele der privaten 
Daseinsvorsorge 

Die Familie entsteht, wenn ein Kind geboren 
wird und dieses mit den Eltern oder einem 
Elternteil zusammenlebt, Aufgabe der priva- 
ten Daseinsvorsorge — der Haushaltsfüh- 
rung — ist es, in Korrespondenz mit dem ge- 
sellschaftlichen Umfeld dieses Zusammenle- 
ben der familialen Kleingruppe zu ermög- 
lichen, für die Lebens- und Gesunderhaltung 
der Familienmitglieder Sorge zu tragen, ihre 
Persönlichkeitsentwicklung und -entfaltung zu 
fördern und das Zusammenleben auf einem 
bestimmten kulturellen Niyeau der Familie 
zu gewährleisten. Die Erzielung und Sicherung 
des Einkommens und dessen Umformung zur 
Bedarfsdeckung und Bedürfnisbefriedigung sind 
die Leistungen der Haushaltsführung. Das der 
Haushaltsführung dabei gesteckte Ziel — der 
Lebensstandard — ist nach kulturspezifischen 
Maßstäben ausgerichtet und inhaltlich be- 
stimmt. 

So sind die Bedürfnisse des Menschen, z. B. 
Hunger, nur an ihrer Wurzel wertfreie An- 
triebsenergien, inhaltlich bestimmt und ausge- 
richtet sind sie immer durch bestimmte Le- 
benssituationen, in denen sie auftreten. Wohl- 
standsgesellschaften sind gekennzeichnet 
durch Lebenssituationen, in denen Bedürfnis- 
se in vielgestaltiger Weise vorhanden sind, 
weitere schnell geweckt werden können und 
staatliche Kontrollen nur bei extremer Ge- 
fährdung von Gesundheit und Sitte akzeptiert 
werden. 
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3 Sozialökonomische Lage der Familie 
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Bei einer Darstellung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lage der Familie sind immer zwei 
Aspekte zu beachten. Einerseits ist die Fami- 
lie mit ihrem Haushaltssystem eine private, 
vom Staat gerade auch in ihrer Privatheit zu 
schützende Institution — hier hat der einzelne 
in eigener Verantwortung zu entscheiden — 
andererseits ist sie nicht allein für ihre Da- 
seinsvorsorge verantwortlich. 


Das Problem der privaten Daseinsvorsorge in 
einer Wohlstandsgesellschaft besteht daher 
weniger darin, mit der Knappheit der verfüg- 
baren Güter ein Existenzminimum zu sichern 
(Mangelwirtschaft), sondern vielmehr in der 
Aufgabe, unter der Vielfalt der möglichen Be- 
darf e jene auszuwählen, die einerseits mit 
den verfügbaren (knappen) Mitteln befriedigt 
werden können, die andererseits aber auch 
Gütemaßstäben, die den Aufgaben der Familie 
angemessen sind, entsprechen. 
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Gütemaßstäbe dieser Art — audi prädikative 
Lebensstandards genannt — sind für unsere 
Gesellschaft noch unzulänglich erforscht und 
begründet. „Gesunde Ernährung" » „familien- 
gerechte Wohnung", „kindgerechtes Spiel- 
zeug", „humane Arbeitswelt", „kreative Frei- 
zeitbeschäftigung", „chancengleiche Bildung" 
lassen sich inhaltlich nur schwer so weit kon- 
kretisieren, daß daran Leistungen der priva- 
ten und/oder gesellschaftlichen Daseinsvor- 
sorge gemessen und kontrolliert werden kön- 
nen. 

Aber nicht nur das Fehlen von solchen „öko- 
nomisch machbaren", „sozial akzeptierten" 
und „kulturell erwünschten" Gütemaßstäben 
für die haushälterische Leistungsbeurteilung, 
sondern auch die Tatsache, daß die private 
Daseinsvorsorge als eine Privatangelegenheit 
angesehen wird, die außerhalb des eigenen 
Haushalts niemand etwas angeht, machen es 
schwer, objektive Aussagen über den mate- 
riellen Wohlstand und seine Auswirkungen 
auf diese Leistungsfähigkeit der Familiensy- 
steme zu machen. Wir wissen so vom Alltags- 
leben der Menschen in ihren privaten Versor- 
gungssystemen ungewöhnlich wenig. 

Der Allta;gsmensch, und vor allem der Haus- 
frauenalltag, sind zu alltäglich, als daß sie 
Forschergeist, Bildungsengagement und poli- 
tische Energien auf sich zögen. Und doch be- 
stimmt dieser Alltag in hohem Maße das Le- 
bensglück einer Gesellschaft und ihrer Kin- 
der. 

3.2 Entwicklung des Lebensniveaus der 
Familienhaushalte 

Die Arbeitswelt prägt mit ihren Möglichkeiten 
des Gelderwerbs und der sozialen Integration, 
aber auch durch ihre Zwänge und Belastungen 
das Familienleben. Somit betrifft jede Art von 
Erwerbstätigkeit von Familienmitgliedern die 
ganze Familie. 

Einerseits hat die Regelarbeitszeit der Be- 
schäftigten in den letzten Jahren abgenommen 
und die Zahl der Urlaubstage ist gestiegen, 
andererseits haben aber Überstunden und 
Schichtarbeit zugenommen, und die Belastun- 
gen durch längere Arbeitswege sind gewach- 
sen. 

Die Arbeitslosigkeit hat bei den Männern 
einen seit 20 Jahren nicht gekannten Stand er- 
reicht. Die Hälfte der in einer Sonderauswer- 
tung 1975 registrierten mehr als eine halbe 
Million arbeitsloser Männer hatte eine Fami- 
lie zu versorgen. Neben den finanziellen Ein- 
bußen stehen diese Familien auch vor psychi- 
schen und sozialen Belastungen. 

Väter sind nach wie vor in ihrer Hauptrolle 
„Erwerbstätige", während die Familie und die 
Kinder die Domäne der nicht erwerbstätigen 
wie der erwerbstätigen Frau bleiben. Den Pro- 
blemen der Erwerbsarbeit von Frauen und 


Müttern muß das besondere Augenmerk der 
Familienpolitik gelten, solange die Mütter 
auch neben einer Erwerbstätigkeit die Haupt- 
last in Erziehung und Haushalt tragen. Grund- 
sätzlich sollte jedoch eine Anpassimg der Ar- 
beitsbedingungen von Vätern und Müttern an 
deren Familienverpflichtungen versucht wer- 
den, um so die Bedingungen für eine partner- 
schaftliche Rollengestaltung in der Familie zu 
verbessern. 

Die Erwerbstätigenquote der Mütter mit Kin- 
dern unter 15 Jahren hat im Zeitvergleich seit 
der Volkszählung 1961 erst in der Hochkon- 
junktur der Jahre 1970 bis 1974 eine wesent- 
liche Zunahme erfahren. 1976 waren 40 von 
100 Müttern mit Kindern unter 15 Jahren er- 
werbstätig (1961: 35®/o). Die verheirateten Müt- 
ter von Schulkindern waren an dieser Ent- 
wicklung vornehmlich beteiligt, vor allem, 
wenn sie nur ein Kind im Alter zwischen 
sechs und 15 Jahren zu versorgen hatten. Die 
Erwerbstätigenquoten der geschiedenen und 
ledigen Mütter hingegen gingen, vor allem, 
soweit die Mütter kleine Kinder hatten, seit 
1961 kontinuierlich zurück. 

Flexible Arbeitszeiten in manchen Beschäfti- 
gungszweigen, besonders im öffentlichen 
Dienst, haben den ganztags arbeitenden Müt- 
tern einige Erleichterungen gebracht. Dennoch 
bleibt die zeitliche Vereinbarkeit eines Acht- 
Stunden-Tages mit den Öffnungszeiten von 
Betreuungsinstitutionen, den Wegen dorthin 
und zum Arbeitsplatz für viele Mütter noch 
ein Problem. Immerhin gehörten 1970 fast ein 
Fünftel der erwerbstätigen verheirateten Frau- 
en zu den Berufspendlem. Andere Mütter wie- 
derum finden sich mit den zu ihren „privaten" 
Wegen am besten korrespondierenden Ar- 
beitsplätzen ab, auch wenn sie nicht unbedingt 
ihrer Ausbildung, Neigung und oft auch nicht 
den gerechtfertigten Lohn- oder Gehaltsan- 
sprüchen entsprechen. 

Frauen sind von Arbeitslosigkeit überdurch- 
schnittlich stark betroffen. Im besonderen gilt 
dies für verheiratete Frauen und Mütter und 
am stärksten dann wiederum für Teilzeitbe- 
schäftigte. Hinzu kommt eine wohl noch be- 
trächtliche Zahl von erwerbswilligen Frauen, 
die sich unter dem Druck des Arbeitsmarktes 
in die stille Reserve — das Nur-Hausfrauen- 
Dasein — zurückgezogen haben. 

Als Hauptmotivation für die Erwerbstätigkeit 
einer Mutter muß nach wie vor der finanzielle 
Aspekt gelten. Das Absinken des Familien- 
einkommens bei einer Aufgabe der Erwerbs- 
tätigkeit der Ehefrau ist beträchtlich. Dies trifft 
besonders junge Familien bei der Geburt eines 
Kindes, obwohl die Verdiensthöhe der Ehe- 
frauen bei weitem unter der der Ehemänner 
liegt. 

So dürfte die Erwerbsbeteiligung der Ehefrauen 
von Arbeitern — sie lag 1973 allerdings nur 
mit 1,6 ®/o über der der Ehefrauen von Beam- 
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ten — primär wirtschaftlichen Notlagen ent- 
springen, während die Erwerbstätigkeit der 
Frauen höher qualifizierter Gruppen auch stär- 
ker durch Motive der persönlichen Freude an 
der Erwerbstätigkeit begründet sein mag und 
darüber hinaus zu einer sozialen Integration 
beiträgt, nach welcher die Frauen streben. 

Ursache für die im Vergleich zu den Männern 
immer noch niedrigeren Einkommen der Frau- 
en ist sowohl der niedrigere Ausbildungs- 
stand als auch die geringere Bewertung spezi- 
fischer Frauenarbeiten, im besonderen, wenn 
sie in Teilzeit geleistet werden. 

Eine besondere Belastung für die Frauen stel- 
len die durch familiale Aufgaben erzwunge- 
nen Unterbrechungen des Arbeitslebens dar. 
Sie sind zumeist mit weiteren Qualifikations- 
und Positionsverlusten verbunden. So wird die 
Erwerbsarbeit der verheirateten Frauen sehr 
leicht nur zu einer Zuarbeit, einem Zuver- 
dienst abqualifiziert. 

Zusammenfassend können wir feststellen, daß 
keine verheiratete Frau und Mutter sich der 
Konfliktsituation zwischen Erwerbstätigkeit 
und Familienverpflichtung entziehen kann. Die 
Vor- und Nachteile können ungleich verteilt 
sein und unterschiedlich gewichtet werden, je 
nachdem, welche Wertsetzungen hinter ihnen 
stehen. Sicher ist jedoch, daß die öffentliche 
Meinungsbildung besonders die chancenglei- 
che Integration der Frau in die Berufswelt 
fördert und damit zwar wesentlich zum er- 
werbswirtschaftlichen Engagement der Frauen 
und Mütter beiträgt, aber damit auf der ande- 
ren Seite die Aufgaben und Leistungen der 
Familienhausfrauen bei weitem unterbewertet 
und damit ihren Stellenwert im Leben der 
Frauen und der Gesellschaft abqualifiziert. Die 
Folge dieses einseitigen und kurzsichtigen Lö- 
sungsschemas für den Doppelrollenkonflikt 
der Frau durch unsere Gesellschaft ist einer- 
seits das positiv zu bewertende verbesserte 
berufliche Ausbildungsniveau der jungen 
Frauengeneration und ihr darauf aufbauendes 
Selbstbewußtsein. Problematisch sind aber an- 
dererseits die Folgen für die Familie, denn ihr 
werden die für die Versorgung von Kindern 
unerläßlichen Zeitressourcen entzogen, die 
weder durch die Ehemänner, noch durch aus- 
reichende, die Familie ergänzende Institutio- 
nen der Gesellschaft ersetzt werden. Somit 
werden die Konflikte der Frauen und der jun- 
gen Paare verstärkt, und Lösungen zugunsten 
der Familie und der Kinder werden rarer. Die 
gesellschaftlichen Kosten steigen, und die Lei- 
stungen der Gesellschaft müßten erheblich auf- 
gestockt werden, wenn die Probleme der Er- 
werbstätigkeit von Müttern durch familiener- 
gänzende Institutionen gelöst werden sollten. 

Nicht zuletzt dürfte auch der Geburtenrück- 
gang der letzten 10 Jahre eine Auswirkung 
dieser Entwicklung sein. Das neue Lösungs- 
schema kann nicht mehr die Zurückverwei- 
sung der Frau auf die Aufgaben der Fami- 


lienhausfrau sein, sondern muß darauf hin- 
zielen, daß die gesamtgesellschaftlichen Ziel- 
setzungen familienorientiert ausgerichtet wer- 
den und damit die Familien — Väter wie 
Mütter • — mehr und vielfältiger gesicherte 
Chancen erhalten, Familien- und Berufsver- 
pflichtungen miteinander zu vereinbaren. So 
sollte das politische Postulat „Humanisierung 
der Arbeitswelt" auch dazu führen, daß sich 
nicht nur die Familie den Zwängen der Ar- 
beitswelt anpassen muß, sondern daß ver- 
mehrt auch umgekehrt die Arbeitswelt fa- 
miliengerechter umgestaltet wird. 

Die Einkommen der privaten Haushalte, die 
durch die Einkommens- und Verbrauchsstich- 
proben erfaßt werden, sind von 1962/63 bis 
1973 um 128 Vo angestiegen. Dieser bedeutsa- 
men nominalen Einkommenssteigerung steht 
allerdings nur ein realer Kaufkraftzuwachs 
von 56 Prozent gegenüber. Aber auch dieser 
Zuwachs an realer materieller Versorgung ist 
für einen Zeitabschnitt von zehn Jahren be- 
achtlich. Er hat sich fortgesetzt, wenn auch in 
den letzten Jahren erheblich verlangsamt. 

Gemessen an dem Pro-Kopf-Einkommen eines 
Ehepaares ohne Kinder standen 1973 einer 
Familie mit einem Kind nur 82 Vo, einer mit 
zwei Kindern nur 66 Vo und einer mit drei 
Kindern sogar nur noch 57 Vo des Pro-Kopf- 
Einkommens der kinderlosen Ehepaare zur 
Verfügung. Diese Relationen haben sich im 
Verlauf der letzten Jahre noch weiter zu- 
ungunsten der Familien mit Kindern ver- 
schlechtert, da die Erwerbseinkommen schnel- 
ler steigen als die Transfereinkommen für 
Kinder. Durchschnittlich verfügte ein Ehepaar 
ohne Kinder 1973 über 990 DM Pro-Kopf-Ein- 
kommen/Monat (1969: 652 DM), eine Familie 
mit drei Kindern erreicht wenig mehr als die 
Hälfte, nämlich 561 DM Pro-Kopf-Einkommen/ 
Monat (1969: 384 DM). Diese Verschlechterung 
der Pro-Kopf-Einkommenssituation bei zuneh- 
mender Anzahl der im Haushalt zu versorgen- 
den Kinder ist die Folge der sich nach der 
Leistung richtenden Erwerbseinkommen, die 
sich unabhängig vom Bedarf der Familie erge- 
ben. Jedes nicht erwerbstätige Mitglied einer 
Familie — sei es die Familienhausfrau oder 
die Kinder — verschlechtert somit in der Re- 
gel die Einkommenslage der Familie. 

Knapp 60 Vo aller Kinder lebten 1973 in Fami- 
lien mit monatlichem Pro-Kopf-Einkommen 
zwischen 400 und 800 DM. 14 Vo der Kinder 
hatten mit Pro-Kopf-Einkommen unter 400 DM/ 
Monat auszukommen und 27 ®/o der Kinder 
— also mehr als ein Viertel aller Kinder — 
gehörten Haushalten mit Pro-Kopf-Einkom- 
men von monatlich mehr als 800 DM an. 

Von den knapp 16 Millionen Kindern unter 
18 Jahren (1973) waren 3,7 Millionen (24 Vo) 
Einzelkinder, die zu 97 ®/o in Haushalten auf- 
wuchsen mit monatlichen Pro-Kopf-Einkom- 
men über 400 DM. Auch die 6,2 Millionen 
(39 Vo) Kinder aus Familien mit zwei Kindern 
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lebten noch zu 92 ®/o in Haushalten mit Pro- 
Kopf-Einkommen über 400 DM. Dieser Anteil 
verringert sich bei Familien mit drei Kindern 
(3,9 Millionen Kinder oder 25 ®/o aller Kinder) 
auf 84 % und bei Familien mit 4 Kindern und 
mehr (1,9 Millionen oder 12 ®/o aller Kinder) 
auf 55 Vo. 

Neben den Familien mit Kindern vornehmlich 
der unteren und mittleren Einkommensschich- 
ten haben die Rentnerhaushalte die niedrig- 
sten Pro-Kopf-Einkommen. Insbesondere die 
ältere Rentnerin, die zwar den Wohlstand 
unserer heutigen Gesellschaft miterarbeiten 
half, hat an ihm kaum einen angemessenen 
Anteil. 

Strukturelle Veränderungen in der Verwen- 
dung des verfügbaren Einkommens und des 
privaten Verbrauchs erscheinen in kurzen Be- 
obachtungszeiträumen nicht allzu gravierend, 
dennoch können sich hinter Verschiebungen 
um wenige Prozentpunkte beachtliche Wohl- 
standstrends verbergen. Als Indikatoren für 
eine Wohlstandsentwicklung können gewählt 
werden: 

■ — die Zunahme des Anteils der Ersparnisbil- 
dung, 

— die Abnahme des Anteils der Ausgaben 
für Nahrungs- und Genußmittel, 

— die Abnahme des Anteils der Ausgaben 
für die Grundbedarfe und 

— die Zunahme des Anteils der Ausgaben 
für Güter des gehobenen Verbrauchs. 

Vergleichen wir eine Gruppe ausgewählter 
Haushalte, zu denen 1973 rund 72 Vo aller Fa- 
milienhaushalte mit Kindern gehörten, so zeigt 
sich, daß sich im Zeitraum von 1969 bis 1973 
alle vier Wohlstandstrends eindeutig nachwei- 
sen lassen. Erwartungsgemäß sind diese 
Wohlstandstrends deutlicher sichtbar bei Ehe- 
paaren ohne Kinder und in Familien mit einem 
Kind als in den Familien mit drei und mehr 
Kindern. Aber auch letztere haben 1973 für 
die Wahlbedarfe noch fast 40 ®/o ihrer privaten 
Verbrauchsausgaben zur Verfügung, während 
der Rentner- und Sozialhilfehaushalt 1976' nur 
gerade 24 Vo der privaten Verbrauchsausgaben 
für die Wahlbedarfe verwenden konnte. 

Für die Versorgung eines Kindes wurden von 
den Familien im Durchschnitt des Jahres 1973 
monatlich 437 DM ausgegeben. 14 Vo der Kin- 
der allerdings mußten sich monatlich mit weni- 
ger als 275 DM bescheiden und 27 Vo standen 
mehr als 500 DM zu ihrer Versorgung zur Ver- 
fügung. 

Bei der Ausstattung mit langlebigen Ge- 
brauchsgütern lassen sich beachtliche Zuwachs- 
raten nachweisen. Immer mehr Güter gehören 
zu der „Standardausstattung", über die mehr 
als 50 Vo der Haushalte verfügen. Familien- 
haushalte mit Kindern und einem Haushalts- 
vorstand von 25 bis 35 Jahren haben eine 
Spitzenstellung im Ausstattungsgrad mit lang- 
lebigen Gebrauchsgütern, wodurch sich auch 


die starke finanzielle Belastung jener Haus- 
halte erklären läßt. Deutlich angestiegen sind 
auch die Ausgaben für den Freizeitkonsum. 
Wir haben hier überproportionale Zuwachs- 
raten, auch bei den Familienhaushalten mit 
Kindern und mit mittlerem Einkommen. 
Schließlich konnten die privaten Haushalte 
ihre Vermögensbestände erweitern. Besonders 
deutliche Zuwachsraten zeigten sich bei den 
Bausparverträgen. Die Verschuldung dagegen 
blieb gering. Die Vorsorge für Notzeiten ist 
typischer für die Haushalte in der Bundesre- 
publik Deutschland als der Vorgriff auf er- 
wartete höhere Einkommen durch Kreditauf- 
nahmen. Seit 1976 deuten sich jedoch auch 
hier Verhaltensänderungen an. Die Inan- 
spruchnahme des Konsumentenkredits nahm 
erheblich zu. 


Im Vordergrund der Wohnungspolitik stand 
nach dem Zweiten Weltkrieg zunächst die 
Schaffung von Wohnungen, so daß der Woh- 
nungsmarkt wieder zu funktionieren vermoch- 
te. Die Zahl der Wohnungen hat heute in etwa 
die Zahl der selbständigen Haushalte erreicht, 
ihre Ausstattung (WC, Bad, Sammelheizung) 
hat sich erheblich verbessert. Erstaunlich hoch 
ist dagegen die flächenmäßige Unterversor- 
gung der Bevölkerung mit Wohnraum geblie- 
ben. Wird eine Norm von 70 qm für eine vier- 
köpfige Familie zugrunde gelegt, so waren, 
bei Differenzierung dieser Norm nach Fami- 
liengröße, 1973 26 Vo aller Familien unterver- 
sorgt. Diese Unterversorgung konzentriert 
sich auf die Bezieher kleiner Einkommen und 
kinderreicher Familien. So nahm der Anteil 
der Unterversorgung 1973 von 14 Vo bei den 
kinderlosen Familien bis auf 59 Vo bei den Fa- 
milien mit vier und mehr Kindern zu. Er stieg 
von 9 Vo bei Familien mit einem Monatsein- 
kommen von über 2 500 DM auf 39 ®/o bei Fa- 
milien mit Monatseinkommen bis 800 DM an. 
Bei den Arbeitern ist die Unterversorgung 
deutlich größer als bei den Angestellten, Be- 
amten und Selbständigen. Während 26 Vo aller 
Haushalte unterversorgt sind, sind es 36 Vo 
aller Kinder. 


Unterver- 
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mit Kin- 
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Neben den kinderreichen Familien stellen die 
jungen Familien eine Problemgruppe bei der 
Wohnversorgung dar. Einerseits ist ihr Ein- 
kommen im allgemeinen noch niedrig, ande- 
rerseits sind sie ganz überwiegend auf Neu- 
bauwohnungen der jüngsten Baujahrgänge, 
d. h. auf die teuersten Wohnungen angewie- 
sen. Die Wohnungsgröße steigt bei den jungen 
Familien mit wachsender Kinderzahl je Kind 
um 2 bis 4 qm an, während bei länger be- 
stehenden Ehen der Unterschied je Kind bis 
zu 10 qm beträgt. Offenbar wären die jungen 
Familien finanziell überfordert gewesen, wenn 
sie die Miete für eine größere Wohnung be- 
zahlen müßten. So konnte auch nachgewiesen 
werden, daß mit zunehmender Kinderzahl die 
jungen Familien auf billigere Wohnungen 
ausgewichen sind. Sie waren somit gezwun- 
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gen, schlechter ausgestattete Wohnungen oder 
ungünstigere Wohnstandorte in Kauf zu neh- 
men. Auch konnte gezeigt werden, daß die öf- 
fentlich geförderten Wohnungen nicht vor 
allem den jungen und kinderreichen Familien 
zugute kamen. 

Die jungen Familien, die eine öffentlich ge- 
förderte Wohnung erlangen konnten, sind nur 
zu knapp einem Viertel unterversorgt, wäh- 
rend die jungen Familien in frei finanzierten 
Wohnungen annähernd zu Dreiviertel unter- 
versorgt sind. Eine größere Wohnung ist für 
sie nicht bezahlbar. 

Auch zeigt der stark über dem Durchschnitt 
liegende Anteil von Eigentümerwohnungen 
bei Familien mit einer Ehedauer von über 
zehn Jahren, wie wichtig die Institution des 
Mietkaufs für die Familie ist, so daß der Er- 
werb der Eigentümerwohnung nicht erst dann 
erfolgt, wenn die Kinder schon langsam be- 
ginnen, das Elternhaus wieder zu verlassen. 

Wohnum- Bei dieser Erörterung darf nicht außer acht 
weit als gelassen werden, daß die Wohnungsgröße und 

Wohnwert- Mietanteil nur zwei Wohnwertkriterien 

knterium Indikatoren für die Wohn- 

versorgung benutzt werden. Immer wichtiger 
werden heute auch Wohnstandortkriterien zur 
Beurteilung einer Wohnung, z. B. die Spiel- 
möglichkeiten für Kinder, die Geruchs- und 
Lärmbelästigung, die Verkehrsverbindung. 

Die Stadtkerne ohne ausreichenden Freizeit- 
raum für die Kinder, das Stadtumland ohne 
ausreichende Nahverkehrsverbindungen und 
die zahlreicher werdenden Ortsteile in länd- 
lichen Regionen, denen im Zuge der Gebiets- 
und Funktionalreformen die Versorgungs- und 
Bildungseinrichtungen entzogen werden, stel- 
len Wohnstandorte dar, die im Grund einen 
Fortzug von Familien notwendig machen bzw. 
die dort lebenden Familien erheblich benach- 
teiligen und belasten. Die Ansprüche der Fa- 
milie scheinen weder in der Wohnungspolitik 
noch in der Regionalpolitik beachtet zu wer- 
den. Die Folgen dieser Entwicklung werden 
zunehmend schwerwiegendere Probleme auf- 
werfen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß 
auch die Familien an der Wohlstandsentwick- 
lung teilgenommen haben, dennoch sind wirt- 
schaftliche Zwänge und Notlagen in den Fa- 
milien bestehen geblieben. 

„Armut" in Bei der Diskussion von Armutsproblemen in 
der Wohl- unserer Wohlstandsgesellschaft können wir 
standsge- allerdings Fragen der primäTen Armut, bei der 
sellsdiaft permanent oder zyklisch wiederkehrend das 
physische Existenzminimum zur Befriedigung 
der Grundbedürfnisse für eine größere Gruppe 
von Menschen nicht gesichert werden kann, 
außer acht lassen. 

Auch die tertiäre Armut oder auch Sozialhil- 
^febedürftigkeit konnte im Rahmen dieses Fa- 
milienberichtes nicht speziell behandelt wer- 
den. Es ist allerdings auf den bedeutsamen 


Tatbestand zu verweisen, daß es in zuneh- 
mendem Maße geschehen kann, daß Familien 
unterer Einkommensschichten mit mehreren 
Kindern mit ihrem Erwerbseinkommen — und 
verstärkt bei Arbeitslosigkeit — nur noch 
einen Versorgungsgrad erreichen, der unter- 
halb der Bedarfssätze der Sozialhilfe liegt. 

Weniger eindeutig bestimmbar, aber für eine 
Wohlstandsgesellschaft für alle sozialen 
Schichten von Bedeutung, zeigt sich das Pro- 
blem der sekundären Armut. Sie beruht auf 
der subjektiven Vorstellung, das verfügbare 
Einkommen gestatte keine als ausreichend 
angesehene Bedarfsdeckung. So bezeichnet die 
„sekundäre Armut" das, was unsere Gesell- 
schaft als Mangel an Gütern der Daseinsvor- 
sorge empfindet und betont und was der ein- 
zelne für sich in seiner Situation im Vergleich 
mit anderen Haushalten oder im Vergleich 
zu anderen Situationen im Lebenszyklus bzw. 
im Vergleich zu eigenen Konsumnormen als 
für ihn unerreichbar erfährt. Krisensituationen 
dieser Art können dazu führen, daß in der 
Familie alle Reserven mobilisiert werden, um 
Konsumwünsche zu realisieren, unabhängig 
davon, ob diese und der Aufwand sie zu er- 
langen für die Familie sinnvoll sind oder 
nicht. Sie können dann, wenn die Leistungs- 
reserven der Familie aufgezehrt sind, zu über- 
großen Belastungen des Familiensystems wer- 
den, so daß die Familie und/oder einzelne 
ihrer Mitglieder erkranken, in Resignation und 
Unzufriedenheit verfallen. 

Eine Diskussion über das Ausmaß sekundärer 
Armutsgefühle kann nur spekulativ geführt 
werden. Doch gibt es eine Reihe von Sym- 
ptomen, die den Schluß nahelegen, daß der Ge- 
burtenrückgang die Zunahme der Zivilisa- 
tionskrankheiten und der Krisen im Sozial- 
system der Familie auch — und nicht unwe- 
sentlich — durch überzogene materielle Kon- 
sumansprüche bedingt sein können. Haushäl- 
terische Qualitäten im Sinne des Maßhaltens 
auch im Streben nach materiellen Gütern zu- 
gunsten der sozialen Kommunikation und der 
sozialen Dienste füreinander und der kulturel- 
len Ausgestaltung der privaten Lebensfüh- 
rung müssen in ihrer Bedeutsamkeit neu er- 
kannt und eingeübt werden. Nur so kann der 
sekundären Armut und ihrer selbstzerstöreri- 
schen Wirkung begegnet werden. Staat und 
Gesellschaft können sich hier ihrer Verant- 
wortung nicht entziehen. Mag ein Wirtschafts- 
wachstum auch noch so erstrebenswert er- 
scheinen, es muß im Dienst von mehr Lebens- 
qualität für die Menschen stehen und sollte 
nicht gerade auf deren Kosten gehen. Die 
„Ausbeutung" der Menschen und vor allem 
der Familie durch die unkontrolliert ange- 
triebenen Konsumansprüche dürfte ein gesell- 
schaftliches Problem ersten Ranges werden. 
Hier gilt es, Entwicklungen zu fördern, die 
den immateriellen Werten wieder mehr Be- 
deutung zukommen lassen. 
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3.3 Haushaltsfunktion und Familienzyklus 

Das Konzept des Familienzyklus beschreibt 
und analysiert die Veränderungen der Fami- 
liensituation und Familienorganisation im 
Laufe des Lebens einer Familie. Wichtige 
Veränderungen im Familienzyklus sind: 

— Die Familien haben weniger Kinder; so- 
mit verkürzt sich die Aufbauphase der Fa- 
milie von der Eheschließung bis zur Ge- 
burt des letzten Kindes, 

— Durch die verringerte Kinderzahl erhält 
die Frau erweiterte Chancen zur Erwerbs- 
tätigkeit vor und nach der Aufbauphase 
der Familie. 

— Es verkürzt sich aber auch die Phase der 
Erziehung und Betreuung der Kinder. Die 
Gewichtung dieser Phase nimmt also im 
Lebenslauf der Elterngeneration ab. 

— Die Länge der Phase, während der die Fa- 
milie nur aus dem Ehepaar besteht, nimmt 
zu. Die Partnerbeziehung wird dadurch 
wichtiger. 

— Die stärkere Verlängerung der Lebenser- 
wartung der Frauen im Verhältnis zu den 
Männern läßt bei den Frauen die Phase 
des Alleinlebens länger werden. Auch tra- 
gen die erhöhten Scheidungszahlen zur 
Verlängerung dieser Phase bei. 

Auf das engste mit dem Familienzyklus ver- 
flochten zeigen sich die Haushaltsfunktionen, 
sie müssen jeweils den veränderten familialen 
Bedingungen im Rahmen des Möglichen ad- 
äquat angepaßt werden. Vom Gelingen oder 
Mißlingen dieser Anpassung der Haushalts- 
führung dürften die generativen Entscheidun- 
gen der Paare, aber auch die Regenerations- 
und Sozialisationsleistungen der Familien 
maßgeblich beeinflußt werden. 

Für die „junge Familie" steht im Mittelpunkt 
die Aufgabe des Haushaltsaufbaus und die 
Organisation und Gestaltung der Kinderver- 
sorgung. 

Eine wesentliche Belastung bringt bei „zu 
früher" Familiengründung die kaum zu ver- 
einbarende Aufgabe, Haushaltsaufbau, Aus- 
bildung beider Ehepartner und Familiengrün- 
dung miteinander in Einklang zu bringen. Sin- 
kendes Heiratsalter einerseits und Verlänge- 
rung der Ausbildungsphasen sowie Erschwer- 
nisse beim Berufseintritt andererseits lassen 
diese Probleme zunehmend bedeutsamer wer- 
den. 

Die Realisierung von Kinderwünschen bedeu- 
tet für die Mehrzahl der „jungen Familien" 
Verzicht auf Einkommen bei steigendem Be- 
darf. Die Versorgungsaufgaben im Haushalt 
wachsen und werden trotz vieler technischer 
Erleichterungen im Haushalt als belastend 
empfunden, weil Kinder eine permanente 


Dienstpflichtbereitschaft ihrer Pflegeperson 
benötigen. 

Der Wunsch und die Bereitschaft, Kinder zu Einsdmei- 
haben, bedeutet somit zumeist für die Frau dende 
Unterbrechung der Ausbildungs- und Berufs- Verände- 
karriere, Verlust der eigenen finanziellen Un- 
abhängigkeit, Verlust der eigenen sozialen 
Sicherheit, sehr oft auch Verlust des eigenen Kinder 
Freundes- und Bekanntenkreises und der ge- 
sellschaftlichen Integration und Anerkennung. 

Sie gewinnt die Freude an den eigenen Kin- 
dern, die Möglichkeit der selbständigen priva- 
ten Lebensgestaltung und die Freiheit von er- 
werbswirtschaftlichen Zwängen, welche aller- 
dings durch die Notwendigkeit der permanen- 
ten Dienstpflichtbereitschaft für die Kinder er- 
setzt bzw. auch verstärkt werden. Nicht selten 
fühlen sich Mütter an Haushalt und Familie 
gebunden, ohne aber durch diese Aufgaben 
voll ausgelastet zu sein. 

Die bereits erwähnten veränderten Wertvor- 
stellungen in der Gesellschaft über die Rolle 
der Frau, ihr Emanzipations- und Gleichbe- 
rechtigungsanspruch haben dazu geführt, daß 
das Leitbild der Familienhausfrau zunehmend 
kritischer gesehen wird und somit der Kon- 
flikt der Frau, zwischen Erwerbs- und Berufs- 
chancen und Familienaufgaben entscheiden zu 
müssen, verstärkt wird. Man möchte Familie, 
man möchte Kinder, aber die Belastungen, 
welche mit der Erfüllung dieser Wünsche ein- 
hergehen, werden deutlich erkannt und kri- 
tischer beurteilt. 

Familienpolitische Maßnahmen, welche insti- 
tutionelle Hilfen für die Kinderversorgung an- 
bieten, erleichtern zwar die Situation, ändern 
aber nichts an der grundsätzlichen Problem- 
lage, daß Kinder Hemmfaktoren auf dem Weg 
zur Berufskarrier^ und Wohlstandsentwick- 
lung sind. Die unzureichende gesellschaftliche 
Anerkennung der Leistungen der Familien- 
hausfrauen könnte zur Folge haben, daß diese 
Leistungen nicht mehr weiterhin selbstver- 
ständlich erbracht werden. 


Auch die „ältere Familie" steht heute noch in 
vielfacher Weise der „jungen Familie" bei 
der Lösung ihrer Probleme beim Haushaltsauf- 
bau und der Kinderversorgung zur Seite, über 
eine genauere Einsicht in die Haushaltsver- 
flechtungen der Drei-Generationen-Familie, 
auch wenn sie nicht zusammenlebt und -wirt- 
schaftet, verfügen wir in der Bundesrepublik 
nicht. Es dürfte noch beachtliche Hilfestellun- 
gen geben, die aber mit zunehmender Inte- 
gration der Frau in das Berufsleben und der 
Abwertung der Qualifikation der Familien- 
hausfrau auch abnehmen werden. 
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Das Lebensniveau der „älteren Familie" im Lebensbe- 
Rentenalter ist deutlich niedriger als das der dingungen 
„jüngeren Familie". Die Erhaltung der Selb- der älteren 
ständigkeit in der Lebensführung bei gleich- 
zeitiger Sicherung der Versorgung bei Krank- 
heit ist das Hauptproblem der Haushalts- 
führung im höheren Lebensalter. 
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Die gegenseitige Verbundenheit und Hilfe- 
stellung einerseits zwischen den Generatio- 
nen und andererseits im Freundschaftsnetz der 
Gleichaltrigengruppe, ergänzt durch abrufbare 
soziale Dienste für Notlagen, die nicht zu 
bewältigen sind, würden den idealen Rahmen 
für eine glückliche persönliche Lebenssitua- 
tion für junge und alte Menschen darstellen. 
Der Arbeit der Frauenverbände und der Ver- 
einigungen der Senioren kommt hier eine 
außerordentliche Bedeutung zu. Sie könnten 
bei entsprechender Förderung und gesell- 
schaftlicher Anerkennung einerseits die Basis 
dafür bilden, daß die Menschen in ihren Klein- 
familien nicht zu eng und zu ausschließlich 
aufeinander verwiesen werden, daß sie inte- 
griert bleiben in einem erweiterten Freundes- 
kreis einer „peergroup", andererseits haben 
sie für das „lebenslange Lernen" die Verant- 
wortung mit zu übernehmen und damit gerade 
der älteren Familienhausfrau die Reintegra- 
tion in das gesellschaftliche Leben nach ihren 
Familienverpflichtungen für die nachwachsen- 
de Generation zu sichern. 

Für die Familie bedeutet der Anspruch und 
die Realisierung einer chancengleichen Er- 
werbstätigkeit für alle Erwachsenen, mit 
einem empfindlichen Mangel an Arbeitspo- 
tential für Aufgaben in der Familien- und 
Haushaltsführung fertig zu werden. Die Folge 
sind zusätzliche Ansprüche an kollektive, so- 
ziale Institutionen, die dennoch nur schwer 
ersetzen können, was die Familie leisten kann. 
Die Arbeitsteilung zwischen privater und kol- 
lektiver Daseinsvorsorge in der Gesellschaft 
verschiebt sich somit zur kollektiven Versor- 
gung hin, was in diesem Fall gleichbedeutend 
sein dürfte mit erheblich steigenden Kosten 
bei möglicherweise sinkender Qualität der 
Leistungen für die nachwachsende Generation. 

Eine Gegensteuerung setzt voraus, daß zu- 
nächst die Leistungen der Familie für die nach- 
wachsende Generation, aber auch für die Kran- 
ken, Behinderten und älteren Menschen stär- 
ker anerkannt werden. Eine ausschließliche 
Verpflichtung der Frau auf diese Aufgaben in 
der Familie ohne Gegenleistung der Gesell- 
schaft scheint in Zukunft weder möglich, noch 
wünschenswert. Es muß folglich nach Wegen 
gesucht werden, die es allen Menschen leich- 
ter ermöglichen, Erwerbstätigkeit und Fami- 
lien- und Haushaltsverpflichtungen gleicher- 
maßen verantwortungsvoll miteinander in Ein- 
klang bringen zu können. Die Gefahren einer 
einseitigen Ausrichtung unseres gesellschaft- 
lichen Lebensinteresses auf Wirtschafts- 
wachstum und Wohlstandsentwicklung brin- 
gen es mit sich, daß die Last dieser Entwick- 
lung vor allem die Familien zu tragen haben. 

Werden diese Lasten der Familie auf die quan- 
tifizierbaren Versorgungsleistungen reduziert, 
so zeigt sich nach einem Gutachten des Wissen- 
schaftlichen Beirats für Familienfragen für das 
Jahr 1974 folgendes Bild: 


Im Durchschnitt betrugen die Verbrauchs aus- 
gaben der Familie je Kind/Monat 477 DM. 
Außerdem wurden monatlich zur Versorgung 
des Kindes durchschnittlich 98 Arbeitsstunden 
in der Hauswirtschaft aufgebracht, die mit 
einem Bruttostundenlohn bewertet Lasten der 
Familie in Höhe von 774 DM ergeben. Ins- 
gesamt zeigt sich somit eine monatliche Be- 
lastung der Familie je Kind von 1 251 DM, 

Transferzahlungen des Staates an die Familie 
erreichten im selben Jahr durchschnittlich nur 
176 DM je Kind/Monat (vgl. dazu Abschnitt 

6 . 1 ). 

Die Familie ist somit ein ungemein bedeut- 
samer Leistungsträger, selbst auch schon dann, 
wenn sie wie hier auf eine quantifizierbare 
ökonomische Versorgungsinstitution reduziert 
wird. Wieviel gewichtiger wird sie aber erst 
bei der Berücksichtigung ihrer personalen und 
sozialen Funktionen, Es erscheint kaum be- 
greiflich, daß sie dagegen in der Politik kaum 
hervorragende Beachtung findet und die Fa- 
milienhausfrauen als „Nur-Hausfrauen" ab- 
qualifiziert und sozial nicht eigenständig ge- 
sichert werden. 

3.4 Der Wandel der Haushaltsfunktionen 

Der Wandel der Haushaltsfunktionen wird 
vielfach sehr pauschal mit „Funktionsverlust", 
„Funktionswandel" oder auch „Funktionsent- 
lastung" skizziert, wobei völlig außer acht 
bleibt, daß sich sehr viele unterschiedliche und 
auch gegenläufige bzw. sich verstärkende 
und/oder hemmende Einwirkungen auf die 
Haushaltsführung feststellen lassen. Wir be- 
rufen uns hier bis heute in weiten Bereichen 
auf Erfahrungen, nicht aber auf fundierte Un- 
tersuchungen. 

Einige Thesen zum allgemeinen Wandel der 
Haushaltssysteme seien unseren Überlegun- 
gen vorangestellt: 

— Infolge verlängerter Lebenserwartung dauert 
die Periode, in der ein Haushalt existiert, 
länger. 

— Die Haushaltsgröße verringert sich kontinu- 
ierlich. 

— Die Kinder trennen sich früh vom elterlichen 
Haushalt, teilweise auch schon, wenn ihre Aus- 
bildung noch nicht abgeschlossen ist. Die wirt- 
schaftliche Unabhängigkeit der alten Genera- 
tion bleibt auch nach Aufgabe der Erwerbs- 
tätigkeit bestehen, 

— Der einzelne verfügt somit über eigene Res- 
sourcen zur Daseinsvorsorge und trägt eigene 
Verantwortung für ihre Verwendung. 

— Die Bedeutung des Eigentums zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge nimmt ab; an seine Stelle 
tritt das Netz der sozialen Sicherung. 


Durchschnittliche Aufwendungen für Kinder un- 
ter 18 Jahren sowie für Kinder von 18 — ^28 Jah- 
ren, die in Ausbildung stehen, aber noch von den 
Familien versorgt werden. 
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— Die Sparquote steigt mit wachsendem Wohl- 
stand, allerdings wird die Ersparnis von un- 
selbständig Tätigen nur selten zum Erwerb von 
Produktivvermögen verwendet. Da Zweckspa- 
ren und die Vorsorge für Notlagen die Haupt- 
sparmotive sind, eignet sich eine mit Verlust- 
risiko verbundene Sparform schlecht, um die 
Sparziele zu erreichen. 

— Die Bedeutung der Ausbildung ist größer ge- 
worden. Zunehmend zeigt sich jedoch ein Miß- 
verhältnis zwischen gehobener Ausbildung und 
dem Angebot von gehobenen Berufspositionen. 

— Die Notwendigkeit, in den hauswirtschaftlichen 
Arbeits- und Funktionsbereichen selbst tätig 
zu sein, läßt sich bis auf die persönlichen 
Dienstleistungen stark reduzieren. 

— Gleichzeitig steigen die Ansprüche an persön- 
liche Dienstleistungen und an eine gehobene 
Qualität in der privaten Daseinsvorsorge. Sie 
beanspruchen zunehmend Geld- und Zeitres- 
sourcen. 

— Die Zunahme an frei verfügbaren Einkommens- 
teilen erweitert den Entscheidungsbereich der 
Haushalte und verlangt nach einer breiten In- 
formationsbeschaffung und -Verarbeitung im 
Haushalt bezüglich der Verwendungsalternati- 
ven. 

— Die Zunahme der nur schwer durchschaubaren 
privatwirtschaftlichen Angebote und staatlichen 
Hilfen zur Daseinsvorsorge — zum Beispiel auf 
den Gütermärkten, im Bildungsangebot, bei der 
Anlage von Ersparnissen — verlangt wachsen- 
de Kenntnisse und ein Durchsetzungsvermögen 
gegenüber den Anbietern und der staatlichen 
Bürokratie. 

— Die Abnahme des familieneigenen Arbeitspo- 
tentials zugunsten von Erwerbstätigkeit, Aus- 
bildung und Berufskarriere läßt das Familien- 
system anfällig werden gegenüber nicht einge- 
planten Ansprüchen an Dienstleistungen bei der 
Kinderversorgung, bei Krankheit Streßerschei- 
nungen, Verhaltensstörungen, Verlust eines 
Ehepartners etc. 

— Trotzdem ist auch die Zunahme der arbeitsun- 
gebundenen Zeit (Freizeit) mitunter ein Pro- 
blem. Sie wird nicht dem Familienbedarf ent- 
sprechend gewährt, sondern kollektiv vorge- 
schrieben. So übersteigen zum Beispiel die 
Ferienzeiten der Kinder bei weitem die Ur- 
laubstage der Eltern. 

- — Die Zunahme der Verkehrsprobleme vor allem 
auch durch die Zentralisierung des Versorgungs- 
angebots führt für Kinder und Personen ohne 
Auto und Führerschein zu verkehrsbedingter 
Isolierung bzw. zu einem wachsenden An- 
spruch nach Chauffeurleistungen innerhalb der 
Familie. 

Wandel Von diesen Veränderungen sind alle Haus- 
derHaus- haltssysteme betroffen. Vergleichen wir den 
halts- Wandel der Haushaltsfunktionen nach sozial- 
funktionen typischen Unterscheidungen, so konnten die 
Sozial Grundschicht — vornehmlich 

schiften Arbeiter, kleinen Handwerker und 

Bauernbetriebe — ihre Situation fundamental 
verbessern und ihren Entscheidungsspielraum 
im haushälterischen Handeln erheblich erwei- 
tern. Das ist die große Mehrzahl aller Haus- 
halte. 


Herausgebildet hat sich ein neuer Mittel- 
schichtenhaushalt, der charakterisiert ist durch 
einen Wandel der Basis seines Einkommenser- 
werbs vom Selbständigen zum Angestellten. 

Berufliche Qualifikation und Karriere, Mobi- 
lität, Anpassungsbereitschaft und Konsum- 
orientierung sind für ihn typische Merkmale. 

Weitere typische Verhaltensweisen sind das 
Streben nach‘ Wohnungseigentum und Gärten 
bzw. nach Wochenendhäusern, Campingplät- 
zen, Wohnwagenleben und Schrebergärten. 

Die Möglichkeit der Verringerung der Haus- 
haltsfunktion durch Außerhausverpflegung 
und Vergabe von Reinigungsarbeiten etc. wird 
mehr und mehr kompensiert durch die Über- 
nahme neuer Haushaltsfunktionen in der Frei- 
zeit, welche Freude machen, Erfolgserlebnisse 
bieten, gesellschaftliche Kontakte und soziale 
Kommunikation ermöglichen. Diese „neuen" 

Arbeits- und Funktionsbereiche sind vornehm- 
lich solche, die persönliche Gestaltungs- und 
Ausdrucksmöglichkeiten bieten und damit in 
einer erweiterten Weise der Regeneration die- 
nen. 

Ein differenziertes Bild von Haushaltsfüh- Nolwen- 
rungsstilen, von ihrer erfolglosen und erfolg- digkeit 
reichen Anpassung an den Familienzyklus und 'weiterer 
die sich laufend ändernden Ansprüche der ^^^rsdiung 
Familie sowie an die Veränderungen im ge- 
sellschaftlichen Umfeld haben wir nicht. Den 
ausgebauten Departments of Home Economics 
bzw. Human Ecology in den USA stehen in der 
Bundesrepublik Deutschland einige wenige 
minimal ausgestattete wissenschaftliche Ein- 
richtungen zur Forschung und Lehre auf dem 
haushaltswissenschaftlichen Gebiet gegenüber. 

3.5 Probleme und Aufgaben von Bildung und 
Beratung für die Familienhaushaltsführung 

Wie wir in unserer Darstellung zu zeigen 
versuchten, sind die Aufgaben der Daseins- 
vorsorge, welche die Familien mit ihrer Haus- 
haltsführung zu lösen haben, im Vergleich zu 
vergangenen Zeiten nicht weniger bedeutsam 
und verantwortungsvoll geworden. Doch das 
öffentliche und politische Interesse ist nicht 
auf diese Alltagsprobleme gerichtet. Auch im 
Bildungssystem werden Bildungsgüter für die 
Haushalts- und Familienführung — allerdings 
unterschiedlich in den Ländern — höchstens 
eingestreut in andere Fächergruppen gelehrt, 
oder aber sie werden einem wenig gewichti- 
gen Wahlfachbereich zugeordnet. In der Be- 
rufsbildung sind diese Aufgaben dem Berufs- 
feld „Emährungswirtschaftliche Berufe" ein- 
und untergeordnet. Damit ist eine allgemeine 
Ausbildung aller Schüler und beider Ge- 
schlechter auf dem Gebiet von Haushalts- und 
Familienführung für alle jungen Menschen 
nicht vorgesehen. Die Qualifikation für die 
erwerbswirtschaftlichen Berufe hat absoluten 
Vorrang, eine entsprechende für die Familien- 
und Haushaltsführung steht nicht zur Diskus- 
sion. 
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Die Folgen liegen auf der Hand. Die Schwie- 
rigkeiten in der privaten Lebensführung neh- 
men zu. Beratungs- und Fortbildungsinstitu- 
tionen werden verlangt und werden immer 
dringender und vor allem da vonnöten, wo 
die Familie bereits zum „Patienten" geworden 
ist. Ungelöste Alltagsprobleme sind dabei 
nicht selten Ursache und/oder Verstärker der 
krankmachenden Symptome. 

Die Zunahme des Beratungsbedarfs in unserer 
Gesellschaft — vielfach schon kritisiert und 
glossiert — ist die Konsequenz einer wachsen- 
den Vielfalt von Freiheitsräumen und Hand- 
lungsalternativen, die immer weniger vom 
einzelnen durchschaubar sind. Aber auch das 
vorher genannte Bildungsdefizit führt zu Ver- 
haltenunsicherheiten, Fehlverhaltensweisen, 
Ängsten und Schuldgefühlen. Die Familie be- 
darf mehr gesellschaftlicher Aufmerksamkeit, 
Unterstützung, Förderung und Anerkennung, 
sie wird sonst zunehmend ein defizitärer Lei- 
stungsträger. 

4 Familie und Plazierung 

Aufgaben und Probleme der sozialen Plazie- 
rung wurden als partiell eigenständiger Funk- 
tionsbereich der Familie in den bisherigen wis- 
senschaftlichen und familienpolitischen Analy- 
sen nicht hinreichend berücksichtigt. Dieser 
Bereich wurde fast ausschließlich unter As- 
pekten der Wirkung familialer Sozialisation 
auf den Bildungs-' und Berufsweg der Kinder 
betrachtet. 

Plazierung Plazierung verstanden als Vermittlung sozia- 
ler Positionen in Familie, Schule, Beruf, Frei- 
zeit und Politik steht zwar nur bedingt in der 
autonomen Verfügbarkeit der Familie, aber 
die Bedeutung der Familie für diesen Prozeß 
der sozialen Statuszuweisung ist aufgrund sta- 
tistischer und empirisch analytischer Befunde 
weitaus höher zu veranschlagen als dies, in 
der bildungspolitischen Reformphase der letz- 
ten Jahre geschehen ist. Auf den Platz, den 
ein Kind zukünftig in der Gesellschaft ein- 
nimmt, wirkt die Familie direkt und indirekt 
ein. 

Bedeutung Mit der Geburt wird jedem Kind eine erste 

der Familie Position in der Familie und damit in der So- 
zialstruktur der Gesellschaft zugewiesen. Die- 
se erste soziale Plazierung ist wesentlich für 
die Erfahrung von Beziehungen in einem so- 
zialen Gefüge, die Erfahrung der eigenen Stel- 
lung im Vergleich zu Eltern und Geschwistern, 
zu Erwachsenen und Gleichaltrigen, d. h. für 
die Herausbildung der sozialen und persön- 
lichen Identität. Mit der Erweiterung der so- 
zialen Bezüge ändern sich soziale Rolle und 
soziale Stellung des Kindes. Der Übergang in 
außerfamiliale Erziehungs- und Bildungsein- 
richtungen wie Kindergarten und Schule ist 
mit neuen sozialen Positionszuweisungen ver- 
bunden. 


Die in der Familie vermittelten Fähigkeiten, 
Einstellungen und Verhaltensweisen wirken 
sich auf die nachfolgenden Plazierungschancen 
fördernd oder hemmend aus. Die Familie ist 
nicht nur der Ort, an dem erste und nachhaltig 
wirkende Erfahrungen gemacht werden, son- 
dern sie bleibt im Verlauf der einzelnen Ent- 
wicklungs- und Lebensphasen des Kindes mit- 
telbar und unmittelbar an der Plazierung ihrer 
Kinder beteiligt. Während Kindergarten und 
Schule befristete „Durchgangsstationen" sind, 
stellt die Familie ein Kontinuum dar, aus dem 
Übergänge in außerfamiliale Erziehungs- und 
Bildungseinrichtungen vollzogen werden, aus 
denen das Kind aber auch jeweils in die Fa- 
milie zurückkehrt. 

Familiale Herkunft und Bildungsweg des Kin- 
des sind ausschlaggebende Faktoren der so- 
zialen Plazierung. Diese beiden Faktoren las- 
sen sich nicht voneinander isolieren. Die Le- 
bensbedingungen einer Familie sind nach wie 
vor von ausschlaggebender Bedeutung für den 
Bildungs- und Berufsweg eines Kindes. 

Familie allein kann aufgrund der gewandelten 
Lebensbedingungen sowie der Anforderungen 
in Beruf und Gesellschaft die erforderlichen 
Kenntnisse und Fertigkeiten, aber auch Ein- 
stellungen und Verhaltensmuster nicht vermit- 
teln. 

Plazierungschancen werden nicht einseitig 
durch die Familienzugehörigkeit festgelegt, 
aber schulische und berufliche Ausbildung der 
Eltern, berufliche Stellung des Vaters, Ein- 
kommen, Wohnung und Wohnumwelt, private 
und berufliche Kontakte der Eltern wirken sich 
auf die Bildungs- und Berufsabsichten der El- 
tern für ihre Kinder sowie die materiellen und 
erzieherischen Leistungen der Familie aus. 

4.1 Das Interesse der Familie an der 
Plazierung Ihrer Kinder 

Wurde in den sechziger und frühen siebziger 
Jahren davon ausgegangen, daß nicht die Fa- 
milie, sondern die außerfamilialen Sozialisa- 
tionsinstanzen, insbesondere Schule und Be- 
rufsausbildungsinstitutionen, die Rolle der so- 
zialen Statuszuweisung wahrnehmen, so wur- 
de diese Auffassung in jüngster Zeit relati- 
viert und zum Teil auch revidiert. Ergebnisse 
empirischer Untersuchungen legen nahe, daß 
der Stellenwert familialer Faktoren verglichen 
fnit den außerfamilialen bis zum Eintritt in 
das Berufsleben relativ hoch anzusetzen ist. 

Die kompensatorischen Möglichkeiten der Interesse 
Schule gegenüber den bildungsbenachteiligten der Familie 
Gruppen werden nach einer Phase euphori- 
scher Erwartungen in die Leistungen des Bil- 
dungssystems als durchaus begrenzt einge- 
schätzt. In dem Maße wie die Bildung und 
Ausbildung von der Familie auf außerfamiliale 
Einrichtungen wie Kindergarten, Schule und 
Berufsausbildungsstätten verlagert worden 
sind, nimmt doch das Interesse der Familie an 
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dieser Aufgabe nicht ab, vielmehr entwickelt 
sich ein wachsendes Interesse an Fragen der 
Schul- und Lehrplanreform, der Bildungsab- 
schlüsse und den beruflichen Ausbildungs- und 
Aufstiegschancen ihrer Kinder. Eltern aller 
Schichten halten verstärkt eine qualifizierte 
Schul- und Berufsausbildung für erstrebens- 
wert. Das Interesse der Eltern an der Plazie- 
rung ihrer Kinder erwächst nicht nur aus den 
engen emotionalen Beziehungen zwischen El- 
tern und Kindern, sondern aus der elterlichen 
Erziehungsverantwortung für das Kind, Eltern 
haben — und dies wird auch von der Gesell- 
sdiaft erwartet — nicht nur die Sorge für 
Wohnung, Ernährung, Kleidung und Gesund- 
heit zu tragen, sondern darüber hinaus auch 
Wertorientierungen, Einstellungen und Ver- 
haltensweisen für die bestmöglichste Bildungs- 
und Ausbildungsförderung des einzelnen Kin- 
des zu vermitteln. 

Aus der Arbeitsteilung zwischen Familie und 
außerfamilialen Bildungseinrichtungen resul- 
tieren Probleme der Abgrenzung und der Ko- 
ordination von Aufgaben. Die Erfahrung, daß 
eine geistige und sozial-emotionale Förderung 
ohne Beteiligung und Unterstützung der El- 
tern relativ wirkungslos bleibt, hat auch auf 
seiten der Schule zu einem verstärkten Inter- 
esse an den Eltern geführt. Von Eltern wird 
erwartet, daß sie sich nicht nur auf die schuli- 
schen Anforderungen einstellen, sondern sich 
mit diesen identifizieren und unmittelbar an 
der Erfüllung der schulischen Aufgaben mit- 
wirken. Eltern gelten zwar in bezug auf Unter- 
richtsfragen als inkompetente Laien, haben 
aber für jene Einstellungen und Verhaltens- 
weisen Sorge zu tragen, die für den Schuler- 
folg des Kindes relevant sind: Lern- und Lei- 
stungsbereitschaft, regelmäßige Teilnahme am 
Unterricht, Aufmerksamkeit, Disziplin, Erfül- 
lung der Hausaufgaben sowie Einordnung in 
die schulische Lerngruppe. Familien werden 
einerseits mit einem differenzierten Bildungs- 
angebot konfrontiert, das sich in einer verlän- 
gerten Schul- und Ausbildungszeit sowie in 
einem kaum mehr durchschaubaren Geflecht 
von Bildungs- und Ausbildungswegen an un- 
terschiedlichen Schultypen niederschlägt. An- 
dererseits erfordert die Erhöhung des Quali- 
fikationsniveaus, daß die Eltern für ihre Kin- 
der längere und höher qualifizierende Aus- 
bildungsgänge anstreben, um Kindern Berufe 
offen zu halten, die vordem schon mit gerin- 
geren Qualifikationen erreichbar waren. 

Die Bildungswünsche für das Kind resultieren 
nicht allein aus den eigenen Bildungs- und Be- 
rufserfahrungen, sie unterliegen zu einem er- 
heblichen Anteil auch der Außensteuerung. In 
dem Maße, wie durch eine breite Öffentlich- 
keitsarbeit den Eltern bewußt gemacht wurde, 
daß eine Verteilung der Chancen in unserer 
Gesellschaft entscheidend vom Grad der all- 
gemeinen und beruflichen Bildung abhängt, 
wuchs auch das Interesse, die Kinder mög- 
lichst zu weiterführenden Schulen zu schicken 


und ihnen eine qualifizierte Berufsausbildung 
zu ermöglichen. In den sechziger und siebziger 
Jahren ist die Bildungsnachfrage in allen So- 
zialschichten sprunghaft gestiegen. Unterschie- 
de zwischen den Schichten bestehen jedoch 
nach wie vor in der Durchsetzung der Bil- 
dungswünsche. Einerseits verbinden Eltern mit 
einer verbesserten Bildung mehr Berufschan- 
cen, Sicherheit und sozialen Aufstieg; ande- 
rerseits müssen sie der Tatsache Rechnung 
tragen, daß das Bildungs- und Beschäftigungs- 
system nur bedingt aufeinander abgestimmt 
sind. Die im Schulwesen vermittelten Qualifi- 
kationen sind für die spätere Zuordnung zu 
Berufspositionen nur teilweise relevant. Schu- 
le lenkt nicht auf eine bestimmte berufliche 
Tätigkeit hin. Das was schulische Bildung lei- 
sten kann, besteht vor allem darin, über den 
Erwerb eines möglichst qualitativ hohen 
Schulabschlusses die Chancen für die nach- 
schulische Ausbildungs- und Berufstätigkeit 
zu erhöhen. 

Trotz der Verbesserung des Bildungsangebo- 
tes und der Durchlässigkeit im Bildungswesen 
hat sich die Situation für den einzelnen eher 
verschlechtert. Die Planung und Verwirklichung 
der Bildungswege ist für Familien schwie- 
riger geworden. In einer Zeit, in der die öko- 
nomische Entwicklung stagniert und in der 
die geburtenstarken Jahrgänge um Ausbil- 
dungs- und Arbeitsplätze kämpfen, erhöht sich 
zwangsläufig der Leistungsdruck, da die Aus- 
sichten auf einen Platz an der Hochschule, auf 
einen Ausbildungsplatz im Betrieb und auf 
eine entsprechende Berufsposition von über- 
durchschnittlichen Leistungen abhängen. 

Familien, für die ein qualifizierter Bildungs- 
abschluß zur Tradition gehört, drängen ihre 
Kinder zu erhöhten Leistungen und verstär- 
ken den von der Schule ausgehenden Druck. 
Die zusätzlichen Anstrengungen reduzieren 
zwar das Risiko der Arbeitslosigkeit, garan- 
tieren aber keinen der Ausbildung entspre- 
chenden beruflichen Status. Nicht weniger 
hart trifft diese Situation diejenigen Familien, 
in denen hohe Schul- und Berufsausbildungs- 
abschlüsse nicht zur Tradition gehören. In die- 
sen Gruppen müssen Eltern und Jugendliche 
erfahren, daß auch große Anstrengungen den 
erwarteten sozialen Aufstieg nicht garantie- 
ren. Vorherrschend ist bei Eltern, Lehrern und 
Schülern noch immer das Bewußtsein, daß ein 
hochwertiger Schul- und Ausbildungsabschluß 
das Finden eines Arbeitsplatzes erleichtert und 
eine entsprechend hohe Position ermöglicht. 
Die Enttäuschung dieser Erwartung hat bei 
Familien zu psychischen und sozialen Bela- 
stungen geführt. 

Sobald mehr Schüler als bisher in weiterfüh- 
rende Schulen drängen, mehr Abiturienten 
Studienplätze nachfragen als Ausbildungska- 
pazität verfügbar ist, kommt es zu verschärf- 
ter Konkurrenz. Schüler, die bereits im Eltern- 
haus Einstellungen und Verhaltensweisen er- 
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lernt haben, wie sie in der Schule erwartet 
werden, sind dieser Situation besser gewach- 
sen als jene, die auf diese schulischen An- 
forderungen in der Familie nicht vorbereitet 
wurden. Zugleich lastet auf diesen Schülern 
ein großer „Erwartungsdruck" des Elternhau- 
ses, insbesondere dann, wenn die Eltern selbst 
ein hohes Bildungsniveau erreicht haben. Es 
besteht die Tendenz, daß Familien mit hohen 
Leistungserwartungen ihre Kinder bei Lei- 
stungsversagen entweder fallen lassen oder 
!zu außergewöhnlichen Leistungsanstrengun- 
gen zwingen. Außerdem liegt es nahe, daß 
ein Teil der Eltern bei Schulversagen ihrer 
Kinder geneigt ist, diese Schwierigkeiten zu- 
mindest u. a. den bildungspolitischen Reform- 
maßnahmen, d. h. den strukturellen, inhalt- 
lichen und organisatorischen Veränderungen 
im Schulwesen anzulasten und eine ambiva- 
lente Einstellung gegenüber einer noch stär- 
keren Öffnung des Zugangs zu den weiter- 
führenden Schulen und Hochschulen zu ent- 
wickeln. 

Mittelschichteneltern sehen den Abbau der mit 
höheren Bildungsabschlüssen bislang gelten- 
den Statusgarantie als Folge der Öffnung des 
Bildungswesens für die benachteiligten Grup- 
pen an; Eltern aus Arbeiterfamilien erleben 
ihre Kinder aufgrund der Konkurrenzsituation 
in einer besonders schwierigen Lage. Sie set- 
zen ihre Kinder zwar weniger durch hohe Lei- 
stungserwartungen unter zusätzlichen Druck, 
sehen sich aber andererseits gezwungen, ihre 
Kinder bei Leistungsausfällen von der weiter- 
führenden Schule zu nehmen und ihre Bil- 
dungswünsche zurückzunehmen. 

Eltern können sich nicht darauf beschränken, 
Bildungschancen offenzuhalten und somit den 
Weg für eine kontinuierliche Höherqualifi- 
zierung zu ebnen, sondern sie haben gleich- 
zeitig die von der Schule an ihre Kinder ge- 
stellten Anforderungen mitzutragen. Eltern 
werden unmittelbar mit „Schulschwierigkei- 
ten", Leistungs- und Verhaltensproblemen so- 
wie Schulversagen konfrontiert; sie haben da- 
bei primär die Aufgabe, ihren -Kindern bei 
Schulproblemen zu helfen und gegebenenfalls 
Alternativpläne zu entwickeln. 

Schule täuscht eine Eigenständigkeit in bezug 
auf Lernprozesse vor, die faktisch nicht ge- 
geben ist. Veränderungen im Bereich der 
Schulstrukturen, der Lerninhalt und Metho- 
den sowie der Leistungsanforderungen wir- 
ken auf die Familie zurück. 

Das Interesse der Eltern, in Plazierungsfragen 
ihre Belange verstärkt zu Gehör zu bringen, 
ihre Entscheidungen durch bessere Informa- 
tion abzusichern und auf die Plazierungschan- 
cen ihrer Kinder verstärkt Einfluß zu neh- 
men, stößt auf eine Reihe von Widerständen, 
Familie und Schule sind in ihren Funktionen 
und damit auch in ihren Rechten und Pflich- 
ten so voneinander abgegrenzt, daß dieser 
Einfluß des Elterninteresses stark begrenzt ist. 


Die Durchsetzung elterlicher Plazierungsvor- 
stellungen ist zwar einerseits durch die elter- 
lichen Wahlmöglichkeiten unter bestehenden 
alternativen Schul- und Berufsausbildungswe- 
gen, wie auch durch Einspruchsrechte prinzi- 
piell gegeben, aber durch die Rechte der 
außerfamilialen Sozialisationsinstanzen ent- 
scheidend eingeschränkt. Diese verfügen letzt- 
lich über weiterreichende Entscheidungsbefug- 
nisse, 

Grundlage des elterlichen Verlangens nach 
Mitbestimmung im Raum der Schule bildet 
Artikel 6, Abs. 2 des Grundgesetzes. Das 
Recht und die Verantwortung der Eltern, die 
Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu be- 
stimmen, wird eingeschränkt durch die ge- 
setzlich verankerte Schulaufsicht und die Bil- 
dungsförderungspflicht des Staates (Artikel 7 
des Grundgesetzes). Das aus diesen Bestim- 
mungen resultierende Spannungsverhältnis 
wird dahingehend zu lösen versucht, daß Staat 
und Eltern als Partner Zusammenwirken. El- 
tern sind ebenso wie Lehrer und Schüler nicht 
nur passiv Betroffene, sondern aktiv Beteilig- 
te und entsprechend auch einzubeziehen. Sie 
sind „Teil der Schule, nicht deren Außenwelt". 

Im bildungspolitischen Denken zurückliegen- 
der Jahrzehnte galt vorwiegend das Prinzip 
der Arbeitsteilung zwischen Familie und Schu- 
le. Beide Erziehungsinstanzen wurden als re- 
lativ eindeutig voneinander abgegrenzte Be- 
reiche gesehen. Das Bildungswesen ist jedoch 
zur Verwirklichung seiner Aufgaben und Ziele 
auf die Unterstützung und Zustimmung der 
Eltern angewiesen. Eltern brauchen mehr Ein- 
blick in die Aufgaben und Probleme der Schu- 
le wie auch umgekehrt die Möglichkeit, ihre 
Vorstellungen, Wünsche und Schwierigkeiten 
einbringen zu können. Lehrer sollten ein In- 
teresse haben an den Reaktionen der Eltern 
auf die schulische Arbeit, an den Lebensbe- 
dingungen, den Erziehungseinstellungen so- 
wie an der Unterstützung der Kinder durch 
die Eltern. Diese Faktoren sind wichtig für 
die schulische Erziehungs- und Bildungsarbeit. 

Es geht nicht darum, den Eltern als den pri- 
mär Verantwortlichen für die Erziehung und 
Bildung ihrer Kinder eine einseitige Vorrang- 
stellung zu sichern. Gesellschaftliche und fami- 
liale Interessen sollen nicht harmonisiert wer- 
den, notwendig sind vielmehr Formen des 
Austausches und der Auseinandersetzung, die 
dazu führen, den Eltern übergeordnete Interes- 
sen nahezubringen wie auch umgekehrt Vor- 
stellungen, Wünsche und Überzeugungen der 
Eltern nicht nur als laienhafte und inkompe- 
tente Meinung einzustufen, sondern anzuer- 
kennen, daß Eltern unmittelbar als Erzieher 
ihrer Kinder Kompetenzen haben, um mit der 
Schule verbundene Aufgaben und Probleme 
der Kinder lösen zu helfen. Diese werden in 
den bestehenden rechtlichen Regelungen, der 
Zusammenarbeit zwischen Elternhaus und 
Schule, bisher nur in Ansätzen berücksichtigt. 
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Das gesellschaftliche Interesse an Plazierungs- 
problemen resultiert aus der gesellschaftlichen 
Aufgabe und Notwendigkeit, für die Erhal- 
tung eines bestimmten Niveaus an Kenntnis- 
sen und Fertigkeiten, für die Weitergabe und 
Weiterentwicklung des technischen, sozialen 
und ökonomischen Wissens Sorge zu tragen. 

Schule und Berufsausbildung ermöglichen 
dem einzelnen nicht nur den Zugang zu be- 
stimmten sozialen Positionen, sondern ge- 
währleisten zugleich die Vermittlung der von 
der Gesellschaft dringend benötigten Kennt- 
nisse und Fertigkeiten, Verhaltensweisen und 
Einstellungen in Beruf, Wirtschaft, Gesell- 
schaft, Politik und Kultur. 

Die Gesellschaft hat daher nicht nur ein Inter- 
esse an ausreichendem Nachwuchs für die 
verschiedenen Aufgabenbereiche, sondern 
auch daran, Bildungs- und Ausbildungswün- 
sche zu steuern, Angebot und Nachfrage zu 
regeln, das Qualifikationsniveau festzulegen. 
Bildung ist nicht nur ein immens wichtiger 
Wirtschaftsfaktor, sondern von ebenso grund- 
legender Bedeutung für das Zusammenleben 
der Menschen in einer demokratischen Indu- 
striegesellschaft. Verantwortliches Handeln in 
Familie, Beruf, Politik und Freizeit setzt fach- 
liche und soziale Kompetenzen voraus, die in 
komplexen, hochdifferenzierten, arbeitsteili- 
gen Gesellschaften weder allein von der Fa- 
milie noch allein von der Schule vermittelt 
werden können. 

Andererseits haben in einer Gesellschaft, die 
die individuellen Bedürfnisse und Ansprüche 
nicht negiert, Aufgaben wie die Entfaltung 
der individuellen Fähigkeiten und Neigun- 
gen, die individuelle Begabungs- und Lei- 
stungsförderung, die Anerkennung der indi- 
viduellen Unterschiede und Hilfen zur Ent- 
wicklung einer persönlichen Identität gleich- 
rangigen Stellenwert. 

Ein zentrales Ziel der jüngsten Bildungsre- 
form richtete sich auf die Verringerung un- 
gleicher Bildungschancen verbunden mit der 
Anhebung des allgemeinen Bildungsniveaus. 
Die Bildungspolitik der 60er und 70er Jahre 
trat unter primär gesellschaftspolitischen Ziel- 
setzungen an. Sie erreichte dabei auch einen 
zentralen politischen Stellenwert. Familiale 
Belange wurden insoweit aufgenommen als es 
galt, das gesellschaftliche Interesse an mehr 
Chancengleichheit bei den Familien durchzu- 
setzen. Eltern waren und sind insofern Adres- 
saten der Bildungspolitiker, als das Interesse 
der Eltern an einer qualifizierten Schul- und 
Berufsausbildung für ihre Kinder, das elter- 
liche Wissen in Erziehungs- und Bildungsfra- 
gen wie auch die Einstellungen zur Leistungs- 
fähigkeit des Bildungswesens von ausschlag- 
gebender Bedeutung für die Erreichung staat- 
licher Bildungsziele sind. Dabei wurde zu- 
wenig bedacht, ob die Familien auch in der 
Lage sind, die aus bildungsreformerischen 
Zielvorstellungen resultierenden Aufgaben 


auch zu erfüllen. Ist das nicht der Fall, sehen 
sich viele Familien bei schulbedingten 
Schwierigkeiten ihrer Kinder allein gelassen. 
Desorientierte und überforderte Schüler und 
Jugendliche ohne Ausbildungs- und Berufs- 
chancen führen zu Konflikten in der Familie. 
Gleichfalls zu wenig berücksichtigt wurde, daß 
die in Familien gewachsenen und praktizier- 
ten Erziehungs- und Umgangsformen wie auch 
die Außenbeziehungen von Familien nur be- 
dingt zu steuern sind. Auswirkungen, wie z. B. 
Brüche zwischen familialen und schulischen 
Wertorientierungen, divergierende Er- 
ziehungsstile und die damit verbundene Des- 
orientierung von Kindern und Eltern, die sich 
verschärfende Distanz zwischen Elternhaus 
und Schule, Überforderungen durch schulische 
Leistungsnormen und Rückwirkungen des 
schulischen Leistungsanspruches auf die Fa- 
milie, finden auch heute noch nicht genügend 
Beachtung. Den unterschiedlichen Lebenslagen 
und Förderungsmöglichkeiten wurde zu wenig 
Rechnung getragen. Vielmehr wurde von der 
Familie erwartet, daß sie die Bildungsreform 
mitträgt und die Schule bei der Lösung der 
Übergangsschwierigkeiten in Reformphasen 
unterstützt. Vorbereitet und unterstützt wurde 
die Familie bei dieser Aufgabe nicht. 

Der Ausbau des Bildungswesens in den sech- 
ziger und siebziger Jahren orientierte sich an 
dem von allen politischen Parteien vertretenen 
Ziel, niemanden im Bildungsgang durch Her- 
kunft und soziale Stellung der Eltern, durch 
Wohnort und regionales Bildungsangebot, 
durch ungünstige wirtschaftliche Verhältnisse 
und mangelnden Bildungswillen der Eltern zu 
benachteiligen. 

Quantitativer Ausbau und qualitative Verbes- 
serung im Bildungswesen haben zu einem 
starken Anstieg der Schüler aller sozialer 
Schichten an den allgemeinbildenden und be- 
rufsbildenden Schulen geführt. Die Abiturien- 
ten- und Studentenquoten verdoppelten sich, 
und es erhöhte sich der Anteil der Jugend- 
lichen, die ihre Schulbildung durch mittlere 
Bildungsabschlüsse sowie eine qualifizierte 
Berufsausbildung beenden. 

Für die Entwicklung der Schülerzahlen und 
der Abschlüsse im allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Schulwesen sind neben de- 
mographischen Komponenten, d. h. unter- 
schiedlichen Jahrgangsstärken, vor allem bil- 
dungspolitische Faktoren wie Bildungswer- 
bung, Ausbau und Öffnung der Bildungswege 
mit höher qualifizierenden Abschlüssen gel- 
tend zu machen. 

Verbesserungen in der Ausbildung beziehen 
sich sowohl auf die allgemeine wie auf die 
berufliche Bildung und treten bei den jünge- 
ren Geburtenjahrgängen stärker in Erschei- 
nung als bei den älteren. Rückläufig sind die 
Unterschiede in den allgemeinbildenden Schul- 
abschlüssen von Jungen und Mädchen. In der 
beruflichen Ausbildung hat sich allerdings 
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eine gleich starke Annäherung zwischen Jun- 
gen und Mädchen noch nicht vollzogen. 

Aus diesen Veränderungen ist nicht zu schlie- 
ßen, daß sich im Bildungswesen eine uneinge- 
schränkte Aufwärtsmobilität durchsetzt. Der 
Aufstiegsmobilität von Kindern aus Familien 
mit niedrigen Bildungsabschlüssen steht teil- 
weise eine Abwärtsmobilität bei Kindern aus 
Familien mit gehobenen Bildungsabschlüssen 
gegenüber. 

Veränderungen im Bildungsverhalten zwi- 
schen der älteren und der jüngeren Genera- 
tion sind nicht nur auf den Wandel der Bil- 
dungseinstellungen und auf strukturelle Ver- 
schiebungen in den Wirtschaftsbereichen zu- 
rückzuführen, sondern der Wandel geht ent- 
scheidend auf die gestiegenen Anforderungen 
in allen Berufsbereichen zurück. 

Als aufweisbare Veränderungen sind festzu- 
stellen: 

— der Rückgang der Hauptschüler und die 
Zunahme an Realschülern und Gymnasia- 
sten (der Anteil der Hauptschüler liegt un- 
ter 50 ®/o) , 

— der relative Rückgang des Anteils der 
Hauptschüler ohne Hauptschulabschluß 
(1965; 17 , 70 / 0 ; 1976: 11,6 Vi), 

— der Anstieg des Anteils der Mädchen mit 
mittleren und höheren Bildungsabschlüssen 
(1965 — 1976; Mittlere Abschlüsse um 3 ®/o, 
Abiturquoten um 10 Vo), 

— die Verdoppelung der Abiturientenquoten 
(1965: 6 , 40 / 0 ; 1976: 13 0 / 0 ), 

— die wachsende Nachfrage nach weiterfüh- 
renden Schulen (Vollzeitschulen im beruf- 
lichen Bildungswesen, Fachoberschulen) in 
der auf die Hauptschule folgende Ausbil- 
dungszeit. 

Die Bedeutung des Bildungsabschlusses für 
die Wahrung beruflicher Chancen zeigt sich 
besonders bei der Jugendarbeitslosigkeit. Die 
Zahl der Jugendarbeitslosen hat sich seit 1970 
mehr als verzehnfacht; die Hauptgruppe entfällt 
auf Schüler ohne Schulabschluß, während Ab- 
solventen mit mittlerer Reife und Abitur nur 
einen sehr geringen Anteil ausmachen. Der 
Anteil der Mädchen an den jugendlichen Ar- 
beitslosen betrug 1977 58 0 / 0 . Von der gegen- 
wärtigen Verknappung der Ausbildungsplätze 
sind Mädchen härter betroffen, denn dort wo 
beide konkurrieren, wird häufig den Jungen 
der Vorrang gegeben. 

Zu den Benachteiligten im Bildungswesen zäh- 
len trotz erweiterter Bildungschancen nach 
wie vor Kinder aus Arbeiterfamilien, Kinder 
aus kinderreichen und unvollständigen Fami- 
lien, Ausländerkinder und Mädchen. Arbeiter- 
kinder sind im Vergleich zu Kindern von Be- 
amten und Angestellten in weiterführenden 
Schulen unterrepräsentiert. Aufgrund der ver- 
schärften Selektion in allen Schultypen hat 


sich die Situation der Kinder aus der unteren 
sozialen Schicht erneut verschlechtert. Schuli- 
sche und berufliche Aufstiegschancen sind für 
Kinder aus Arbeiterfamilien- weniger gegeben 
als für Kinder aus den übrigen Sozialschich- 
ten. 

In allen sozialen Schichten wird mit einer um- 
fassenden Schulbildung die Erwartung besse- 
rer Berufschancen, einer befriedigenderen Ar- 
beit und einer sicheren Existenz verbunden. 
Das gilt auch für Familien, deren Väter zur 
Gruppe der un- und angelernten Arbeiter zäh- 
len. 

Die Bildungs- und Ausbildungsvorstellungen 
orientieren sich in hohem Maße an der schuli- 
schen Entwicklung des Kindes. 

Viele Eltern haben nach dem Übergang ins 
5. Schuljahr noch keine festen Vorstellungen 
über Bildungsabschluß und zukünftigen Beruf 
des Kindes. Der Wunsch des Kindes, der Rat 
des Lehrers und die Schulleistungen sind die 
wichtigsten Einflußgrößen bei der Entschei- 
dung für den Bildungsweg des Kindes. Je 
höher das Niveau des angestrebten Bildungs- 
abschlusses, desto stärker wird der Wunsch 
des Kindes berücksichtigt. 

Zwischen den Bildungswünschen der Eltern 
und dem tatsächlichen Schulbesuch besteht 
nach wie vor eine deutliche Diskrepanz. Das 
gilt insbesondere für den gering bewerteten 
Hauptschulabschluß, der nur von 10 bis 13 Vo 
der Eltern angestrebt wird. 

Die schulischen und beruflichen Mobilitäts- 
chancen sind noch immer in hohem Maße ab- 
hängig von Herkunftsfaktoren, der Schulbil- 
dung der Eltern, dem beruflichen Status des 
Vaters, der Anzahl der Geschwister. Erfolg im 
Schulsystem hängt in starkem Maße von fa- 
milialen Bedingungen ab, da außerfamiliale 
Sozialisationsinstanzen nur zum Teil in der 
Lage sind, verschiedene familienbedingte Bil- 
dungsvoraussetzungen auszugleichen. 

Mobilitätschancen werden im öffentlichen Be- 
wußtsein häufig überschätzt. Mobilität be- 
steht stärker auf der horizontalen als auf der 
vertikalen Ebene, was vor allem auf die struk- 
turellen Veränderungen, z. B. auf Verschiebun- 
gen von den manuellen zu den nicht-manuel- 
len Berufsbereichen zurückzuführen ist. 30 bis 
40 Vo der Söhne verbleiben noch immer im Be- 
rufskreis des Vaters. 

Besonders schwierig ist die Situation von El- 
tern, deren Kinder zu den vorzeitigen Schul- 
abgängern, zu den Gescheiterten im Bildungs- 
wesen zählen. Sie stehen vor der kaum lös- 
baren Aufgabe, Kinder ohne oder mit einem 
gering bewerteten Schulabschluß in ein Aus- 
bildungs- oder Beschäftigungsverhältns zu 
vermitteln. 


h Befunde aus der Untersuchung „Familie und 
Plazierung 1977", die im Rahmen des Dritten 
Familienberichts durchgeführt wurde. 
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Angesichts der Verknappung von Ausbil- 
dungsplätzen und gestiegenen Qualifkations- 
anforderungen sind Eltern gezwungen, erhöh- 
te Bildungsanstrengungen auf sich zu nehmen, 
ihren Kindern erhöhte Leistungen abzuver- 
langen, um den Zugang zum Ausbildungs- und 
Beschäftigungsystem offenzuhalten. 

In der Bundesrepublik hat fast jeder zweite 
Erwachsene den Eindruck, schulisch benach- 
teiligt worden zu sein. Die Unzufriedenheit ist 
um so größer, je stärker die Diskrepanz zwi- 
schen Bildung und Einkommen erfahren wird. 

4.2 Plazierungserwartungen und Plazierungs- 
leistungen der Familie 

Die Familie ist diejenige Umwelt, in der 
der Jugendliche einen großen Teil der Verhal- 
tensmöglichkeiten, -gewohnheiten, -einstel- 
lungen und Wertorientierungen erwirbt, die 
als funktional für den schulischen Bildungsweg 
anzusehen sind. Andererseits wirkt die Schule 
in vielfältiger Weise in die häusliche Erzie- 
hungsumwelt hinein. 

Der Zusammenhang von Elternhausmerkma- 
len und Schulleistungen ist aufgrund zahl- 
reicher empirischer Nachweise zunehmend ein- 
sichtiger geworden. Seit der zweiten Hälfte 
der 60er Jahre gewinnen die Befunde an Be- 
deutung, die darauf verweisen, daß der Ein- 
fluß der häuslichen Erziehungsumwelt nicht 
hoch genug veranschlagt werden kann. 

Die häusliche Umwelt präsentiert sich als ein 
überaus komplexer Sachverhalt, dessen Auf- 
schlüsselung und empirische Überprüfung 
außerordentlich schwierig ist. Nachgewiesen 
ist, daß der Schulerfolg der Kinder je nach 
sozio-Ökonomischem Status des Elternhauses 
variiert, d. h. Beruf des Vaters, Ausbildungs- 
stand der Eltern und die äußeren Lebensum- 
stände der Familie (Einkommen, Wohnung) 
begünstigen oder hemmen den Bildungsweg 
von Kindern, beeinflussen die Wahl der Schul- 
laufbahn, der angestrebten und erreichten all- 
gemeinbildenden wie berufsqualifizierenden 
Abschlüsse. Aber das Merkmal der sozialen 
Schichtzugehörigkeit scheint nicht auszurei- 
chen, um schulrelevante Einstellungen, Verhal- 
tensweisen und Leistungsergebnis aufzuklä- 
ren, da die Faktoren der häuslichen Umwelt, 
die für Bildungsweg und Schulleistung aus- 
schlaggebend sind, innerhalb der jeweiligen 
sozialen Schicht stärker variieren als zwischen 
den sozialen Schichten. 

In den Studien jüngster Zeit setzte sich ein 
stark erweitertes Umweltkonzept durch (öko- 
logischer Ansatz), bei dem es darum geht, die 
Umwelt von Kindern systematischer zu er- 
fassen und die Wechselwirkung zwischen fa- 
milienstrukturellen und binnenfamilialen Fak- 
toren wie auch zwischen verschiedenen Um- 
welten zu erfassen. Versucht wird, nicht nur 
die Bedingungen und Probleme des Aufwach- 
sens in der Familie zu untersuchen, sondern 


diese in Beziehung zu setzen zu denen der 
engeren und weiteren sozialen Umwelt. 

Einen hohen Stellenwert für Schulleistungen 
und Schulerfolg hat das elterliche Interesse 
am schulischen Lernen. Als ein Indikator für 
elterliches Interesse wird die Häufigkeit der 
Schulbesuche von Eltern, insbesondere die re- 
gelmäßige Kontaktaufnahme mit dem Lehrer 
in Fragen der schulischen Leistungsbeurtei- 
lung zugrunde gelegt. Elterliches Interesse 
scheint sich auf den schulischen Lernerfolg 
stärker auszuwirken als Familiengröße, 
Wohnbedingungen und Qualität der abgeben- 
den Grundschule. 

Für die Zusammenarbeit zwischen Eltern und 
Schule ist deutlich zu unterscheiden zwischen 
Kontakten, die sich auf das schulische Verhal- 
ten des eigenen Kindes beziehen und den 
Kontakten, die die schulische Bildungs- und 
Erziehungsarbeit betreffen. Eltern nehmen 
nach wie vor keinen gestalterischen Einfluß 
auf die schulische Bildungsarbeit. Ihr Schwer- 
punkt konzentriert sich auf die direkte und 
indirekte Förderung des eigenen Kindes. An- 
laß zu Kontakten mit der Schule sind nicht 
die in der Familie auftretenden Erziehungs- 
probleme, sondern nach wie vor Fragen des 
Verhaltens und der Leistung in der Schule. 

Eltern scheinen in ihren Einstellungen ent- 
schlossener, ihre Wünsche und ihre Kritik ge- 
genüber den Lehrern zu äußern. Überforde- 
rung, ungerechte Behandlung, Schullaufbahn- 
beratung sind Bereiche, in denen Eltern den 
Kontakt mit der Schule suchen. Generell ist 
nicht die Tendenz zu beobachten, daß Eltern 
Schule als übermächtige Instanz wahrnehmen, 
der sie ohnmächtig gegenüberstehen. Sie sind 
vielmehr der Auffassung, daß Eltern ihren be- 
rechtigten Anspruch auf Information und Ge- 
spräch mit den Lehrern auch durchsetzen soll- 
ten. Eltern wünschen regelmäßiger und besser 
von Lehrern informiert zu werden. 

Für Eltern aller sozialen Schichten mit Kindern 
in den verschiedenen Bildungsstufen steht je- 
doch das Interesse am Bildungsweg des eige- 
nen Kindes im Mittelpunkt, nicht dagegen ein 
primär bestimmtes gesellschaftliches Interesse 
an der verstärkten Mitentscheidung und Mit- 
wirkung im Raum der Schule. Ein solches En- 
gagement ist nur bei einer Minderheit der 
befragten Eltern anzutreffen. Eltern wollen die 
Lösung der Schulprobleme nicht der Schule 
allein überlassen, sondern in Zusammenarbeit 
mit den Lehrern selbst beratend und helfend 
eingreifen. Dieses Ziel läßt sich nur verwirk- 
lichen, wenn Eltern in die Lage versetzt wer- 
den, das eigene Kind besser unterstützen und 
die für das Kind förderliche Entscheidung über 
die Schullaufbahn selbst treffen zu können. 

Die Schule ist nicht nur eine zentrale Kon- 
takt- und Informationsstelle, sondern sie be- 
einflußt in hohem Maße auch die elterliche 
Entscheidung. Aus der Sicht der Eltern besteht 
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jedoch eine deutliche Diskrepanz zwischen den 
Erwartungen nach Kontakt, Information und 
Hilfe bei Schulproblemen und der Erfüllung 
dieser Erwartung von seiten der Lehrer. 

Das ausgeprägte Interesse am Schulerfolg des 
Kindes geht einher mit einer stärker unter- 
stützenden als ablehnenden Einstellung ge- 
genüber schulischen Leistungsanforderungen 
und einer relativ hohen Bereitschaft, den eige- 
nen Kindern bei auftretenden Schulproblemen 
gezielt zu helfen. 

Die hohe Bewertung schulischer Leistungsför- 
derung und Leistungsanforderungen ist aber 
nicht verbunden mit der Einstellung, die Schu- 
le habe die Leistungsanforderungen noch zu 
erhöhen. Allerdings tendieren Eltern lei- 
stungsstarker Schüler eher dazu, höhere Lei- 
stungsanforderungen zu bejahen als Eltern, 
deren Kinder Schwierigkeiten haben, den An- 
forderungen zu genügen. 

Dem jeweils angestrebten Schulabschluß wird 
eine zentrale Bedeutung für die nachfolgenden 
Bildungs- und Ausbildungschancen beigemes- 
sen. 

Bei der starken Gewichtung des Leistungsas- 
pektes erscheint es fraglich, in welchem Maße 
Familien Kinder vom schulischen Leistungs- 
druck entlasten. Je ausgeprägter der Wunsch 
der Familien, den geplanten Bildungsweg auch 
für das Kind zu realisieren, um so höher ist der 
von der Familie ausgehende Leistungsdruck. 
Um den Schulerfolg zu sichern sind viele El- 
tern bereit, mit Kindern verstärkt für die Schu- 
le zu arbeiten und die Freizeit einzuschränken. 

Eltern scheinen zwar einerseits willens, sich 
gegen Überforderung ihrer Kinder zur Wehr 
zu setzen, aber unter den gegebenen Bedin- 
gungen verschärfter Konkurrenz im Bildungs- 
und Beschäftigungssystem haben Eltern wenig 
Handlungsalternativen. 

Entlastungen erwarten Eltern durch eine indi- 
viduelle Förderung und Erziehung ihrer Kin- 
der in der Schule. Diese Erwartung wird ge- 
genwärtig nach Auffassung vieler Eltern nicht 
oder nur sehr bedingt eingelöst. Die von der 
Schule zur Erfüllung des schulischen Leistungs- 
anspruches geleistete Unterstützung des ein- 
zelnen Kindes wird von einem großen Teil der 
Eltern als unzureichend eingeschätzt. 

Die eher realistische, wenn auch kritische Ein- 
stellung zu schulischen Leistungsanforderun- 
gen scheint zum einen auf objektive Zwänge 
des Ausbildungs- und Beschäftigungssystems, 
zum anderen auf ein großes Interesse am so- 
zialen Aufstieg des Kindes zurückzuführen zu 
sein. 

4.3 Beanspruchung und Belastung der 
Familie durch Plazierungsaufgaben 

Die Schul- und Ausbildungszeit der Kinder 
stellt für die Familien eine nicht zu unter- 
schätzende Beanspruchung dar, da das Fami- 


lienleben sich in erheblichem Maße an Anfor- 
derungen und Erwartungen der Schule und 
Ausbildungsstätte orientiert. Besonders trifft 
diese Beanspruchung für die Mutter zu, die 
auch heute vorwiegend die Betreuung des 
Kindes - — Beaufsichtigung der Hausaufgaben, 
Kontakte mit Lehrer und Schule usw. — wahr- 
nimmt. 

Dennoch sind die Eltern nicht der Auffassung, 
daß sie generell von Plazierungsaufgaben ent- 
lastet werden sollen. Vielmehr zeigt sich in 
der Untersuchung „Familie und Plazierung 
1977" ein großes Interesse der Eltern an 
der Wahrnehmung ihrer Plazierungsaufgabe. 
Gleichzeitig stellte sich heraus, daß sich mit 
der Wahrnehmung dieser Aufgabe vielfältige 
Probleme für die Familie ergeben. 

Als besondere Belastung betrachten Eltern die 
allgemeinen Kosten für Kinder, jedoch nicht 
die spezifischen Kosten für Bildung und Aus- 
bildung. Dies gilt verstärkt für Arbeiterfami- 
lien mit mehr als zwei Kindern. Die Tatsache, 
daß sich Familien bei verlängerten Ausbil- 
dungszeiten länger einschränken müssen, wird 
zwar als Nachteil empfunden, die Familien 
sind aber bereit, dies auf sich zu nehmen. 

Stärker als durch die finanzielle und zeitliche 
Beanspruchung sehen sich Eltern durch die mit 
der Erziehung und Bildung verbundenen Pro- 
bleme belastet, 

Eltern sind in ihrer erzieherischen Kompetenz, 
in der Einschätzung ihres erzieherischen Ein- 
flusses, wie auch in ihren Möglichkeiten, trag- 
fähige Zukunftsvorstellungen für das eigene 
Kind zu entwickeln und zu verwirklichen, ver- 
unsichert. 

Eltern haben in und über die Pflichtschulzeit 
hinaus, Lerninteresse und Lernbereitsdiaft 
aufrechtzuerhalten und Schulkrisen abzufan- 
gen. Bei Konflikten und Krisen in Pubertät 
und Adoleszenz kann die Familie nur be- 
dingt auf gesellschaftliche Hilfen zurückgrei- 
fen. 

Unter Berücksichtigung der mit der Erziehung 
und Bildung der Kinder verbundenen Aufga- 
ben hält die Mehrheit der Familien zwei Kin- 
der für wünschenswert. 

Als mittlere und zum Teil große Belastung 
wird die Ungewißheit über die berufliche Zu- 
kunft ihrer Kinder eingeschätzt. Trotz der po- 
sitiven Einstellung zu einer umfassenden 
Schulbildung ist nicht zu übersehen, daß ein 
Teil der Eltern unsicher ist, in welchem Maße 
ihre Kinder aufgrund qualifizierter Bildungs- 
abschlüsse tatsächlich ihre beruflichen Chan- 
cen verbessern. Aus den verschlechterten 
Zugangsmöglichkeiten zu Ausbildungs- und 
Arbeitsplätzen resultiert ein erhöhter Schul- 
streß. Die Sorgen und Ängste des Kindes um 
seine berufliche Zukunft wirken auf die Eltern 
zurück. Die Belastung verstärkt sich mit der 
Kinderzahl. 
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Uneinheit- Entscheidungen über Bildungswege und Be- 
lidies rufsausbildung sind durch die Unübersdiau- 
barkeit und Uneinheitlichkeit des Bildungs- 
sys em erschwert. Schulwechsel innerhalb 

eines Landes, vor allem aber über die Landes- 
grenzen hinaus, ist mit erheblichen Umstel- 
lungsproblemen verbunden. Planung und Ent- 
scheidung über Bildungswege werden er- 
sdiwert aufgrund unzureichender Information 
und Beratung, die von den Eltern in erster 
Linie von der Schule erwartet wird. 

Bean- Eine erhöhte Beanspruchung liegt für Eltern 
sprudiung in schulischen Übergangsphasen vor, das heißt 
in Über- ^gi Einschulung, beim Übergang zuden wei- 
gangs- terführenden Schulen nach dem 4. bzw. 5. oder 
p äsen ^ Schuljahr je nach Bundesland und beim 
Eintritt in die berufliche Ausbildung. In dieser 
Übergangszeit bedürfen die Kinder einer ver- 
stärkten Unterstützung durch die Eltern. Die 
schulischen Hilfen reichen zur Bewältigung 
der Übergangsprobleme nach Auffassung vie- 
ler Eltern nicht aus. 

Je niedriger die Eltern ihre Kompetenz in 
Bildungs- und Aurbildungsfragen einschätzen, 
desto weniger sehen sie sich in der Lage, die 
für das Kind notwendigen Hilfen bei Haus- 
aufgaben und auftrete^den Lernschwierigkei- 
ten, aber auch bei Konflikten innerhalb der 
Schule zu erbringen. Etwa ein Viertel aller 
Eltern wünscht durch fachkundige Hilfe ent- 
lastet zu werden und bei fast allen Eltern 
besteht der Wunsch nach mehr Information, 
Beratung und Austausch mit der Schule. 

Die die Familie belastenden Übergangspro- 
bleme resultieren nicht nur aus der Fremdheit 
und Unsicherheit gegenüber neuen Institu- 
tionen, sondern mit dem Entscheidungsdruck 
in Übergangssituationen ist die Vorstellung 
langfristig wirksamer Festlegungen verbun- 
den. 

Die Diskrepanz zwischen elterlichen Erwar- 
tungen an schulische Erziehung und Bildung 
und die nur eingeschränkte Erfüllung dieser 
Erwartung erweist sich als ernstzunehmendes 
Problem in der Beziehung Familie-Schule. El- 
tern erwarten insbesondere Hilfen, wenn ihre 
Kinder in Schwierigkeiten geraten, sie sehen 
sich überfordert, die im Zusammenhang mit 
der Schule auf tretenden Probleme allein zu 
bewältigen. 

Belastung Plazierungsaufgaben werden trotz veränder- 
der Mutter ten Einstellungen der Väter zu Erziehungsauf- 
gaben noch immer weitgehend von den Müt- 
tern erfüllt. Unabhängig davon, ob die Mut- 
ter erwerbstätig ist oder nicht, nimmt sie vor- 
wiegend die Kontakte mit der Schule wahr. 
Sie ist für die Mithilfe bei den Hausaufgaben 
und die Lösung schulischer Probleme primär 
zuständig. 

Erwerbs- Erwerbstätige Mütter unterscheiden sich in 
tätige ihren Bildungsvorstellungen für ihre Kinder 
Mütter nicht erheblich von nichterwerbstätigen Müt- 
tern. Sie unterscheiden sich auch nicht in der 
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Bereitschaft, sich für die Förderung des Kindes 
einzusetzen. Von einem Drittel der Mütter 
wird ihre Erwerbstätigkeit jedoch im Hinblick 
auf die Betreuung und Förderung des Kindes 
als Problem empfunden. Sie glauben aufgrund 
der Erwerbstätigkeit nicht genügend Zeit für 
ihre Kinder zu haben. Besonders erschwerend 
wirken sich neben der traditionellen Rollen- 
verteilung die mangelnden Koordinationsmög- 
lichkeiten in bezug auf Berufs- und Familien- 
aufgaben aus. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß Fami- 
lie nicht nur ein elementares Interesse am 
Bildungsweg ihrer Kinder hat, sondern daß 
sie auch zugleich Leistungen erbringt, auf die 
das Bildungswesen nidit verzichten kann. Sie 
wirkt planend und entscheidend, entlastend 
und unterstützend auf die Plazierung ihrer 
Kinder ein. Entsprechend gilt es, Information 
und Beratung, aber auch Mitsprache und Mit- 
entsdieidung zu erweitern. 


5 Familie und Bevölkerung 

5.1 Einleitung 

Die Reproduktion der Bevölkerung erfolgt 
überwiegend in der Familie als der kleinsten 
biologisch-sozial bestimmten Gruppe von zwei 
Generationen, den Eltern und Kindern. Bevöl- 
kerung scheint ein abstraktes Gebilde zu sein. 
Jedoch wird sie über Generationen hinweg 
von Entscheidungen bestimmt, die individuell 
getroffen werden. Quantitativ, indem sich Ehe- 
paare entscheiden, wieviele Kinder sie haben 
wollen, qualitativ mit der Entscheidung über 
die Erziehung und Ausbildung der Kinder. Die 
Beweggründe, warum Menschen sich fortpflan- 
zen, sind überwiegend persönlicher Art, sie 
unterliegen aber sozialkulturellen, ökonomi- 
schen, politischen und gruppenspezifischen 
Einflüssen und sind weitgehend von den 
Werthaltungen und Normen der Gesellschaft 
bestimmt. 

5.2 Demographisch bedingte Veränderungen 
der Familienstruktur 

Die Betrachtung der wichtigsten demographi- 
schen Ereignisse seit 1965 zeigt vor allem vier 
Trends, die sich auf die Größe und Struktur 
der Familien ausgewirkt haben: 

— der seit 1965 zu beobachtende Geburten- 
rückgang 

— die Vorverlegung des Heiratsalters 

— Veränderungen in der Sterblichkeit, vor 
allem der Männer 

— die Auflösung der Ehe durch Tod und zu- 
nehmend auch durch Scheidung. 

Das einschneidende demographische Ereignis 
seit Mitte der sechziger Jahre ist der 1965 be- 
ginnende und seitdem sich fortsetzende Rück- 
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gang der jährlichen Zahl der Geburten. Die 
Stärke dieser Alters Jahrgänge und der daraus 
resultierende Altersaufbau der Bevölkerung 
bestimmt wesentlich die soziale, wirtschaft- 
liche und politische Entwicklung der Gesell- 
schaft, etwa im Bereich der Ausbildung, der 
Erwerbstätigkeit, der medizinischen Versor- 
gung, der Alterssicherung. Sie beeinflußt fer- 
ner den Generationenwechsel, weil von der 
Stärke eines Jahrgangs die Zahl heiratsfähi- 
ger Menschen abhängt tmd über deren Ehe- 
schließung und Gründung von Familien wie- 
derum die Geburtenzahl der nächsten Genera- 
tion mitbestimmt wird. Charakteristisch für de- 
mographische Entwicklungen ist daher ihre 
sich über Jahrzehnte erstreckende „Zwangs- 
läufigkeit". 

Der Wunsch, weniger oder keine Kinder zu 
haben, und die Realisierung dieses Wunsches 
mit Hilfe moderner Empfängnisverhütungsmit- 
tel und bewußter Familienplanung haben in 
den letzten zehn Jahren zu einer Verminde- 
rung der Gesamtgeburtenzahl bei der deut- 
schen Bevölkerung auf etwa die Hälfte ge- 
führt. Wurden .1964 noch etwas mehr als eine 
Million deutsche Kinder geboren, so waren es 
1976 nur noch gut 500 000. Die meisten dieser 
Kinder (1976: 94 ®/o) wurden ehelich in Fami- 
lien geboren. 

Mit dem Geburtenrückgang haben sich auch 
die Familienstrukturen verändert. Die ersten 
und zweiten Kinder sind vom Geburtenrück- 
gang nämlich weit weniger betroffen als die 
Zahl dritter, vierter und weiterer Kinder. 

So waren 1976 von 8,7 Millionen vollständi- 
gen und unvollständigen Familien mit ledigen 
Kindern unter 18 Jahren fast die Hälfte Fa- 
milien mit Einzelkindern, gut ein Drittel Fa- 
milien mit einem Geschwisterpaar und nur 
knapp ein Fünftel der Familien hatte drei und 
mehr Kinder. Der Anteil kinderloser Ehen ist 
seit Mitte der sechziger Jahre auf rund ein 
Fünftel aller Ehen angestiegen. 

Der Anteil Verheirateter ist sehr hoch. Noch 
nie waren relativ so viele Meiischen verhei- 
ratet. In den mittleren Altersgruppen leben 
neun Zehntel aller Männer und Frauen in 
einer Ehe. 

Der Anteil der Eheschließungen ist in den 
letzten Jahren allerdings rückläufig. Im Jahre 
1965 kamen auf 1 000 Einwohner 8,3 Ehe- 
schließungen, 1977 aber nur noch 5,8. Hält 
diese Entwicklung an, ist längerfristig mit 
einem Sinken des Anteils Verheirateter zu 
rechnen. 

Das durchschnittliche Heiratsalter lediger 
Männer und Frauen ist seit 1965 gesunken, 
hat sich aber in den letzten Jahren stabili- 
siert. Der Anteil der Frühehen, in denen beide 
Partner unter 21 Jahre alt sind, hat sich seit 
Mitte der sechziger Jahre fast verdreifacht. 
Ihr Anteil mit 9,1 ®/o im Jahre 1976 beeinflußt 


jedoch die eheliche Fruchtbarkeit nur wenig, 
da auch hier Familienplanung betrieben wird. 

Die durchschnittliche Lebensdauer beträgt bei 
den Männern 68,04 Jahre, bei den Frauen 
74,54 Jahre, sie ist im letzten Jahrzehnt ange- 
stiegen; bei den Frauen jedoch stärker als bei 
den Männern. Die höhere Sterblichkeit der 
Männer im mittleren Lebensalter führt zu 
einer zunehmenden Zahl verwitweter älterer 
Frauen, die häufig allein leben. Die meisten 
Ehen werden durch den Tod eines Partners 
aufgelöst und nicht durch ein Gericht. Bei 
über der Hälfte wird die Ehe durch den Tod 
des Mannes, bei gut einem Fünftel durch den 
Tod der Frau beendet. Die sozialpolitische 
Aufgabe, die mit der Betreuung und Integra- 
tion alleinlebender verwitweter Frauen ge- 
stellt ist, wird an Bedeutung noch zunehmen, 
da die Zahl dieser Frauen aufgrund der ver- 
änderten Altersstruktur noch weiter anwach- 
sen wird. 

Zahl und Anteil der Ehescheidungen haben 
seit 1965 zugenommen. Die kritischste Phase 
fällt nicht mehr in das siebte, sondern in das 
dritte bis fünfte Ehejahr. 1976 waren rund 
106 000 minderjährige Kinder von der Schei- 
dung ihrer Eltern betroffen. Mit der Zunahme 
kinderloser Ehen und der Scheidung nach kür- 
zerer Ehedauer wird die Zahl der Scheidungs- 
waisen vermutlich sinken. 

5.3 Die Veränderung der Reproduktion der 
Familie 

Kinder nehmen in der Skala der Bedürfnisse 
von Menschen eine ganz bestimmte „Dring- 
lichkeitsposition" ein. Im elementaren Bereich 
des Entstehens von Wünschen und Bedürfnis- 
sen und ihrer Erfüllung ist der Mensch einge- 
bettet in seine soziale Umwelt, die er mitge- 
staltet, von der er aber auch abhängt. 

Ein Kind oder 'Kinder zu haben, kann ein emo- 
tionales Bedürfnis sein, über dessen Entste- 
hung man nicht nachdenkt. Es kann aber auch 
bewußt der Wunsch nach einer Art Selbst- 
verwirklichung zusammen mit einem geliebten 
Menschen dahinterstehen, auch der archaische 
Wunsch, das Leben fortzusetzen, nicht allein 
zu sein, Schutz zu bieten und Schutz zu haben. 
Der Aufbau eines eigenen Lebenskreises in 
der Familie als Inbegriff des Privaten ermög- 
licht die Befriedigung psychischer und sozia- 
ler Bedürfnisse im engsten, überschaubaren, 
vielfach selbstbestimmbaren und nach außen 
weitgehend abgesicherten Umkreis, wenn- 
gleich auch die Familie in einem Spannungs- 
verhältnis zu anderen sozialen Systemen steht, 
deren Einflüssen sie sich nicht entziehen kann. 

Man hat in den letzten zwei Jahrhunderten 
immer wieder versucht, für das Reproduk- 
tionsverhalten der Menschen naturgesetzliche 
Erklärungen zu finden. Schon Karl Marx setzte 
solchen Erklärungsversuchen die These ent- 
gegen, daß die Vermehrung des Menschen 
historischen, also sozialen Kategorien unter- 
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liege. Dieser theoretische Ansatz wird neuer- 
dings von einer soziologisch-psychologisch 
orientierten Bevölkerungsforschung wieder 
aufgegriffen. Danach wird der physiologische 
Vorgang der Zeugung und Geburt von Kin- 
dern von den sozialen, ökonomischen und ge- 
sellschaftlichen Bedingungen einer Epoche be- 
einflußt und gesteuert. 

Ein Rückblick auf die europäische Bevölke- 
rungsentwicklung läßt vier typische Phasen 
erkennen: 

Die erste Phase kann als agrarischer Bevölkerungs- 
prozeß bezeichnet werden, der durch hohe Ge- 
burtenhäufigkeit gekennzeichnet ist. Diese beruhte 
zum einen auf vor allem religiös bestimmten Tra- 
ditionen, zum anderen auf dem Bedarf an Kindern 
als Arbeitskräften auf den ländlichen Höfen. 
Gleichzeitig war die Sterblichkeit sehr hoch; die 
mittlere Lebenserwartung lag unter 40 Jahren. 
Eine Regelung der Geburten erfolgte nicht auf- 
grund individueller Entscheidungen, sondern durch 
Bestimmungen über die Eheschließung, die unter 
anderem vom Nachweis, eine Familie erhalten zu 
können, abhängig gemacht wurde. 

Die zweite Phase ist die des frühindustriellen Be- 
völkerungsprozesses. Sie fällt in die erste Hälfte 
des 19. Jahrhunderts und ist durch einen allmäh- 
lichen Rückgang der Sterblichkeit bei gleichblei- 
bend hoher Fruchtbarkeit gekennzeichnet. Medi- 
zinischer Fortschritt und eine allgemeine Verbes- 
serung der Lebensverhältnisse waren die Haupt- 
ursachen. 

Gegen Ende des 19. Jahrhunderts beginnt die drit- 
te Phase, in der das Absinken der Geburtenzah- 
len einsetzt. Die Verringerung der landwirtschaft- 
lichen Betriebe und die mit der Industrialisierung 
einhergehende Verstädterung sind einige der Ur- 
sachen dieses Umbruchs. Kinder sind keine billi- 
gen Arbeitskräfte mehr, sondern belasten vielmehr 
das Haushaltsbudget. Mit der Einführung der staat- 
lichen Alterssicherung fällt auch der Beweggrund 
der Altersversorgung durch Kinder weitgehend 
weg. 

Die vierte Phase, die , einer hochindustrialisierten 
Gesellschaft, ist durch sehr niedrige Geburtenraten 
und durch niedrige, fast stabile Sterberaten ge- 
kennzeichnet. 

Seit 1972 ist insofern eine grundlegend neue 
Situation eingetreten, als die Zahl der Sterbe- 
fälle die Zahl der Geburten überstieg und 
damit die deutsche Bevölkerung sich nicht 
mehr reproduzierte. Der Geburtenrückgang 
wird voraussichtlich dazu führen, daß die cieut- 
sche Bevölkerung in der Bundesrepublik von 
58 Millionen im Jahre 1972 bis zum Jahr 
2000 um etwa 6 Millionen abnehmen und 
damit wieder den Be völkerungs stand des 
Jahres 1955 erreichen wird. Der Einfluß von 
Wanderungen auf die Bevölkerungsentwick- 
lung wurde dabei nicht berücksichtigt. 

Für die Erhaltung der Bevölkerungszahl wären 
bei den gegenwärtigen Heirats- und Sterb- 
lichkeitsverhältnissen 2,2 Kinder je Ehe er- 
forderlich. Der Ehej ahrgang 1975 wird aber 


voraussichtlich nur noch 1,5 Kinder je Ehe be- 
kommen. 

Ein internationaler Vergleich zeigt, daß eine 
ähnliche Tendenz mit wenigen Ausnahmen in 
allen europäischen Ländern zu verzeichnen ist. 
So ist auch in der DDR, in Dänemark, Finn- 
land, Österreich, Schweden, in der Schweiz, in 
Ungarn, Polen, Großbritannien und selbst in 
den bisher so kinderfreudigen Niederlanden 
die Geburtenrate soweit gesunken, daß sie 
nicht mehr zur Bestandserhaltung ausreicht. 


5.4 Geburtenzahl und Fruchtbarkeit 

Die Entwicklung einer Bevölkerung ist ein 
Langzeitprozeß. Die Stärke eines bestimmten 
Geburtsjahrgangs, auch Kohorte genannt, 
kann den Lebensweg eines Menschen, der ihr 
angehört, entscheidend beeinflussen. Ein ak- 
tuelles Beispiel ist der Bedarf an Ausbildungs- 
und Studienplätzen für die starken Geburts- 
jahrgänge Mitte der sechziger Jahre, der nur 
unter großen Schwierigkeiten befriedigt wer- 
den kann. In den achtziger Jahren dagegen 
rücken schwache Geburtsjahrgänge nach, so 
daß diese mehr Alternativen und bessere 
Chancen besitzen müßten. 

Die rasche Aufeinanderfolge starker und 
schwacher Jahrgänge macht differenzierte Pla- 
nungen notwendig, zumal ein starker Ge- 
burtsjahrgang rund zwei Jahrzehnte später 
wieder einen starken Geburtsjahrgang auslö: 
sen wird, selbst wenn die Zahl der Kinder je 
Ehe sinkt. Das heißt, daß die Zahl der Gebur- 
ten in einer Bevölkerung bei sinkender Frucht- 
barkeit je Ehe infolge der unterschiedlichen 
Stärke der ins Alter der Reproduktion hinein- 
wachsenden Jahrgänge steigen kann. Eine sol- 
che Entwicklung ist Ende der siebziger und 
Anfang der achtziger Jahre in der Bundes- 
republik zu erwarten. 

Kommen allerdings die folgenden geburten- 
schwachen Jahrgänge ins reproduktionsfähige 
Alter, so wird die Geburtenzahl sinken. Bleibt 
die Fruchtbarkeit der Ehen auf längere Sicht 
unter dem zur Erhaltung der Bevölkerungszahl 
notwendigen Niveau, so verstärkt sich die 
Wirkung der beiden Schrumpfungsprozesse. 

Die Jahrgangsstärken, der Generationenab- 
stand und die Höhe der Fruchtbarkeit, die 
sich wiederum auf Jahrgangsstärken auswirkt, 
bestimmen langfristig die natürliche Bevölke- 
rungsentwicklung. Bei einer Lebenserwartung 
von durchschnittlich 70 Jahren und drei bis 
vier zur gleichen Zeit lebenden Generationen 
sind die demographischen Verhältnisse der 
Industriegesellschaften über viele Jahrzehnte 
festgelegt. Diese Trägheit der demographi- 
schen Entwicklung ist bei allen Überlegun- 
gen, die auf eine Beeinflussung abzielen, zu 
berücksichtigen. 
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5.5 Das generative Verhalten 

Generatives Verhalten wird als der Komplex 
jener Verhaltensweisen verstanden, durch die 
die Geburtenentwicklung in einer Familie und 
einer Bevölkerung bestimmt wird. Die Ein- 
flüsse, denen das generative Verhalten unter- 
liegt, sind vielfältiger persönlicher und gesell- 
schaftlicher Art. Sowohl die persönliche Ge- 
schichte, etwa die Größe der eigenen Her- 
kunftsfamilie, wie auch persönlidie Einstel- 
lungen und Bedingungen bestimmen das gene- 
rative Verhalten. Dieses indivuelle Verhalten 
ist weitgehend von gesellschaftlichen Einflüs- 
sen mitbestimmt. 

Für die Bevölkerungsentwicklung in der Zeit 
zwischen 1966 und 1975 läßt sich errechnen, 
daß etwa ein Drittel des Geburtenrückgangs 
auf demographische Verschiebungen, vor al- 
lem Änderungen der Altersstruktur, zurück- 
geht, während zwei Drittel das Ergebnis ver- 
änderten generativen Verhaltens sind. 

In den ländlichen Gebieten sowie in Ehen, in 
denen beide Partner katholisch sind, ist die 
Geburtenrate höher als in Städten und in 
evangelischen oder gemischten Ehen, wobei 
sich allerdings die früher starken Unterschie- 
de mehr und mehr verlieren. Nicht mehr die 
ärmsten Bevölkerungsschichten haben, wie En- 
de des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
noch, die meisten Kinder, vielmehr innerhalb 
jeder Sozialschicht die Besserverdienenden. 
Die wenigsten Kinder haben die mäßig ver- 
dienenden Angestellten und Beamten. Die Ein- 
kommenshöhe ist allerdings ein problemati- 
scher Indikator für die Kinderzahl, da die 
Höhe des Familieneinkommens eng mit der 
Entscheidung der Frau für oder gegen eine Er- 
werbstätigkeit zusammenhängt. Eine solche 
Erwerbstätigkeit könnte sich einerseits nega- 
tiv auf die Zahl der Geburten auswirken, an- 
dererseits aber könnte das dadurch erhöhte 
Familieneinkommen auch zu besseren ökono- 
mischen Voraussetzungen für die Geburt von 
Kindern führen. Vereinfachende Kausalschlüs- 
se sind also nicht angebracht. 

Dennoch wird der Erwerbstätigkeit der Frau 
in der internationalen Diskussion der größte 
Einfluß auf die Kinderzahl zugemessen. Fol- 
gende Faktoren spielen dabei vor allem eine 
Rolle: 

— Kinder beeinträchtigen, da sie der Zuwendung, 
Pflege und Erziehung bedürfen, die Möglichkei- 
ten der Mutter, erwerbstätig zu sein. Das Aus- 
maß der Beeinträchtigung hängt von den Mög- 
lichkeiten für eine alternative Betreuung der 
Kinder und den Bedingungen der Arbeit, vor 
allem dem Angebot von Teilzeitarbeit ab. 

— Wenn eine Frau erwerbstätig sein möchte, wird 
sie diesen Wunsch in die Planung über die Zahl 
und den Zeitpunkt der Geburt von Kindern mit- 
einbeziehen. Erwerbstätige Frauen planen im 
allgemeinen weniger Kinder als nichterwerbs- 
tätige. Der Aufschub von Geburten führt dar- 


über hinaus häufig zu einem tatsächlichen Ver- 
zicht. 

— Die Erwerbstätigkeit der Frauen in jungen 
Ehen ermöglicht vielfach erst den Aufbau 
des Haushalts. Eine Aufgabe dieser Erwerbstä- 
tigkeit wegen der Geburt eines Kindes führt zu 
einer wesentlichen Reduktion des Familienein- 
kommens. Der Zeitpunkt für die Geburt des 
ersten Kindes hängt somit eng mit einer Öko- 
nomischen Stabilisierung der Familie zusam- 
men. 

5.6 Ursachen und Bedingungen der Änderung 
des generativen Verhaltens 

Versucht man die Änderung des generativen 
Verhaltens zu erklären, scheint es vielfach, als 
würde ein Faktor, wie etwa eine zu kleine 
Wohnung oder die Erwerbstätigkeit der Frau, 
ausschlaggebend sein. Dabei wird übersehen, 
daß er vielfach nur das auslösende Moment 
aus einem komplexen Ursache-Wirkungs-Ge- 
füge darstellt. 

Häufig versucht man, den Geburtenrückgang 
seit 1966 ursächlich mit dem Aufkommen der 
Pille zu erklären. Die Veränderung des gene- 
rativen Verhaltens wurde dementsprechend 
auch in amtlichen Stellungnahmen vereinfa- 
chend als „Pillenknick" beschrieben. Dem ist 
entgegenzuhalten, daß die Kenntnis von Me- 
thoden, eine Schwangerschaft zu vermeiden 
oder zu unterbrechen, uralt ist. Im übrigen 
verwendet auch heute nur eine auf etwa 30 Vo 
geschätzte Minderheit von Frauen im gebär- 
fähigen Alter regelmäßig die Pille, so daß 
schon aus diesem Grund ihre Bedeutung zu 
relativieren ist. 

Beim Entscheidungsprozeß für oder gegen die 
Geburt von Kindern sind viele individuelle 
und familiale Daten des Mikrobereichs wie 
auch gesellschaftliche Daten des Makrobe- 
reichs von Einfluß. Um nur einige Beispiel zu 
nennen: Es spielt, wie erwähnt, die Berufstä- 
tigkeit der Frau eine Rolle, die zum Teil von 
der Ausbildung abhängig ist aber auch von 
der Haushaltszusammmensetzung, ob nämlich 
andere Personen die Betreuung der Kinder 
während der Abwesenheit der Mutter über- 
nehmen können. Von Einfluß sind die Wohn- 
verhältnisse, aber auch die Beurteilung der 
Zukunftsentwicklung und der beruflichen 
Chancen für Kinder. Auf diese familialen Fak- 
toren sind nun gesellschaftliche Faktoren von 
Einfluß, so zum Beispiel die allgemeine poli- 
tische und wirtschaftliche Lage, die Arbeits- 
marktverhältnisse, das Angebot von Teilzeit- 
arbeit, öffentliche Betreuungseinrichtungen für 
Kinder, nicht zuletzt auch Familienbeihilfen, 
das Steuersystem und Leitvorstellungen über 
Ehe und Elternschaft. Dabei können Einfluß- 
faktoren aus dem gesellschaftlichen und staat- 
lichen Bereich sehr rasch und auch sehr nach- 
haltig die Entscheidungskriterien eines Ehe- 
paares für oder gegen Kinder verändern. Ge- 
neratives Verhalten kann somit niemals mo- 
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nokausal erklärt werden. Es ist das Resultat 
vieler Einflußfaktoren, deren Stärke sich auch 
ständig ändern kann. Langfristig wirken sich 
die individuellen Entscheidungen auf die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse aus, wenn zum 
Beispiel mehr oder weniger Kinder in die 
Schule kommen, mehr oder weniger Jugend- 
liche Arbeit suchen, mehr oder weniger ältere 
Menschen eine Rente beanspruchen. 

Daraus ergibt sich, daß man im gesellschaft- 
lich-staatlichen Bereich an sehr vielen Stellen 
mit Maßnahmen ansetzen kann, um das ge- 
nerative Verhalten zu beeinflussen, daß aber 
die Wirkung dieser Maßnahmen schwer abzu- 
schätzen ist. 

In Untersuchungen zur Motivation des gene- 
rativen Verhaltens wurde festgestellt, daß jun- 
ge Frauen und kinderlose junge Ehepaare 
sich nach wie vor Kinder wünschen und zwar 
im Durchschnitt etwas mehr als zwei. Nach 
der Geburt des ersten Kindes werden diese 
Wünsche allerdings reduziert, am stärksten 
bei Frauen mit geringerer Schulbildung, die 
der Situation, ein Kind zu haben, materiell 
und psychisch offenbar weniger gewachsen 
sind als Frauen mit höherer Schulbildung. 

Eine sozial-psychologische Erklärung geht da- 
von aus, daß die Industriegesellschaft zum 
Unterschied von der Agrargesellschaft viele 
Alternativen zur Befriedigung des Bedürfnis- 
ses nach Selbstverwirklichung und kreativer 
Gestaltungsmöglidikeit bietet. Kinder zu ha- 
ben ist eine Alternative, die mit den anderen 
gewissermaßen im Wettbewerb steht. So gilt 
die „individuelle Freiheit" dem heutigen Men- 
schen, dessen Leben in der industriellen Ar- 
beitswelt überwiegend von außen bestimmt 
wird, sehr viel. Kinder aber beschränken diese 
Freiheit, sie legen die Zeitpläne der Eltern, 
vor allem der Mutter, fest und schränken 
auch die Möglichkeit, den Wohnsitz zu ver- 
ändern, ein. Aber selbst wenn diese Ein- 
schränkungen in Kauf genommen werden, 
kann eine pessimistische Einschätzung der 
gesamten Entwicklung der Lebensbedingun- 
gen gegen die Realisierung eines Kinderwun- 
sches sprechen. Auch die Erfahrung von 
Schwierigkeiten bei der Erziehung, in der 
Schule und in der Ausbildung, lassen ein Kind 
oft als schwer tragbare Belastung erscheinen. 
Beschränkungen der Lebensmöglichkeiten 
durch Kinder werden sehr genau registriert. 
Dies gilt auch für die Benachteiligung und ge- 
sellschaftliche Unterbewertung der Hausfrauen 
und Mütter. 

Insgesamt sind solche individuellen Reaktio- 
nen auf gesellschaftliche Rahmenbedingun- 
gen aber nicht als eine grundsätzliche Ent- 
scheidung gegen die Mutterschaft, sondern eher 
als Auflehnung gegen heutige Bedingungen 
einer Mutterschaft zu verstehen. So wird das 
Bewußtsein, das Leben einer Frau erfülle sich 
erst in besonderer Weise, wenn sie ein Kind 
habe, zum Beispiel auch von den gemäßigte- 


ren Feministinnen nicht bestritten. Die Mut- 
terschaft soll nicht abgeschafft werden, wohl 
aber ihre patriarchalische Konzeption. Das 
muß nicht zu einer Alternative zur Ehe an 
sich führen, jedoch sicher zu einer Verände- 
rung des Verhältnisses von Mann und Frau 
in Ehe und Familie. 

Generatives Verhalten kann auch als mikro- 
ökonomisch rationales Handeln angesehen 
werden. „Kinder kosten Geld". Der Kosten- 
aufwand, den Eltern für ihre Kinder haben, 
beeinflußt die wirtschaftliche Situation und 
den sozialen Status der Familie. Andererseits 
bestimmt der soziale Status aber auch die 
Kosten, die man für Kinder aufzuwenden hat, 
„demonstrativer Konsum" verschafft soziales 
Ansehen. Gleichzeitig sind die gesellschaft- 
lichen Erwartungen für das Großziehen und 
die Ausbildung der Kinder insgesamt und in 
jeder sozialen Schicht gestiegen. Diese „Ko- 
sten" werden abgewogen gegen den Nutzen 
von Kindern, der allerdings, da er überwie- 
gend aus Gefühlswerten besteht, nicht quanti- 
fizierbar ist. Bei der Entscheidung, ob man 
die Kosten für Kinder auf sich nehmen könne, 
spielt das Existenzminimum heute so gut wie 
keine Rolle mehr, wohl aber die „relative 
Armut" in der Wohlstandsgesellschaft, die 
empfunden wird, wenn sich die wirtschaftliche 
Lage einer Gruppe im Verhältnis zu derjeni- 
gen anderer Gruppen verschlechtert. Dominie- 
ren ökonomische Kriterien, wird häufig ge- 
gen Kinder entschieden, die Aufrechterhal- 
tung einer Konsumnorm erscheint dann wich- 
tiger. Einkommensverbesserungen werden 
zwar als Statusgewinn empfunden, dieser aber 
erhöht die Kosten für die Erziehung von Kin- 
dern, der Kosteneffekt übersteigt den Einkom- 
menseffekt. In der für Kinder negativen Ent- 
scheidung bei Kosten-Nutzen-Abwägungen 
kommt, wenngleich in der Regel nicht reflek- 
tiert und oft gar nicht bewußt, die Entschei- 
dung für einen bestimmten Sinngehalt des Le- 
bens zum Ausdruck. 

öffentliche Diskussion und persönliche Erfah- 
rungen haben vielen Ehepaaren bewußt ge- 
macht, welche Alternativen es zum „Kinder- 
Haben" gibt. Die Schwierigkeiten, die ein 
Ehepaar erwartet, das sich Kinder „anschafft", 
werden gegen die Freude am Kind abgewo- 
gen: 

— In vielen Fällen muß die junge Frau auf eine 
Erwerbstätigkeit verzichten, Freizeit und Mo- 
bilität werden beschränkt. 

— Wenn die Frau ihre Erwerbstätigkeit aufgibt, 
vermindert sich das Haushaltseinkommen, wäh- 
rend gleichzeitig zusätzliche Aufwendungen für 
das Kind entstehen. 

— Die Wohnverhältnisse werden entweder be- 
engter oder man zieht in eine größere Woh- 
nung, die zumeist aber teurer ist. 

— Erziehungsfragen verunsichern oft die junge 
Familie. 

— Eltern fühlen sich durch die von ihnen erwar- 
tete Unterstützung der Kinder bei den Schul- 
aufgaben häufig überfordert. 
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— Ist eine Mutter erwerbstätig, ist sie mehrfach 
belastet. Der Mann wird in seinem Lebensbe- 
reich weit weniger von solchen Schwierigkeiten 
betroffen. Insofern ist jede Mutter — nicht nur 
diejenige einer vaterlosen Familie — eine 
„Alleinstehende". 

— Die Familie steht einer feindlichen Einstellung 
der Gesellschaft zu Kindern gegenüber. Diese 
wenn auch sehr komplexe Ursache wurde in 
einer Befragung von mehr als einem Drittel als 
Hauptursache des Geburtenrückgangs genannt 

— Eine pessimistische Beurteilung der zukünftigen 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen oder politi- 
schen Entwicklung — „Angst vor der Zukunft" 
— führt zur Beschränkung cier Kinderzahl. 

Das generative Verhalten, das in der Bundes- 
republik wie auch in den meisten anderen 
europäischen Ländern zu einer drastischen 
Verringerung der Kinderzahl geführt hat, geht 
auf die heute etwa 25 bis 35 Jahre alten 
Frauen und die 30- bis 40jährigen Männer 
zurück. Sieht man den Zeitraum von 1945 
bis 1955 als „Aufbauphase", die folgenden 
zehn Jahre als „Wohlstandsphase'' und das 
Jahrzehnt 1965 bis 1975 als „Phase des Um- 
bruchs" an, so werden die radikalen Verände- 
rungen deutlich, die diese Generation erlebt 
hat. Geburt und frühe Kindheit fielen in die 
letzten Kriegs jahre und die ersten Jahre des 
Aufbaus, viele Väter waren gefallen, Ehen 
wurden geschieden, lange Zeiten der Tren- 
nung infolge Gefangenschaft, Vertreibung 
oder Wohnungsnot am Arbeitsort waren häu- 
fig. Manches spricht dafür, daß in dieser Zeit 
des Wiederaufbaus den äußeren Lebensbedin- 
gungen zu viel, den inneren zu wenig Zeit 
gewidmet wurde. 

Die folgende Wohlstandssteigerung war be- 
gleitet von einer einseitigen Ausrichtung auf 
materielle Werte. Ungelöst gebliebene politi- 
sche Probleme führten zu Protesten. Die Stu- 
dentenunruhen wurden nicht nur in der Bun- 
desrepublik von den Jahrgängen getragen, 
die in Kindheit und Jugend die Wechselbä- 
der des Schicksals ihrer Familien und der Ge- 
sellschaft wie kaum eine Generation zuvor 
erlebt hatten. Unsicherheit, Angst, Unruhe 
und Zweifel wurden auf die Kinder durch ihre 
Eltern übertragen. Zu diesen Erlebnissen ka- 
men die Erfahrungen der ersten wirtschaft- 
lichen Krisen in den sechziger und siebziger 
Jahren, die die Erwartung einer ständigen 
Wohlstandssteigerung in Frage stellten. 

Kennzeichnend für diese Generation ist ein 
vorsichtiges Abwägen, Bewahrung des Erwor- 
benen, die Ablehnung der Übernahme größe- 
rer Risiken, die Hinwendung zu gegenwärti- 
gen Möglichkeiten und die Scheu vor länger- 
fristigen Lebensplänen. Die Erfahrungen der 
Kindheit und der Einfluß der Elterngeneration, 
die ihre meist negativen Erfahrungen über- 
mittelte, hat mit dazu beigetragen, daß sich 
ein Leittyp herausbildete, der ein Kind, allen- 
falls zwei Kinder vorsieht oder auch ein Kind 
überhaupt nicht mehr einplant. 


Die Befunde wissenschaftlicher Untersuchun- Grenzen 
gen, wie sie hier zur Erklärung des generati- 
ven Verhaltens erörtert wurden, müssen für 
diejenigen unbefriedigend bleiben, die glau- 
ben, man könne auch im sozialen Bereich 
strenge Regeln aufdecken, die das Handeln Analysen 
des Menschen zu erklären vermögen. Häufig des gene- 
bleibt aber dem einzelnen selbst der wirkliche rativen 
Beweggrund seines Handelns verborgen; hier Verhaltens 
stößt auch die Meinungs- und Motivationsfor- 
schung an ihre Grenzen. Wenn es auch keine 
Theorie gibt, die das generative Verhalten 
für jede Zeit und jede Sozialschicht exakt zu 
erklären vermag, kann der Wissenschaftler 
doch Felder sozialen Geschehens, Verhaltens- 
muster und ihre Ursachen ermitteln und so 
zeigen, welche Veränderungen gesellschaftli- 
cher Rahmenbedingungen welche generativen 
Auswirkungen haben können. Dazu bedarf es 
aber einer Förderung der Bevölkerungswis- Notwen- 
senschaft, die in der Bundesrepublik immer digkeit der 
noch vernachlässigt wird. Es gibt in der Bun- Förderung 
desrepublik in krassem Gegensatz zu anderen Bevöl- 
Ländern nach wie vor kein Universitätsinstitut 

wissen- 

für Bevölkerungswissenschaft. Ohne wissen- 
schaftliche Forschung ist die Entwicklung einer 
Bevölkerungspolitik und die Anaylse ihrer 
Wirkung nicht durchführbar. 

5.7 Auswirkungen veränderten generativen 
Verhaitens auf Bevöikerung, Geseiischaft 
und Familie 

Es ist zwischen kurz-, mittel- und langfristi- Verände- 
gen Auswirkungen zu unterscheiden. Der Ge- rungender 
burtenrückgang verändert schon kurzfristig Alters- 
die Alters Struktur, der Anteil junger Men- 
sehen nimmt ab, der älterer Menschen zu. Sol- 
che Verschiebungen berühren alle Bereiche 
des gesellschaftlichen und politischen Lebens. 

Tendenziell könnte ein höherer Anteil älterer 
Menschen zu einer stärkeren Durchsetzung 
konservativer Elemente führen. 

Altersverschiebungen haben soziale und wirt- Entwick- 
schaftliche Auswirkungen. Aus dem Verhält- lungder 
nis der Bevölkerung im erwerbsfähigen zu «Bela- 
der im nicht erwerbsfähigen Alter läßt sich stungs- 
eine sogenannte Belastungsquote errechnen. 

Sie wird entsprechend den amtlichen Voraus- 
schätzungen bis zum Jahr 2000 sinken. Auf 
100 Personen im erwerbsfähigen Alter kamen 
1975 rund 91 nichterwerbsfähige Personen, im 
Jahre 2000 werden es rund 69 sein. 

Das Verhältnis der unter 20jährigen zu den Entlastung 
Erwachsenen im erwerbsfähigen Alter wird durch 
sich von 54,9 ®/o im Jahr 1975 auf 35,5 Vo im Rückgang 
Jahr 2000 reduzieren. Das heißt, daß von den der Ju- 
Erwerbstätigen ein zunehmend geringerer An- B®*^dlichen 
teil ihres Einkommens für den Unterhalt von 
Kindern und Jugendlichen aufzubringen ist. 

Auch der Anteil der älteren Menschen, deren 
Unterhalt zu gewährleisten ist, ist 1990 kleiner 
als 1975, steigt dann aber nach der Jahrhun- 
dertwende stark an. 
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Diese Relationen zeigen zunächst, daß es in 
keiner Weise berechtigt ist, von einer „Über- 
alterung" oder gar „Vergreisung" der Bevöl- 
kerung jetzt oder in naher Zukunft zu spre- 
chen. Dies vor allem auch dann nicht, wenn 
man die Fortschritte der Medizin berücksich- 
tigt, die den biologischen Prozeß des Alterns 
zunehmend hinausschieben. Eher ist es eine 
Frage, ob die soziale Integration des älteren 
Menschen gelingt. 

So kann auch nicht behauptet werden, daß ein 
höherer Anteil älterer Menschen in einer Ge- 
sellschaft Kreativität und Innovation behin- 
dere. Dies hängt eher vom Angebot und der 
Inanspruchnahme ,lebenslanger' Ausbildung 
und gezielter Förderung innovativer Kräfte ab. 

Auch wird behauptet, mehr ältere Menschen 
würden die Kinderfeindlichkeit verstärken. Es 
ist aber eher anzunehmen, daß Großeltern 
zunehmend Mütter bei der Erziehung ihrer 
Kinder entlasten. Im übrigen umfaßt das Phä- 
nomen Kinderfeindlichkeit vielerlei: Sie reicht 
von Kindesmißhandlung zu kinderfeindlichen 
Rechtsbestimmungen, einer kinderfeindlichen 
Wohnumwelt, überfüllten Schulklassen und 
der Mißachtung der kindlichen Persönlichkeit. 
Diese Mißstände bedürfen der Abhilfe unab- 
hängig von der Altersstruktur der Bevölke- 
rung. 

Im Mittelpunkt der Diskussion über den Ge- 
burtenrückgang stehen seine Auswirkungen 
auf die soziale Sicherung. Bei dem in der 
Bundesrepublik bestehenden Umlageverfah- 
ren stammen die Mittel für die Altersversor- 
gung im wesentlichen aus den Beiträgen der 
Erwerbstätigen. Eine mit der Veränderung des 
Altersaufbaus eintretende Verschiebung zwi- 
schen der erwerbstätigen und der nicht mehr 
erwerbstätigen Generation verändert bei ge- 
gebener Rentenhöhe das verfügbare Einkom- 
men der Erwerbstätigen. Zu berücksichtigen 
sind aber auch die für die Erziehung der 
jungen Generation aufzubringenden Kosten. 
Wie verändern sich diese Komponenten der 
„Belastung"? 

Der Anteil über 65jähriger Männer wird nach 
den Vorausschätzungen von 5,7 Vo im Jahre 
1975 auf 5,8% um die Jahrhundertwende an- 
steigen, der der über 60jährigen Frauen von 
13,1 auf 13,8% bei einem in diesem Zeitraum 
bei beiden Geschlechtern steigenden Anteil 
von Menschen im Alter der Erwerbsfähigkeit. 
Gleichzeitig geht der Anteil der unter 20jäh- 
rigen von 29 auf 21 % zurück. In diesem 
Ausmaß tritt eine Entlastung der Unterhalts- 
pflichtigen ein. Schätzt man aufgrund der 
Sterblichkeitsverhältnisse, des gegenwärtigen 
Konsumstandes, der sozialen Sicherung und 
der für junge und alte Menschen erforder- 
lichen Investitionen den Unterschied in den 
Gesamtaufwendungen für junge und alte Men- 
schen ab, so ergibt sich, daß es durchschnitt- 
lich ein Drittel mehr kostet, um ein Kind bis 
zum 20. Lebensjahr aufzuziehen als einen 


Menschen im Alter von 60 und mehr Jahren 
für den Rest seines Lebens zu versorgen. 

Diese für die nächsten Jahrzehnte günstige 
Veränderung der Altersstruktur darf aber 
nicht über langfristig eintretende Verschie- 
bungen, die sich negativ auswirken können, 
hinwegtäuschen. Während eine über das Jahr 
2000 hinausgehende Vorausschätzung der „Ge- 
samtbelastungsquote" wegen der Unsicherheit 
der zukünftigen Geburtenentwicklung kaum 
zu vertreten ist, kann das Verhältnis zwischen 
erwerbsfähigen und älteren Menschen mit 
einer geringeren Unsicherheit vorausgeschätzt 
werden. Die starken Geburtenjahrgänge An- 
fang der sechziger Jahre treten in den zwan- 
ziger Jahren des nächsten Jahrhunderts in das 
Rentenalter ein. Längerfristig treten wellen- 
förmige Bewegungen auf: Der gegenwärtige 
Rentenberg wird sich 1980 verringern und 1986 
überwunden sein. Nach einer dann bis zum 
Ende der neunziger Jahre etwa gleichmäßi- 
gen Belastung tritt um 2010 ein neuer Renten- 
berg auf, der sich anschließend bis etwa 2020, 
jedoch nur geringfügig verringert. Es folgt 
dann ein neuer Anstieg zu einem dritten, hö- 
heren Rentenberg um das Jahr 2030. 

Unter der Voraussetzung, daß das derzeitige 
Verhältnis der Altersrenten zu den Arbeits- 
einkommen bestehen bleiben soll, würde die 
Entwicklung in den ersten drei Jahrzehnten 
des nächsten Jahrhunderts zu einer Erhöhung 
der Beiträge zu den gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen von gegenwärtig 18 % auf minde- 
stens 27 % führen. Die durch die Verringe- 
rung der Geburtenzahlen eingetretene Ent- 
lastung der gegenwärtig erwerbstätigen Ge- 
neration kann für die gleiche Generation im 
Rentenalter dazu führen, daß keine der Ge- 
genwart vergleichbare Alterssicherung mehr 
gewährleistet ist, es sei denn, daß eine dann 
kleinere Zahl von Erwerbstätigen einen grö- 
ßeren Anteil des Einkommens zum Unterhalt 
der Elterngeneration abzweigen muß. 

In diesem Zusammenhang ist allerdings dar- 
auf hinzuweisen, daß die Altersstruktur der 
Bevölkerung nur eine Komponente für die Al- 
terssicherung ist. Andere Komponenten wie 
die Beteiligung am Erwerbsleben (Anteil er- 
werbstätiger Frauen, Anteil der Arbeitslosen), 
Änderungen der Bestimmungen der Altersver- 
sorgung (Herabsetzung des Rentenalters), die 
Entwicklung der wirtschaftlichen Produktivi- 
tät und die der Löhne und Gehälter können 
sich relativ kurzfristig verändern und nega- 
tive oder positive Einflüsse, die aus der Ver- 
änderung der Altersstruktur herrühren, ver- 
stärken oder abschwächen. Solche Änderun- 
gen sind aber in keiner Weise vorauszuschät- 
zen. 

Schwierig ist die Beurteilung der Auswir- 
kungen des Geburtenrückgangs auf die Wirt- 
schaftsentwicklung. Bei gegebenem Stand der 
Technik kann eine kleinere Zahl von Arbeits- 
kräften auch nur ein kleineres Sozialprodukt 
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erstellen. Der Wohlstand hängt von Pro-Kopf- 
Größen ab. Aus einer kleineren Wadistums- 
rate des Sozialprodukts kann solange nichts 
Negatives über die Wohlstandsentwicklung 
ausgesagt werden, wie nicht auch das Pro- 
Kopf-Einkommen weniger stark wächst. Eine 
solche Auswirkung einer schrumpfenden Be- 
völkerung ist nicht ohne weiteres gegeben. 

Wichtig ist die Entwicklung der Investitions- 
quote, denn über sie wird der technische Fort- 
schritt und damit die Wohlstandssteigerung 
verwirklicht. Exakte Aussagen über die Be- 
stimmungsgründe des Investitionsverhaltens 
der Unternehmer lassen sich aber nicht ma- 
chen. Eine pessimistische Grundhaltung, die 
auf der einen Seite das generative Verhalten 
beeinflußt, könnte auf der anderen Seite auch 
die stark von Erwartungen bestimmte Investi- 
tionsneigung der Unternehmer beeinträchti- 
gen. 

Selbstverständlich sind einer Zunahme der Be- 
völkerung in einem dicht besiedelten Land 
Grenzen gesetzt. So wird unter anderem die 
Bewältigung der Umweltprobleme mit zuneh- 
mender Bevölkerungsdichte schwieriger. 
Wenn auch eine Abnahme der Bevölkerung 
nicht automatisch die Umgebung des Men- 
schen schöner und gesünder macht, so sind 
umweltschädliche Wirkungen der Industrie- 
produktion doch weniger nachteilig, wenn mit 
der Bevölkerungsdichte auch die Dichte des 
Industriebesatzes abnimmt. Mindestens also 
langfristig wird die Lösung der Umweltpro- 
bleme erleichtert. 

Schließlich sei auch vor einer Überschätzung 
des von einer abnehmenden Bevölkerungszahl 
ausgehenden Nachfragerückgangs gewarnt. 
Selbst bei einer stagnierenden oder abnehmen- 
den Bevölkerung kann die Zahl der Haushalte 
gleichbleiben oder sogar zunehmen infolge der 
Entstehung zahlreicher Einzelhaushalte von in 
Ausbildung befindlichen Jugendlichen, allein- 
lebenden älteren Menschen und der Auflö- 
sung größerer Haushalte von zwei oder mehr 
Generationen, die für sich allein leben wollen. 
Die Nachfrage nach langlebigen Konsumgü- 
tern hängt aber überwiegend von der Zahl 
der Haushalte ab, weil eine feste Grundaus- 
stattung je Haushalt (Heizung, Kühlschrank, 
Radio-, Fernsehgeräte, Waschmaschinen, auch 
das Auto) zur Bedürfnisbefriedigung notwen- 
dig ist. Der Nachfragerückgang ist deshalb 
kleiner als der Bevölkerungsrückgang. Die 
Mobilität von Arbeitskräften und der Bevöl- 
kerung allgemein kann bei einem Geburten- 
rückgang tendenziell zunehmen, da kinderlose 
oder kleine Familien nicht so sehr an ihren 
Wohnsitz gebunden sind. Andererseits kann 
das Ansteigen des Altersdurchschnitts Mobili- 
tät vermindern, da ältere Menschen weniger 
mobil sind. Solche Ambivalenzen erschweren 
es, die Entwicklung gezielt zu beeinflussen. 


Generelle Aussagen über den Zusammenhang 
zwischen Bevölkerungs- und Wirtschaftsent- 
wicklung können nicht gemacht werden. Das 
liegt daran, daß die Bevölkerung nur einer 
von vielen Faktoren ist, die die Wirtschafts- 
entwicklung beeinflussen, zumal bei einer, 
wie in der Bundesrepublik Deutschland, hohen 
Exportabhängigkeit. Sicher kann nur gesagt 
werden, daß ein Geburtenrückgang eine hohe 
Anpassungsfähigkeit der Wirtschaft und der 
Gesellschaft verlangt, vor allem in den Wirt- 
schaftszweigen, in denen der Rückgang der 
Kinderzahl zu einer Umstellung der Produk- 
tion zwingt. Allerdings ist anzunehmen, daß 
eine abnehmende Bevölkerung schwerer zu 
bewältigende Anpassungsprobleme mit sich 
bringt. 

Bei der Analyse von Auswirkungen auf die 
Familie sind drei Dimensionen zu beachten, 
nämlich die Auswirkung auf die Familie als 
Gruppe, auf deren einzelne Mitglieder und 
auf die Beziehungen der Familie zu anderen 
Institutionen. 

Familien werden kleiner. Die Zahl der Fa- 
milien mit Einzelkindern ist auf fast die Hälfte 
aller Familien angewachsen. Damit werden die 
Aufgaben von Erziehung und sozialer Inte- 
gration von Kindern in den Familien quanti- 
tativ — wenn auch nicht unbedingt qualitativ — 
reduziert. Ob die innere Stabilität einer Fa- 
milie mit mehreren Kindern größer ist, läßt 
sich an der Scheidungshäufigkeit statistisch 
nicht nachweisen. Positiv zu vermerken ist, 
daß sich die Familie gegen gesellschaftliche 
Umwälzungen als lebensfähig erwiesen hat. 
Die Verkleinerung der Familie führt nicht 
zwangsläufig zu partnerschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen den Ehepartnern oder zwischen 
Eltern und Kindern. Patriarchalische Elemente 
haben sich vor allem in bäuerlichen Familien, 
aber auch in Arbeiterfamilien als relativ re- 
sistent erwiesen. Dennoch ist anzunehmen, 
daß bei einer Verkleinerung der Familie „Lie- 
be als Integrationsmedium" im Vergleich zu 
ökonomischen Bindungen an Gewicht gewinnt. 

Die Situation von Einzelkindern muß behut- 
sam beurteilt werden, weil die wenigen vor- 
liegenden Untersuchungen zur Frage der päd- 
agogischen Relevanz quantitativer Familien- 
strukturen darauf hindeuten, daß der Einfluß 
der Kinderzahl der Familie auf die Entfaltung 
der menschlichen Persönlichkeit kaum eindeu- 
tig beantwortet werden kann. Tendenziell 
nimmt das Autoritätsgefälle in der Kleinfami- 
lie ab. Im Hinblick auf den häufig einseitigen 
Bezug des Kindes zu den Erwachsenen, den 
geringeren Sozialerfahrungen in der Alters- 
gruppe, der fehlenden Geschwistererfahrung 
weist die Kleinfamilie, vor allem die Ein- 
Kind-Familie, eher Nachteile als Vorteile auf. 
Als positiv erweist sich die stärkere Zuwen- 
dung und Förderung des Kindes in der Ein- 
und Zwei-Kind-Familie. Eine geringere Kin- 
derzahl erlaubt es den Eltern eher, bessere 
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Bedingungen für das Aufziehen sowie für die 
Bildung und Ausbildung der Kinder zu schaf- 
fen. 

Durch die Erwerbstätigkeit der Mutter scheint 
die Struktur der Familie und die Sozialisation 
des Kindes nach neuerer Forschung weniger 
beeinträchtigt, als zunächst angenommen. Vor 
allem die Betreuungssituation der Kinder stellt 
sich besser als erwartet dar, wobei vornehm- 
lich die Großeltern einspringen. Dennoch sind 
erwerbstätige Mütter sicher nachhaltig verun- 
sichert, ob sie den Ansprüchen ihrer Kinder 
gerecht werden können, wobei aus dieser Ver- 
unsicherung zusätzliche Probleme entstehen 
können. 

Die Tatsache, daß mehr gewünschte Kinder 
geboren werden, beeinflußt die Zuwendung 
zum Kind und damit die Entwicklung seiner 
Persönlichkeit positiv. 

Die Außenkontakte der Familie im weiteren 
familiären wie im öffentlichen Bereich schei- 
nen durch eine Reduktion auf eine kleine Fa- 
milie nicht abgenommmen zu haben. Eher sind 
hier neue Formen der Kommunikation sowohl 
mit der älteren Generation wie im öffent- 
lichen Leben entstanden. Letzteres hängt vor 
allem mit dem veränderten Rollenverständnis 
der Ehepartner zusammen, in dem auch die 
Frau wachsendes politisches, kulturelles und 
gesellschaftliches Engagement verwirklichen 
kann. 

5.8 Zusammenhänge zwischen Familien- und 
Bevölkerungspolitik 

Unter Bevölkerungspolitik versteht man ziel- 
gerichtetes Handeln zum Zwecke der plan- 
mäßigen Beeinflussung demographischer Tat- 
bestände wie Größe, Altersaufbau, regionale 
Verteilung und Wachstumsintensität der Be- 
völkerung. Die strategischen Zielkomponen- 
ten für bevölkerungspolitische Maßnahmen 
sind Fruchtbarkeit, Sterblichkeit und Wande- 
rungen. Insofern kann die seit 1953 mit einem 
eigenen politischen Ressort vertretene Fami- 
lienpolitik nicht identisch mit Bevölkerungs- 
politik sein, wenn auch die Zielgruppe „Fa- 
milie" für beide gleich ist. Bisher hat jeder 
Familienminister ausdrücklich darauf hinge- 
wiesen, daß Familienpolitik nicht Bevölke- 
rungspolitik sei. Andererseits wird, auch von 
Abgeordneten des Bundestages, die Auffassung 
vertreten, Familienpolitik schließe Bevölke- 
rungspolitik ein, man brauche daher für Be- 
völkerungsfragen keinen eigenen Politikbe- 
reich. 

Eine solche Vernachlässigung der Bevölke- 
rungspolitik ist aber nicht zu vertreten, da 
eine große Zahl von Maßnahmen in anderen 
Politikbereichen auch Auswirkungen auf die 
Bevölkerungsentwicklung haben, deren Nicht- 
beachtung zu unerwünschten Entwicklungen 
führen kann. Von einer Bevölkerungspolitik 
abzusehen ist gleichbedeutend mit dem Trei- 


benlassen einer Entwicklung, bei dem man 
zwar die freie Entscheidung der Bürger gel- 
tend machen und sich auf Anpassungsstrate- 
gien beschränken kann, jedoch auf eine Rah- 
mensteuerung, wie sie in vielen anderen Poli- 
tikbereichen selbstverständlich ist, ohne Not 
verzichtet. Ein solcher Verzicht ist aber bei 
der Bedeutung des Bevölkerungstrends für das 
gesellschaftliche und staatliche Leben nicht 
vertretbar. 

Es gibt eine Reihe von Gründen für diese 
weitgehende Zurückhaltung: 

— Der Mißbrauch der Nationalsozialisten führte 
dazu, daß Bevölkerungspolitik schlechthin mit 
nationalsozialistischen Ideen gleidigesetzt wird. 
Daß diese nationalsozialistische Vergangenheit 
in der Bundesrepublik nicht bewältigt ist, zei- 
gen die im Ausland für selbstverständlich und 
notwendig gehaltenen bevölkerungspolitischen 
Diskussionen. 

— Bevölkerungspolitik ist eine Langzeitpolitik. 
Der Politiker wird somit den Erfolg seiner 
Maßnahmen nur selten politisch nutzen können. 
Der Wähler andererseits wird nicht leicht von 
der Notwendigkeit einer so weit in die Zukunft 
reichenden Politik, die den Einsatz großer Mit- 
tel erfordert, zu überzeugen sein. 

— Einzelmaßnahmen werden eine erwünschte Än- 
derung des generativen Verhaltens nicht be- 
wirken können. Entwickelt und mit anderen 
Politikbereichen abgestimmt werden müßte ein 
Maßnahmenbündel, für das niemand aber eine 
Erfolgsgarantie geben kann. Wenngleich solche 
Unsicherheiten der Wirkung von Maßnahmen 
zweifellos auch in anderen Politikbereichen be- 
stehen, fallen sie bei einer aus anderen Grün- 
den als problematisch angesehenen Bevölke- 
rungspolitik stärker ins Gewicht. 

— Schließlich ist die Legitimität bevölkerungspo- 
litischen Handelns nicht unbestritten. Es solle, 
so wird argumentiert, dieser Intimbereich des 
menschlichen Lebens von staatlicher Einwirkung 
unberührt bleiben. Wenn aber gesellschaftliche 
und individuelle Interessen kollidieren und da- 
durch der Bestand und das Wohlergehen des 
Gemeinwesens gefährdet werden kann, sollte 
der Staat die Entwicklung der Bevölkerungs- 
zahl nicht ohne übergeordnete Zielsetzungen 
sich selbst überlassen. 

Erfolgt Bevölkerungspolitik nur über eine in- 
tegrierte Rahmensteuerung des Bevölkerungs- 
prozesses, ohne die Entscheidung einzelner 
Ehepaare zwangsweise zu reglementieren, so 
ist die Legitimität und Notwendigkeit einer 
Bevölkerungspolitik zu bejahen. 

Die Bundesregierung sah sich in den letzten 
Jahren verschiedentlich veranlaßt, zu Fragen 
der Bevölkerungsentwicklung Stellung zu neh- 
men (Antworten auf Anfragen der CDU/CSU 
und auf die Anfrage der Vereinten Nationen 
über Bevölkerungsfragen). Aus den Stellung- 
nahmen läßt sich erkennen, daß die Bundes- 
regierung die gegenwärtige Wachstumsrate 
der Bevölkerung für zu niedrig und deshalb 
nicht zufriedenstellend hält. Diese Wachstums- 
rate habe zwar kurz- und mittelfristig keine 
negativen Auswirkungen, wohl aber werden 
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auf längere Sicht Probleme in verschiedenen 
Richtungen gesehen. Eine formulierte Politik, 
um die Auswirkungen der Fruchtbarkeit auf 
die Wachstumsrate der Bevölkerung zu be- 
einflussen, liege nicht vor. Die in Angriff ge- 
nommenen Arbeiten an Leitvorstellungen 
würden sich an der freiheitlichen und sozialen 
Rechtsordnung der Bundesrepublik orientie- 
ren. Daß die sich abzeichnende Entwicklung 
der deutschen Bevölkerung Anlaß zu größten 
Besorgnissen gibt, diese Auffassung der Oppo- 
sition teilt die Regierung nicht, weshalb sie 
auch übereilte Maßnahmen nicht für ange- 
bracht hält. Der Orientierung an der freiheit- 
lichen Rechtsordnung entspricht die Betonung 
des Menschenrechts der freien Entscheidung 
über die Zahl der Kinder. 1975 war die Bun- 
desregierung der Auffassung, der Zeitpunkt 
zum Einsatz direkter bevölkerungspolitischer 
Maßnahmen sei noch nicht gekommen; 1976 
erklärte sie, es als ihre Aufgabe anzusehen, 
die bevölkerungsrelevanten Auswirkungen 
von Maßnahmen in den verschiedenen Politik- 
bereichen künftig verstärkt zu beachten. Die- 
sen vorsichtig abwägenden Stellungnahmen 
ist zwar noch keine bevölkerungspolitische 
Leitlinie zu entnehmen, wohl aber ein wach- 
sendes Problembewußtsein. Die auch von der 
Bevölkerungswissenschaft bisher nicht aus- 
zuräumenden Unsicherheiten in der Beurtei- 
lung der Ursachen und Auswirkungen von 
Änderungen des generativen Verhaltens sol- 
len weiter erforscht, auch solle geprüft wer- 
den, ob finanzielle Aufwendungen die erhoff- 
ten Wirkungen bringen (inzwischen ist in eini- 
gen Ländern mit Modellversuchen dieser Art 
begonnen worden). 

Die immer deutlicher abzusehenden Folgen 
eines weiteren Geburtenrückgangs werden 
sicherlich zu einer breiteren und offeneren 
Diskussion dieser Fragen zwingen. 

In der öffentlichen Diskussion um den Gebur- 
tenrückgang stehen bisher seine konkreten 
Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum, 
das Lebensniveau und die Sorge um die Auf- 
rechterhaltung der Rentenzahlungen im Vor- 
dergrund. Es gibt allerdings kaum ernst zu 
nehmende Verfechter der Auffassung, daß die 
Bevölkerung wieder auf lange Sicht und über 
lange Zeiträume stetig wachsen müsse. Das 
Argument, die Selbstbehauptung der Indu- 
strieländer mache ein Wachstum ihrer Bevöl- 
kerung notwendig, trifft nicht zu, weil Selbst- 
behauptung nicht in erster Linie auf der Quan- 
tität der Menschen, sondern auf ihren Eigen- 
schaften beruht. 

Ernst zu nehmen sind Auffassungen, daß eine 
allmähliche Bevölkerungsabnahme positiv zu 
beurteilen sei, weil eine hohe Bevölkerungs- 
dichte zu Zwängen im menschlichen Zusam- 
menleben führe, die Persönlichkeitsentwick- 
lung beeinträchtige und Aggressionen verur- 
sache. Teilt man diese Auffassung, so wäre 
Bevölkerungspolitik gleichwohl nicht unnötig. 


da ein sich beschleunigender Schrumpfungs- 
prozeß negative Auswirkungen auslösen wür- 
de und daher einer Steuerung bedarf. Ein 
Schrumpfungsprozeß wird Sogwirkungen auf 
menschenreichere Gebiete in anderen Ländern 
ausüben. Wird der für den EG-Raum geltende 
Grundsatz der Freizügigkeit nicht aufgegeben, 
wird es zu Wanderungen über die Bundes- 
grenzen kommen und es müßten dann Maß- 
nahmen getroffen werden, um die bekannten 
Schwierigkeiten des Zusammenlebens von 
Menschen verschiedener Sprache und Kultur 
zu vermeiden. Bevölkerungspolitik würde zu- 
nehmend Wanderungspolitik und Politik der 
Integration sein müssen. 

Da sowohl eine wachsende als auch eine 
schrumpfende Bevölkerung Schwierigkeiten 
verursacht, bietet sich als politische Leitlinie 
eine Erhaltung des Bevölkerungsbestandes an. 
Es ist das vieldiskutierte Konzept des Null- 
wachstums. Da Bevölkerungsprozesse aber, 
wie dargelegt, nicht kurzfristig steuerbar sind, 
widersprechen kurzfristige Abnahmen und Zu- 
nahmen der Bevölkerung in bestimmten Zeit- 
abschnitten nicht diesem Ziel, wenn langfristig 
die Bevölkerungszahl erhalten bleibt. 

Um eine Stabilisierung der Bevölkerungszahl 
zu erreichen, müßte sich die Kinderzahl in den 
Familien ändern. Die folgende Gegenüberstel- 
lung zeigt, wie sich die im Jahre 1975 gebore- 
nen 140 Kinder je 100 Ehen auf diese Ehen 
verteilen und wie sie sich beispielsweise ver- 
teilen müßten, wenn man mit 220 Kindern je 
100 Ehen die Erhaltung der Bevölkerungszahl 
gewährleisten wollte. 

Tabelle II 

Ehen nach der Kinderzahl bei der Geburten- 
häufigkeit 1975 und einem Modell des gene- 
rativen Verhaltens für 220 Kinder je 100 Ehen 
mit Vergleichszahlen für 1966 


Ehen nach der Kinderzahl 

Ehen . . . 

1975 ‘) 

Mo- 
dell 2) 

1966 <) 

ohne Kinder 

24 

15 

15 

mit 1 Kind 

31 

5 

18 

2 Kindern 

33 

35 

31 

3 Kindern 

10 

35 

20 

4 oder mehr 




Kindern 

2 

10-') 

16 

zusammen . . . 

100 

100 

100 


Bei der Geburtenhäufigkeit im Jahr 1975 
-) Modell des generativen Verhaltens für 220 
Kinder je 100 Ehen 
Nur Ehen mit vier Kindern 
4) Bei einer Gesamtzahl von 218 Kindern je 100 
Ehen 

Quelle: K. Schwarz, Gründe des Geburtenrück- 
gangs 1966 bis 1975 und für „Null-Wachstum" er- 
forderliche Kinderzahl der Ehen. In: Wirtschaft 
und Statistik 6/1977, S. 378 und ergänzende Be- 
rechnungen des Statistischen Bundesamtes. 
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Wollte man eine für die Erhaltung des Be- 
völkerungsbestandes notwendige Kinderzahl 
von 220 pro 100 Ehen erreichen, so müßten 
sich die Kinder wie folgt auf die Ehen ver- 
teilen: Die Zahl der kinderlosen Ehen müßte 
sich verringern von 24 Vo im Jahr 1975 auf etwa 
15 Vo. Auch der Anteil der Ehen mit nur einem 
Kind müßte sich von 1975 31 ®/o auf 5 Vo ver- 
mindern. Bei einem mit rd. einem Drittel etwa 
gleichbleibenden Anteil von Zwei-Kinder-Fa- 
milien müßten wieder weit mehr Familien, 
etwas über ein Drittel, drei Kinder und 10 Vo 
vier Kinder haben. Bei diesen Annahmen wür- 
den Verhältnisse wieder hergestellt, wie sie 
Mitte der sechziger Jahre in der Bundesrepu- 
blik bestanden haben. 

Maßnahmen mit dem Ziel der Erhöhung der 
Geburtenzahl müßten bei den Familien ein- 
setzen, die schon ein oder zwei Kinder haben. 
Bei diesen Familien müßte der Wunsch nach 
einem weiteren Kind geweckt werden. Zur 
Verwirklichung dieses Wunsches müßten dann 
die wirtschaftlichen und sozial-kulturellen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Die El- 
tern müßten zu diesem Zweck langfristig die 
Gewißheit haben, nicht jahrelang materielle 
Benachteiligungen hinnehmen zu müssen. Da 
der Grad des aus verschiedenen Untersuch- 
ungen auf gedeckten „Ein-Kind-Schocks" we- 
sentlich von der Informiertheit über die neuen 
Anforderungen, die ein Kind stellt, bestimmt 
wird, muß die Information bereits vor der Ge- 
burt erfolgen. Notwendig ist daher eine ad- 
ressatenspezifische und, bezogen auf die er- 
reichte Phase des Familienzyklus, auch pha- 
senspezifische Ausgestaltung der familien- 
und kindbezogenen Maßnahmen. 


6 Leistungen der öffentlichen Hand 
für Familien 

6.1 Aufwendungen für die nachwachsende 
Generation 

Eltern und Gesellschaft teilen sich die Auf- 
gabe, die nachwachsende Generation aufzu- 
ziehen. Die von ihnen für die nachwachsende 
Generation gemachten Aufwendungen belie- 
fen sich 1974 nach einer Untersuchung des 
Wissenschaftlichen Beirats für Familienfragen 
beim Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit auf etwa 157 Mrd. DM. Rech- 
net man den Wert der Arbeitsleistung der 
Familie — vorwiegend der Mutter — bewertet 
nach der durchschnittlichen Entlohnung von 
Frauen im Erwerbsleben von 7,88 DM/Stunde 
1974 hinzu, erhöht sich der Aufwand auf 319 
Mrd. DM im Jahre 1974. 

Von diesem Betrag entfielen auf die öffent- 
liche Hand (einschließlich Wohlfahrtsverbände 
und andere private Träger) 84 Mrd. DM, von 
denen 37 Mrd. DM an die Familien in Form 
von Einkommensübertragungen gezahlt wur- 


den. Sie waren dazu bestimmt, die mit dem 
Aufziehen von Kindern für die Familien ver- 
bundenen Belastungen zu erleichtern (fami- 
lienunterstützende Maßnahmen). Die rest- 
lichen 47 Mrd. DM bestanden in kollektiv von 
der öffentlichen Hand angebotenen Gütern 
und Dienstleistungen. Der Staat übernahm da- 
mit Aufgaben, die früher weitgehend nur von 
der Familie getragen oder überhaupt nicht 
wahrgenommen wurden. 

Die Tabelle III faßt diese Aufwendungen zu- 
sammen. Nicht enthalten sind Leistungen, die 
direkt von den Kirchen, also nicht über die 
konfessionellen Wohlfahrtsverbände und von 
privaten Trägern, soweit sie nicht durch 
Staatszuschüsse finanziert werden, erbracht 
werden. Die Leistungen dürften also noch um 
einige Milliarden DM höher liegen. 

Tabelle III 

Die Aufwendungen der öffentlichen Hand 
und der Familien für die nachwachsende 
Generation 1974 


Leistungsträger 

Form der 
Leistung 

Gesamt 

indi- 

viduell 

kol- 

lektiv 

Mrd. 

DM 

Mrd. 

DM 

Mrd. 

DM 

Private Haushalte 

732 

— 

73 

öffentliche 




Hand^ 

37 

47 

84 

Gesamt . . . 

110 

47 

157 


Einschließlich der Wohlfahrtsverbände und an- 
derer privater Zuwendungsempfänger 
Ohne den mit 162 Mrd. DM zu bewertenden 
Zeitaufwand 

Quelle: Aufwendungen für die nachwachsende 
Generation, Gutachten des Wissenschaftlichen Bei- 
rats für Familienfragen beim Bundesministerium 
für Jugend, Familie und Gesundheit, unveröffent- 
lichtes Manuskript 1978 

Die in Tabelle III ausgewiesenen Leistungen 
von 157 Mrd. DM machten 1974 18®/o des 
Nettosozialprodukts zu Marktpreisen aus. Da 
hierin die nicht zurechenbaren Staatsleistun- 
gen für die Verteidigung, die innere Sicher- 
heit, die Rechtspflege usw. nicht enthalten 
sind, ist der tatsächliche Anteil der Aufwen- 
dungen für die nachwachsende Generation um 
einige Prozentpunkte höher. Bei Einbeziehung 
des Zeitaufwands der Familien würde sich der 
Anteil am Nettosozialprodukt, auch wenn man 
dieses um den Geldwert des Zeitaufwands 
erhöhen würde, allerdings erheblich vergrö- 
ßern. 

Der Anteil der von den Familien aufgebrach- 
ten Leistungen hängt davon ab, welche Auf- 
wendungen für die nachwachsende Generation 
in die Berechnungen einbezogen werden. Geht 
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man von den Geldausgaben der Familien für 
Kinder aus (Spalte 1 der Tabelle III), so ha- 
ben die Familien fast zwei Drittel der Ko- 
sten zu tragen. Das mit der Reform des Kin- 
dergeldes gesteckte Ziel, die Familien von 
etwa der Hälfte der Kinderkosten zu entlasten, 
ist also bei weitem nicht erreicht worden. Die- 
se Tatsache wird auch durch das Verhältnis 
zwischen den Aufwendungen der Familien für 
ein Kind und den öffentlichen Hilfen bestätigt. 

Nach der Einkommens- und Verbrauchs Stich- 
probe von 1973 haben die Familien für ein 
Kind im Monat durchschnittlich 437 DM aus- 
gegeben, das heißt auf 1978 hochgerechnet et- 
wa 600 DM. Das Kindergeld beträgt demge- 
genüber je nach der Ordnungszahl der Geburt 
nur 50, 80 bzw. 150 DM je Kind und Monat. 
Da 1978 bei einem Haushaltsnettoeinkom- 
men zwischen 1 600 und 2 000 DM im Monat 
in Familien mit drei Kindern die Ausgaben für 
ein Kind noch etwa 320 DM betragen, müssen 
die Eltern auch bei kleinerem Einkommen noch 
einen erheblichen Teil der Kinderkosten selbst 
finanzieren. Die durchschnittliche Arbeiterfa- 
milie wendet 1978 etwa 520 DM für die Le- 
benshaltungskosten eines Kindes auf. Auch 
wenn man zusätzliche Leistungen durch Wohn- 
geld und Ausbildungshilfen miteinbezieht, er- 
reichen die staatlichen Leistungen selbst für 
die dritten und weiteren Kinder kaum die 
Fünfzigprozentmarke. 

Einkorn- In den bisherigen Ansätzen wurde noch nicht 
mensaus- berücksichtigt, daß neben den zusätzlichen 
fall bei Kosten durch die Geburt eines Kindes in vie- 

Müttern Fällen ein Einkommensverlust durch die 

A^^/^abe Erwerbstätigkeit der Frau ein- 

derEr- Übereinstimmung mit der 

werbstätig- Einkommens- und Verbrauchsstichprobe und 
keit dem Mikrozensus davon aus, daß auf die Frau 
in den Familien, in denen sie erwerbstätig 
ist, etwa 25 bis 30 ®/o des gemeinsamen Haus- 
haltseinkommens entfällt, hätte das 1974 zu 
einem kinderbedingten Einkommensausfall in 
den Familien von 45 Mrd. DM geführt, der 
sich bis 1978 auf fast 60 Mrd. DM erhöht 
haben dürfte. Er ist also viermal so groß wie 
die Leistungen des Staates an die Familien 
nach dem Kindergeldgesetz. Der relativ nied- 
rige Beitrag der erwerbstätigen Ehefrau zum 
Haushaltseinkommen ist einerseits durch die 
niedrigere Entlohnung der Frauenarbeit be- 
dingt, beruht andererseits aber auch auf dem 
hohen Anteil von Teilzeitarbeit von erwerbs- 
tätigen Müttern, der etwa 50 ®/o beträgt. Es sei 
außerdem darauf hingewiesen, daß nur die 
heute nicht erwerbstätigen Mütter in die Ein- 
kommensausfallberechnung einbezogen wur- 
den — etwa 38 ®/o sind erwerbstätig — und die 
Altersgrenze der Kinder bei 15 Jahren ange- 
setzt wurde, weil ältere Kinder nur bedingt 
als Grund für einen Verzicht auf Erwerbstätig- 
keit angesehen wurden. Würde man davon 


0 Auf 1978 fortgeschriebene Ergebnisse der Ein- 
kommens- und Verbraudisstidiprobe 1973. 


ausgehen, daß ohne Kinder in größerem Um- 
fang Vollzeittätigkeiten gewählt würden, wür- 
de das Durchschnittseinkommen der Frau und 
damit auch der kinderbedingte Einkommens- 
ausfall um mindestens 15 bis 20 Vo höher an- 
zusetzen sein. 

Die Maßnahmen der öffentlichen Hand für 
Kinder können allerdings mit Hilfe der bisher 
erörterten Globalzahlen und Relationen nicht 
befriedigend beurteilt werden. Dazu sind de- 
taillierte Untersuchungen für die einzelnen 
Leistungen zugunsten der Familien und Kin- 
der notwendig. 

6.2 Die Entlastung der Familien von den 
Kosten des Unterhalts von Kindern 

Die Kindergeldreform erhöhte die Leistungen Kindergeld 
des Staates (Steuerfreibeträge in der Einkom- 
mensteuer, Kindergeld und Kinderzuschläge 
im öffentlichen Dienst) in Höhe von 14,0 Mrd. 

DM im Jahre 1974 auf 18,1 Mrd. DM 1975. Die- 
ser Sprung um etwa 4 Mrd. DM nach oben stellt 
isoliert gesehen eine erhebliche Verbesserung 
der materiellen Lage der Familien mit Kin- 
dern dar. Berücksichtigt man jedoch, daß die 
Leistungen in den vorhergehenden Jahren 
während einer Zeit starker nominaler und rea- 
ler Einkommenserhöhungen eingefroren wa- 
ren, bedeutet dieser Sprung nur das Nach- 
holen einer vorher längst fällig gewesenen 
Anpassung. Ein Vergleich des Anteils der Ent- 
lastungen am Erwerbseinkommen der Fami- 
lien im Zeitablauf bestätigt dies. Der reale 
Wert der Entlastungen (ohne öffentlichen 
Dienst) hatte 1965 5,7 Vo betragen und war 
dann bis 1974 ständig bis auf 2,9 Vo abgesun- 
ken und 1975 durch den erwähnten Sprung auf 

4.3 o/o angestiegen. 

Dieses Zurückbleiben der Leistungen macht 
deutlich, wie wichtig eine laufende Anpassung 
der Leistungen an die Einkommensentwick- 
lung (Dynamisierung) ist. Solange Ermäßigun- 
gen für Kinder in der Einkommensteuer ge- 
währt wurden, erhöhte sich infolge des mit 
steigendem Einkommen verbundenen Hinein- 
wachsens in höhere Progressionsstufen die 
Entlastung automatisch, so daß die derzeitige 
Lage in dieser Hinsicht noch ungünstiger als 
früher ist. Das Kindergeld ist eine der wenigen 
auch quantitativ wichtigen Sozialleistungen, 
die von der Dynamisierung noch ausgenom- 
men sind. Da es sachliche Gesichtspunkte da- 
für nicht gibt, kann daraus nur geschlossen 
werden, daß entweder der Stellenwert der 
Familie in der Politik nicht groß ist oder, wenn 
nach dem Prinzip verfahren wird, daß derjeni- 
ge am meisten erhält, der am lautesten schreit, 
daß die Familien über keinen so wirksamen 
Anwalt ihrer Interessen verfügen wie andere 
Gruppen der Bevölkerung. 

Die mit der Kindergeldreform angestrebte Noch 
Vereinheitlichung der Leistungen wurde nur immer zer- 
für Steuerermäßigungen und Leistungen nach splitterte 
dem Bundeskindergeldgesetz erreicht. Die Zer- Leistungen 
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Unange- 
messen 
hohe 
steuerliche 
Entlastun- 
gen für 
Ehefrauen 
bei hohem 
Einkom- 
men 


Unter- 
schätzung 
einer aus- 
reichenden 
Wohnung 


Splitterung der Leistungen bei den Kinderzu- 
schlägen ist in wichtigen Bereichen der sozia- 
len Sicherung und im öffentlichen Dienst 
(Ortszuschläge) bestehen geblieben. Durch die 
aufgrund des Beschlusses des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 30. März 1977 notwendig 
gewordene beamtenrechtliche Neuregelung 
besteht die Gefahr, daß die allgemeinen Lei- 
stungen für Kinder und die für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes noch weiter ausein- 
anderklaffen werden. Eine Berechtigung für 
abweichende Regelungen besteht nur in un- 
vollständigen Familien, um die dort bestehen- 
den erschwerten Bedingungen für das Auf- 
ziehen von Kindern auszugleichen, und bei 
Sozialhilfeleistungen, die die vollen Kinder- 
kosten abdecken müssen. 

Auch nach der Erhöhung der Leistungen für 
Kinder durch die Kindergeldreform von 1975 
besteht ein Mißverhältnis zwischen den steuer- 
lichen Entlastungen, die für die Ehefrau ge- 
währt werden, und den Hilfen für Kinder. 
1975 gab es 9,6 Millionen Ehefrauen und 
17,4 Millionen von den Eltern zu unterhaltende 
Kinder. Die Leistungen für Kinder betrugen 
im gleichen Jahr 18,1 Mrd. DM; für Ehefrauen 
wurde fast der gleiche Betrag (17,8 Mrd DM) 
aufgewendet, obwohl sie durch die Hausarbeit 
und gegebenenfalls durch eine außerhäusliche 
Erwerbstätigkeit die Haushaltsführung nicht 
unerheblich erleichtern. Das Verhältnis zwi- 
schen den Leistungen sollte deshalb zugunsten 
der Kinder verschoben werden. 


6.3 Die Förderung der Wohnungsversorgung 
von Familien 

Bis 1973 hat sich, wie die Auswertung der 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe zeigt, 
die wohnungsmäßige Unterversorgung im 
Durchschnitt aller Familien zwar von 38 ®/o auf 
26°/o deutlich verringert. Davon sind jedoch 
nur die kinderlosen Familien und die Familien 
mit ein und zwei Kindern betroffen; die Woh- 
nungsversorgung der Familien mit drei und 
mehr Kindern hat sich nicht verbessert. Von 
diesen Familien haben nach wie vor 50 Vo und 
mehr als unterversorgt zu gelten. 

Obwohl die Unterversorgung der Familien mit 
zunehmender Kinderzahl stärker als mit ab- 
nehmendem Einkommen zunimmt und diese 
Tatsache vom Wissenschaftlichen Beirat für 
Familienfragen in seinem Gutachten „Familie 
und Wohnen“ mit aller Deutlichkeit herausge- 
stellt worden war, hat die Regierung in der 
ab 1. Januar 1978 in Kraft getretenen Wohn- 
geldnovelle keine gezielten Verbesserungen 
für größere Familien vorgesehen und auch die 
vom Gesetzgeber vorgenommenen Änderun- 
gen haben im Rahmen der finanziellen Be- 
schränkungen zu keiner spürbaren Verbesse- 
rung geführt. 


Die Tabelle IV weist in der Spalte: „Selbst- 
beteiligungsquote" aus, daß den Familien mit 
mehreren Kindern trotz Wohngeldzahlung zu- 
gemutet wird, einen Anteil von etwa 20 Vo 
ihres Einkommens für Mieten aufzubringen. 
Auch bei Beziehern kleiner Einkommen sinkt 
der Anteil höchstens bis auf etwa 17 bis 18®/o. 
Eine unabhängig von Kinderzahl und Einkom- 
men gleichbleibende Selbstbeteiligungsquote 
widerspricht jedoch der mit abnehmendem 
Einkommen und steigender Kinderzahl sich 
vermindernden Leistungsfähigkeit. Die zuge- 
mutete Selbstbeteiligungsquote sollte deshalb 
gegen Null gehen, wie dies der in der Tabelle 
IV ebenfalls wiedergegebene Vorschlag des 
Wissenschaftlichen Beirats für Familienfragen 
in seinem Gutachten: „Familie und Wohnen" 
vorsieht. 

Die Nachteile einer unzureichenden Berück- 
sichtigung von Kindern in der Wohngeldge- 
setzgebung werden durch die Mängel der da- 
neben bestehenden Objektförderung (sozialer 
Wohnungsbau) noch verstärkt: 

— Das Festhalten von Einkommensbeziehern, 
deren Einkommen längst über die Förde- 
rungsgrenze für Sozialwohnungen hinaus- 
gewachsen ist, an den billigen Sozialwoh- 
nungen blockiert diese Wohnungen für 
denjenigen Bevölkerungskreis, zum Bei- 
spiel für junge Familien mit Kindern, für 
den sie in erster Linie bestimmt sind. 

— Die Diskrepanz zwischen dem zum Bezug 
einer Sozialwohnung berechtigten Perso- 
nenkreis und den verfügbaren Sozialwoh- 
nungen führt dazu, daß viele Berechtigte 
keine verbilligte Wohnung erhalten kön- 
nen. Die Einkommensgrenze für den An- 
spruch auf eine Sozialwohnung war so fest- 
gesetzt, daß bis zu drei Viertel der Ein- 
kommensbezieher mit ihrem Einkommen 
unter dieser Grenze lagen. Der Anteil der 
Sozialwohnungen am Wohnungsbestand 
beträgt aber nur 25 bis 30 ®/o, beim Neuzu- 
gang von Wohnungen war er zeitweise 
sogar noch niedriger. Die Vermieter von 
Sozialwohnungen können also unter den 
nicht homogenen Bewerbern diejenigen 
auswählen, die ihnen am besten geeignet 
erscheinen. Sie sehen in Familien mit meh- 
reren Kindern oder mit niedrigen Einkom- 
men unangenehme Mieter oder fürchten 
ein Mietrisiko. Damit werden gerade die- 
jenigen Bevölkerungskreise nicht ausrei- 
chend berücksichtigt, die auf eine billige 
Wohnung am dringendsten angewiesen 
sind. An diesem Zustand hat auch wenig 
geändert, daß. der Staat sich bemüht hat, 
spezielle Programme für den Bau von Woh- 
nungen für kinderreiche Familien durchzu- 
führen. 

— Die Mieten in Sozialwohnungen sind Ko- 
stenmieten. Da die Baukosten im Zeitablauf 
stark gestiegen sind, sind ältere Wohnun- 
gen erheblich billiger als neuere. Die Preis- 


Unbefrie- 
digende 
Entlastung 
dureil das 
Wohngeld 


Familien- 

feindliche 

Objekt- 

förderung 
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differenz kann nur zum kleinen Teil durch 
eine bessere Ausstattung der Wohnungen 
in jüngeren Baujahrgängen erklärt werden. 
Die jungen Familien, die die stärkste Grup- 
pe der Nachfrager auf dem Wohnungs- 
markt darstellen, sind wegen des Festhal- 
tens der Mieter an den billigen Sozialwoh- 
nungen älterer Baujahrgänge in erster Li- 
nie auf teure Neubauwohnungen angewie- 
sen, obwohl ihr Einkommen in der Auf- 
bauphase häufig noch relativ niedrig ist. 
Sie wählen deshalb kleine Wohnungen, 
weil sie größere nicht finanzieren können. 
Im Laufe einiger Jahre hat sidi aufgrund 
der zwischenzeitlich eingetretenen Einkom- 
menserhöhungen die Miete auf. einen im 
Verhältnis zum Einkommen als erträglich 
angesehenen Anteil ermäßigt. Aber wenn 
inzwischen Kinder geboren sind, ist die 
Wohnung zu klein. Die erste Möglichkeit 
für die Familien besteht darin, trotzdem in 
der für die vergrößerte Familie zu kleinen 
Wohnung zu bleiben. Sie scheuen davor 
zurück, noch ein zweites Mal die Ein- 
schränkungen auf sich zu nehmen, die mit 
dem erneuten Bezug einer zum teuersten 
Neubaujahrgang gehörenden größeren 
Wohnung verbunden sind. Die Alternative 
auf billigere Wohnungen auszuweichen, 
die entweder längere Anfahrtswege (Zeit- 
bedarf) zum Arbeitsort erfordern, weil sie 
außerhalb des Stadtgebietes liegen, oder 
aber qualitativ schlechter ausgestattet sind 
(kein Bad, Ofenheizung usw.) wird wegen 
der damit verbundenen Nachteile, auch nur 
von einem Teil der Kinderfamilien ergrif- 
fen. Diese Bedingungen auf dem Woh- 
nungsmarkt stellen einen wichtigen Grund 
für die wohnungsmäßige Unterversorgung 
jüngerer Familien mit Kindern dar. Durch 
die Marktspaltung in frei finanzierte und 
Sozialwohnungen ist die Mobilität auf dem 
Wohnungsmarkt gerade zu Lasten der ein- 
kommensschwächeren Familien entschei- 
dend beeinträchtigt worden. 

Die zweite Möglichkeit der Familien, dem 
Zwang zu entgehen, erneut eine teure 
Neubauwohnung beziehen zu müssen, liegt 
in dem Verzicht auf weitere Kinder. In 
diesem Fall wird nicht die Wohnung der 
Kinderzahl, sondern die Kinderzahl der 
Wohnung angepaßt. Wenn auch das Ge- 
wicht dieses Faktors auf das Geburtenver- 
halten nicht exakt zu bestimmen ist, so 
steht doch fest, daß von der bisher prakti- 
zierten Form des sozialen Wohnungsbaus 
eine starke Tendenz zur Beschränkung der 
Kinderzahl ausgeht. Der starke Geburten- 
rückgang, der die Volkswirtschaft in der 
Zukunft vor schwierige Anpassungspro- 
bleme stellt, ist deshalb ein weiterer wich- 
tiger Grund, die Objektförderung im Woh- 
nungsbau zugunsten eines Ausbaues des 
Wohngeldes möglichst bald aufzugeben. 


6.4 Ausblldungsförderung 


Die dritte wichtige monetäre Sozialleistung für 
Familien ist die Ausbildungsförderung. Sie er- 
folgt auf drei Wegen: 1. für die allgemeine 
Ausbildung durch das Bundesausbildungsge- 
setz (BAföG), 2. für eine berufliche Ausbil- 
dung, Fortbildung und Umschulung durch das 
Arbeitsförderungsgesetz (AFG) und 3. unab- 
hängig von der Form werden in der Einkom- 
mensteuer unter bestimmten Voraussetzungen 
Ermäßigungen für die eigene Ausbildung 
oder die Ausbildung von Kinder gewährt. 


Unzurei- 
chende Ab- 
stimmung 
der Lei- 
stungen 
zur Aus- 
bildungs- 
förderung 


Die Tabelle V (auf Seite 56) zeigt, wie viele 
Auszubildende 1976 die geförderten Bildungs- 
einrichtungen besuchen und welche Einrich- 
tungen nach welchem Gesetz gefördert werden. 

Von den insgesamt vorhandenen 11,8 Millio- 
nen Schülern und Studenten kommen nur 2,1 
Millionen — das entspricht knapp 20 Vo — für 
die Förderung infrage. Dieser geringe Antei! 
ergibt sich daraus, daß in den allgemeinbilden- 
den Schulen, auf die der größte Teil der Aus- 
zubildenden entfällt, die Förderung generell 
erst von der 11. Klasse ab einsetzt. Die auf 
Alter sjahrgänge abgestellte Abgrenzung in 
der Tabelle V entspricht zwar nicht genau der 
tatsächlichen Abgrenzung. Die Größenordnun- 
gen werden aber richtig ausgewiesen. Der 
Hauptfehler bei der altersmäßigen Abgren- 
zung besteht darin, daß die Förderung bisher 
nicht mit der Beendigung der allgemeinen 
Schulpflicht einsetzt, das heißt zu dem Zeit- 
punkt, bei dem es darauf ankommt, für bil- 
dungsbenachteiligte Gruppen, wie sie über- 
wiegend in der Hauptschule zu finden sind, 
einen zusätzlichen Anreiz für den Besuch wei- 
terqualifizierender Bildungseinrichtungen zu 
geben. Zu den in der Tabelle V ausgewiesenen 
Schülern und Studenten kommen noch etwa 

1.3 Millionen Jugendliche, die in einem beruf- 
lichen Ausbildungs Verhältnis stehen (Lehrlin- 
ge), deren Ausbildung grundsätzlich ebenfalls 
gefördert werden kann. 

Insgesamt wurden 1976 von diesen in Aus- 
bildung stehenden Jugendlichen 685 000 ge- 
fördert, das heißt etwa 33 ®/o, der von Alter 
und Art der Berufsausbildung infrage kom- 
menden. Dazu kommen noch etwa 100 000 
Jugendliche, die im Rahmen der Kriegsopfer- 
versorgung und der Sozialhilfe Ausbildungs- 
hilfe erhalten. Die Aufwendungen der öffent- 
lichen Hand zur Ausbildungsförderung für die- 
sen Personenkreis beliefen sich 1976 auf etwa 

3.3 Mrd. DM. Davon entfiel der ganz über- 
wiegende Teil — 2,7 Mrd. DM — auf Leistun- 
gen nach dem Bundesausbildungsförderungs- 
gesetz. In dieser Höhe wurden die Eltern 
dieser Jugendlichen, die ganz überwiegend 
noch von den Eltern zu unterhalten sind, von 
Kosten der Ausbildung und der Lebenshaltung 
entlastet. 

Zusätzlich wird eine berufliche Fortbildung 
und Umschulung durch die Bundesanstalt für 
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Tabelle IV 


Der Mietanteil ohne und mit Wohngeld aus Haushaltsnettoeinkommen nach Einkommenshöhe, Familienstand 

und Anzahl der im Haushalt lebenden Personen 1978 


Monatl. 


1 Person 

2 Personen 

3 Personen 

4 Personen 

Haus- 

halts- 

153,01 DM Miete 

219,81 DM Miete 

278,- 

— DM Miete 

344,80 DM Miete 

netto- 













ein- 

MB- 

SB- 

SB- 

MB- 

SB- 

SB- 

MB- 

SB- 

SB- 

MB- 

SB- 

SB- 

kom- 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

men 

ohne 

Bei- 

2. 

ohne 

Bei- 

2. 

ohne 

Bei- 

2. 

ohne 

Bei- 

2. 


WG 1) 

rat 2) 

WGG '^) 

WG 

rat 

• WGG 

WG 

rat 

WGG 

WG 

rat 

WGG 

DM 











150 

102,0 

0 

17,3 

146,5 

0 

21,9 







250 

61,2 

0 

17,6 

87,9 

0 

15,5 

111,2 

0 

20,4 

137,9 

0 

17,9 

350 

43,7 

4,3 

18,3 

62,8 

0 

17,9 

79,4 

0 

20,0 

98,5 

0 

17,1 

450 

34,0 

11,6 

18,7 

48,8 

0 

19,5 

61,8 

0 

20,0 

76,6 

0 

17,7 

550 

27,8 

16,2 

19,1 

40,0 

0 

19,6 

50,5 

0 

20,0 

62,7 

0 

18,3 

650 

23,5 

19,4 

19,1 

33,8 

1.8 

19,8 

42,8 

0 

20,2 

53,0 

0 

. 18,9 

750 

20,4 

20,4 

18,1 

29,3 

6,5 

20,1 

37,1 

0 

20,4 

46,0 

0 

19,3 

850 

18,0 

18,0 

18,0 

25,9 

10,1 

20,3 

32,7 

0 

20,7 

40,6 

0 

19,7 

950 

16,1 

16,1 

16,1 

23,1 

13,0 

19,5 

29,3 

0,9 

20,7 

36,3 

0 

20,1 

1 050 




20,9 

15,2 

18,8 

26,5 

4,3 

20,7 

32,8 

0 

20,5 

1 150 




19,1 

17,1 

19,1 

24,2 

7,2 

20,7 

30,0 

0 

20,9 

1 250 




17,6 

17,6 

17,6 

22,2 

9,5 

20,7 

27,6 

0,4 

20,9 

1 350 




16,3 

16,3 

16,3 

20,6 

11,6 

20,6 

25,5 

3,1 

21,0 

1 450 







19,2 

13,4 

19,2 

23,8 

5,5 

21,1 

1 550 







17,9 

14,8 

17,9 

22,2 

7,5 

21,1 

1 650 







16,8 

16,2 

16,8 

20,9 

9,3 

20,9 

1 750 







15,9 

15,9 

15,9 

19,7 

10,9 

19,7 

1 850 







15,0 

15,0 

15,0 

18,6 

12,2 

18,6 

1 950 










17,7 

13,6 

17,7 

2 050 










16,8 

14,7 

16,8 

2 150 





i 





16,0 

15,7 

16,0 

2 250 

2 350 

2 450 

2 550 

2 650 

2 750 

2 850 

2 950 

3 050 

3 150 

3 250 

3 350 

3 450 

3 550 

3 650 

3 750 

3 850 

3 950 

4 050 




i 

1 

i 

i 





15,3 

15,3 

15,3 


Anteil der Miete ohne Wohngeld am Haushaltsnettoeinkommen (Mietbelastungsquote). 

“) Anteil der Miete nadi Abzug des Wohngeldes am Haushaltsnettoeinkommen (Selbstbeteiligungsquote) auf der 
Grundlage der auf 1978 fortgesdiriebenen Ansätze des Gutachtens „Familie und Wohnen" von 1975 des Wissen- 
schaftlichen Beirats beim Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit. 

^) Anteil der Miete nadi Abzug des Wohngeldes am Haushaltsnettoeinkommen (Selbstbeteiligungsquote) auf der 
Grundlage der Miete des ab 1. 1. 1978 beschlossenen Wohngeldsatzes. 

Quelle : M, Heilmann, Die Auswirkungen des zum 1. 1. 1978 in Kraft getretenen neuen Wohngeldgesetzes auf die 
Kosten der Wohnungs Versorgung von Familien mit unterschiedlicher Kinderzahl. Expertise im Auftrag der Sachver- 
ständigenkommission für den Dritten Familienbericht der Bundesregierung 1978. 
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5 Personen 

6 Personen 

7 Personen 

8 Personen 

418,07 DM Miete 

482,72 DM Miete 

538,75 DM Miete 

581,85 DM Miete 

MB- 

SB- 

SB- 

MB- 

SB- 

SB- 

MB- 

SB- 

SB- 

MB- 

SB- 

SB- 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

quote 

ohne 

Bei- 

2. 

ohne 

Bei- 

2. 

ohne 

Bei- 

2. 

ohne 

Bei- 

2. 

. WG 

rat 

WGG 

WG 

rat 

WGG 

WG 

rat 

WGG 

WG 

rat 

WGG 

119,4 

0 

20,9 










92,9 

0 

20,7' 

107,3 

0 

16,8 

119,7 

0 

18,2 

129,3 

0 


76,0 

0 

20,7 

87,8 

0 

17,4 

98,0 

0 

18,1 

105,8 

0 

13,8 

64,3 

0 

20,8 

74,3 

0 

18,0 

82,9 

0 

18,3 

89,5 

0 

13,8 

55,7 

0 

20,9 

64,4 

0 

18,5 

71,8 

0 

18,5 

77,6 

0 

14,5 

49,2 

0 

21,1 

56,8 

0 

18,9 

63,4 

0 

18,9 

63,4 

0 

15,0 

44,0 

0 

21,3 

50,8 

0 

19,3 

56,7 

0 

19,0 

61,2 

0 

15,6 

39,8 

0 

21,4 

46,0 

0 

19,8 

51,3 

0 

19,3 

55,4 

0 

16,1 

36,4 

0 

21,7 

42,0 

0 

20,2 

46,8 

0 

19,6 

50,6 

0 

16,6 

33,4 

0 

21,8 

38,6 

0 

20,6 

43,1 

0 

20,0 

46,5 

0 

17,1 

31,0 

0 

22,1 

35,8 

0 

21,0 

39,0 

0 

20,3 

43,1 

0 

17,6 

28,8 

0 

22,1 

33,3 

0 

21,4 

37,2 

0 

20,6 

40,1 

0 

18,1 

27,0 

0,1 

22.1 

31,1 

0 

21,7 

34,8 

0 

21,0 

37,5 

0 

18,6 

25,3 

2,3 

22,0 

29,3 

0 

21,7 

32,7 

0 

21,3 

35,3 

0 

19,0 

23,9 

4,3 

22,0 

27,6 

0 

21,8 

30,8 

0 

21,4 

33,2 

0 

19,5 

22,6 

6,1 

22,0 

26,1 

0 

21,9 

29,1 

0 

21,5 

31,5 

0 

19,9 

21,4 

7,7 

21,5 

24,8 

1,8 

21,9 

27,6 

0 

21,5 

29,8 

0 

20,1 

20,4 1 

9,1 

20,4 

23,5 

3,5 

22,0 

26,3 

0 

21,6 

28,4 

0 

20,2 

19,4 ^ 

10,4 

19,4 

22,5 

5,1 

22,0 

25,1 

0 

21,7 

27,1 

0 

20,4 

18,6 

11,6 

18,6 

21,5 

6,5 

21,5 

23,9 

1,4 

21,7 

25,9 

0 

20,5 

17,8 

12,7 

17,8 

20,5 

7,8 

20,5 

22,9 

2,9 

21,8 

24,8 

0 

20,7 

17,1 

13,7 

17,1 

19,7 

9,0 

19,7 

22,0 

4,3 

22,0 

23,7 

0 

20,8 

16,4 

14,6 

16,4 

18,9 

10,1 

18,9 

21,1 

5,6 

21,1 

22,8 

1,1 

21,0 

15,8 

15,4 

15,8 

18,2 

11,1 

18,2 

20,3 

6,8 

20,3 

22,0 

2,5 

21,1 

15,2 

15,2 

15,2 

17,6 

12,1 

17,6 

19,6 

7,9 

19,6 

21,2 

3,7 

21,2 




16,9 

12,9 

16,9 

18,9 

8,9 

18,9 

20,4 

4,9 

20,4 




16,4 

13,8 

16,4 

18,3 

9,9 

18,3 

19,7 

6,0 

19,7 




15,8 

14,5 

15,8 

17,7 

10,8 

17,7 

19,1 

7,0 

19,1 




15,3 

15,2 

15,3 

17,1 

11,6 

17,1 

18,5 

8,0 

18,5 




14,9 

14,9 

14,9 

16,6 

12,4 

16,6 

17,9 

8.9 

17,9 







16,1 

13,1 

16,1 

17,4 

9,7 

17,4 







15,6 

13,8 

15,6 

16,9 

10,5 

16,9 







15,2 

14,5 

15,2 

16,4 

11,2 

16,4 







14,8 

14,8 

14,8 

15,9 

11,9 

15,9 










15,5 

12,6 

15,5 










15,1 

13,2 

15,1 










14,7 

13,8 

14,7 










14,4 

14,4 

14,4 
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Tabelle V 


Schüler und Studierende nach Schularten *) sowie Anwendungsbereich 
des Bundesausbildungs- und Arbeitsförderungsgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland 1976 

1 000 


Alter von . . . 
bis unter 
. . . Jahren 

Grund-, 
Haupt- und 
Realschulen 
sowie 
Schulen f. 
Behinderte 

Gymnasien 

Berufliche 

Schulen 

6—17 

7 881 

1 705 

171 

17—28 

44 

396 

727 

28 u. älter 




Insgesamt 





Hochschulen 

(einschi. 

Fachhoch- 

schulen) 

Insgesamt 


9 757 

729 

1 896 


168 


11 821 


*) Ohne Auszubildende, die gleichzeitig Schüler der Berufsschulen in Teilzeitform sind und ohne Besu- 
cher von Abendschulen. 


BAföG 


BAföG oder AFG 


Arbeit gefördert, für die 1976 weitere 1,9 
Mrd. DM verausgabt wurden, obwohl diese 
Förderung nur etwa 125 000 Personen umfaß- 
te. Es handelt sich hierbei um Personen, die in 
der Regel schon mehrere Jahre erwerbstätig 
waren und eine eigene Familie gegründet ha- 
ben. Im Gegensatz zu den Leistungen nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz be- 
mißt sich die zur Bestreitung des Lebensunter- 
halts gewährte Hilfe nach dem vorausgegan- 
genen Arbeitsentgelt des Geförderten. Wäh- 
rend der Höchstbetrag des Stipendiums nach 
dem Bundesausbildungsförderungsgesetz ab 
1977 580 DM monatlich beträgt, erreicht das 
durchschnittliche Unterhaltsgeld 1976 1 228,50 
DM oder, falls es sich an der Arbeitslosenhilfe 
orientiert, 890,70 DM. Allein für dieses Unter- 
haltsgeld wurden 1,4 Mrd. DM des Gesamt- 
betrags von 1,9 Mrd, DM ausgegeben. 

Hinter dieser unterschiedlichen Bemessung des 
Förderungsbetrags steht die grundsätzliche 
Frage, wie lange die Eltern für den Unterhalt 
des Auszubildenden verantwortlich sein sol- 
len und wie lange dementsprechend die Be- 
messung der Ausbildungshilfe von der finan- 
ziellen Leistungsfähigkeit der Eltern abhän- 
gen soll. Die Grundregel des Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetzes lautet, daß die För- 
derung familienbezogen zu gewähren ist, also 
vom Einkommen und Vermögen der Eltern 
abhängt. Das elterliche Einkommen und Ver- 
mögen werden nur dann nicht berücksichtigt, 
wenn der Auszubildende bereits fünf Jahre 
erwerbstätig war. Sofern er das 27. Lebens- 
jahr erreicht hat, genügt eine dreijährige Er- 
werbstätigkeit; bei Erreichen des 35. Lebens- 
jahres scheiden das elterliche Einkommen und 
Vermögen generell bei der Zuerkennung von 
Ausbildungshilfe aus. Soweit es sich um Maß- 
nahmen zur Förderung der Berufsausbildung 
handelt, gilt im Rahmen des Arbeitsförde- 


rungsgesetzes das gleiche Prinzip; allerdings 
stimmen weder die absolute Höhe noch die 
Differenzierung der anrechenbaren elterlichen 
Einkommen überein, noch ist es von Belang, 
ob und wie lange eine eigene Erwerbstätigkeit 
bestanden hat. 

Grundsätzlich sollte das Prinzip gelten, daß 
die Ausbildungshilfen solange familienbezo- 
gen gewährt werden, wie der Auszubildende 
in einer engen Lebens- und Wirtschaftsge- 
meinschaft mit seiner Elternfamilie lebt, das 
heißt es sollte geprüft werden, ob und in 
welcher Höhe die Eltern in der Lage sind, die 
Ausbildung zu finanzieren. Die Verantwor- 
tung der Familie für die nachwachsende Ge- 
neration sollte im Rahmen ihrer Leistungs- 
fähigkeit erhalten bleiben, so daß Hilfen der 
öffentlichen Hand nur subsidiär gewährt wer- 
den. Für diese Grundentscheidung zugunsten 
der familialen Verantwortung spricht die Tat- 
sache, daß die Familie einerseits die engste, 
andererseits aber auch die umfassendste Le- 
bensgemeinschaft darstellt, deren Aufgaben 
zugunsten des Kollektivs nur insoweit zu be- 
schränken sind, wie wegen des Vorhanden- 
seins von Leistungsdefiziten Nachteile für die 
nachwachsende Generation und für die Gesell- 
schaft erwachsen. 

Der Wunsch der jungen Generation nach mehr 
Unabhängigkeit kollidiert in diesem Fall nicht 
nur damit, daß eine Abhängigkeit vom Kol- 
lektiv mit seinen unvermeidbaren bürokrati- 
schen Verfahren ebenso nachteilig sein kann 
wie die zugemutete Einordnung in den Fa- 
milienverband, sondern würde auch eine Ver- 
schwendung öffentlicher Mittel in all jenen 
Fällen bedeuten, in denen Ausbildungshilfen 
gewährt werden, obwohl die Eltern in der La- 
ge wären, die Ausbildung selbst zu finanzie- 
ren. Auf der anderen Seite darf nicht über- 


Soziale 
Sicherung 
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wortung 


56 







Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode PrUCksachG 8/3120 


Die Bela- 
stung der 
Familie 
durch 
arbeitslose 
Jugend- 
liche 


sehen werden, daß bei einer zu starken Ab- 
hängigkeit von den Eltern die Bildungschan- 
cen für Kinder beeinträchtigt werden können, 
wenn die Eltern den Wert einer besseren 
Bildung für ihre Kinder nicht hoch einsdiätzen. 
In beiden Fällen entstehen also Abhängigkei- 
ten. Dabei ist allerdings, wie die Erfahrungen 
in nichtdemokratischen Ländern zeigen, die 
Gefahr ideologischer Diskriminierungen bei 
einer Abhängigkeit vom Staat größer als bei 
einer solchen von der Familie. 

Schließlich ist für den Umfang der Förderung 
noch wichtig, daß es den Auszubildenden 
durchaus zugemutet werden kann, sich in be- 
schränktem Umfang an der Finanzierung ihrer 
Ausbildung zu beteiligen. Eine solche Betei- 
ligung der Auszubildenden muß natürlich auf 
die Anforderungen in Schule und Studium 
Rücksicht nehmen. In den Examenssetnestern 
sollten die Unterhaltskosten voll abgedeckt 
werden. Auch die von der Arbeitsmarktlage 
abhängigen Verdienstmöglichkeiten dürfen 
nicht vernachlässigt werden. Trotz derartiger 
Begrenzungen der Eigenleistungen ist das 
Prinzip aufrechtzuerhalten, denn nichts ist für 
eine freiheitliche Gesellschaftsordnung nach- 
teiliger als bei der jungen Generation den 
Eindruck zu erwecken, man könne eigene An- 
strengungen durch Forderungen an das Kol- 
lektiv ersetzen. Die Forderung nach einem 
„Studentengehalt“ zeigt, daß eine derartige 
Einstellung bereits vorhanden war. Dabei geht 
die Ursache für eine derartige Einstellung in 
erster Linie auf die Politiker zurück, die ein 
solches Anspruchsdenken dadurch hervorge- 
rufen haben, daß sie in der Bevölkerung die 
Vorstellung verbreitet haben, der Staat habe 
für alle Lebensrisiken einzustehen und stets 
ein angemessenes Versorgungsniveau zu ga- 
rantieren. Es ist deshalb eher zu vertreten, 
bei der Anrechnung von eigenen Einkünften 
des Auszubildenden großzügig zu verfahren, 
als auf eine angemessene eigene Beteiligung 
von Eltern und Auszubildenden zu verzichten. 

Andererseits ist die soziale Sicherung schul- 
entlassener Arbeitsloser unbefriedigend. Die 
Problematik hat sich verschärft, seitdem das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung in einer Verwaltungsanordnung die 
Wehr- und Ersatzdienstzeit bei vorher nicht 
Versicherten nicht mehr einer beitragsfreien 
Erwerbstätigkeit gleichstellt und damit solche 
arbeitslosen Berufsanfänger ganz überwiegend 
vom Arbeitslosengeld ausgeschlossen sind und 
die Eltern, wenn nur ein Anspruch auf Ar- 
beitslosenhilfe besteht, den Unterhalt sichern 
müssen. Die Eltern erhalten lediglich das ge- 
setzliche Kindergeld; das heißt im Verhältnis 
zu den öffentlichen Leistungen bei anderen 
sozialen Tatbeständen ist ihre Entlastung re- 
lativ klein. Im übrigen ist der Rückgriff auf 
die elterliche Unterhaltspflicht jm Verhältnis 
zu den im Arbeitsförderungsgesetz den Ju- 
gendlichen unmittelbar eingeräumten Ansprü- 
chen weiter ausgedehnt, so daß der Jugend- 


liche zwar einen Anspruch auf berufliche Fort- 
bildung oder Umschulung besitzt, anschließend 
im Falle einer Arbeitslosigkeit aber wieder 
von den Eltern unterhalten werden muß. 

Die Kommission ist sich im klaren, daß es 
leichter ist, allgemeine Grundsätze zur Aus- 
bildungsförderung aufzustellen, als diese an- 
gesichts der differenzierten sozialen Verhält- 
nisse in widerspruchsfreie Einzelregelungen 
umzusetzen. Trotzdem wäre schon viel gewon- 
nen, wenn derartige allgemeine und politisch 
zu entscheidende Prinzipien als Grundlage für 
das zersplitterte System von Sozialleistungen 
erkennbar wären. 

Im Bereich der Ausbildungsförderung müßte 
geklärt werden, wie lange der Erziehungsauf- 
trag der Familie gegenüber der nachwachsen- 
den Generation aufrechterhalten und in wel- 
cher Form die bei seiner Erfüllung erbrachte 
Leistung anerkannt wird. Weiter muß geklärt 
werden, ab wann der junge Erwachsene als 
selbständiger Partner für die Hilfen der öf- 
fentlichen Hand anzusehen ist. Unabhängig 
von der sich daraus ergebenden Zweigleisig- 
keit der Maßnahmen müßten diese besser als 
bisher aufeinander abgestimmt werden. Auf 
willkürliche Unterschiede in der Höhe der 
Leistungen und unterschiedliche Anrechnungs- 
bestimmungen von Einkünften wurde bereits 
hingewiesen. Bei der Abstimmung sollte aber 
auch das allgemeine Kindergeld miteinbezo- 
gen werden, denn es dient ebenso wie ein 
großer Teil der Ausbildungshilfen der Bestrei- 
tung des Lebensunterhalts der Kinder. Dabei 
wäre zum Beispiel zu klären, warum Einkom- 
mensgrenzen bei der Ausbildungsförderung, 
aber nicht beim Kindergeld bestehen. Geht 
man davon aus, daß die Ausgaben für Kin- 
der mit wachsendem Einkommen der Eltern 
zunehmen, kann man auch bei mit wachsen- 
dem Einkommen zunehmender Eigenbelastung 
gleichbleibende Entlastungsbeträge vertreten. 
Im übrigen wären unter Umständen auch 
rechtliche Bedenken gegen ein Auslaufen des 
Kindergeldes zu erheben, weil das Kindergeld 
den Wegfall der Kinderfreibeträge in der Ein- 
kommensteuer kompensiert und deshalb in 
dem Ausschluß eines Teils der Einkommens- 
bezieher vom Kindergeld ein Verstoß gegen 
den Grundsatz der Besteuerung nach der Lei- 
stungsfähigkeit gesehen werden könnte. Bei 
den Ausbildungskosten dagegen, die weitge- 
hend einkommensunabhängig sind, sind de- 
gressive-öffentliche Hilfen und damit auch 
Einkommensgrenzen grundsätzlich zu rechtfer- 
tigen. 

Die neben der Ausbildungshilfe gewährten 
steuerlichen Vergünstigungen müßten eben- 
falls mit ihr abgestimmt werden. Im Gegen- 
satz zu den Ausbildungshilfen nehmen sie 
mit steigendem Einkommen der Eltern zu, weil 
sie in Form von Freibeträgen gewährt wer- 
den, die von der Steuerbemessungsgrundlage 
abgezogen werden. 


Grundsätze 
für öffent- 
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6.5 Die soziale Sicherung der Frau 

Verheiratete Frauen besitzen dann einen eige- 
nen Anspruch auf Alterssicherung aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen, wenn sie 
während ihrer aktiven Lebensphase eine ver- 
sicherungspflichtige Beschäftigung ausgeübt 
haben. Stirbt ihr Mann, erhalten sie außerdem 
eine aus dem Rentenanspruch ihres verstorbe- 
nen Mannes abgeleitete Leistung, die Witwen- 
rente. Daraus folgt, daß sie im Alter eine 
oder zwei Rentenleistungen aus den gesetz- 
lichen Rentenversicherungen erhalten; es sei 
denn, sie gehen ganz leer aus, weil weder sie 
noch ihr Mann einen Rentenanspruch besitzen 
bzw. besessen haben. 

Bei derart unterschiedlidien Ansprüchen ergibt 
sich zwangsläufig, daß die Höhe der Renten- 
leistungen ebenfalls unterschiedlich sein muß. 
Es gibt Fälle, in denen die Kumulation von 
Rentenleistungen zu einer Ubersicherung 
führt; die eigene und die Witwenrente können 
aber auch zur Existenzsicherung gerade aus- 
reichen. Dagegen besteht in den Fällen, in 
denen nur eine Rente bezogen wird, über- 
wiegend eine unzureichende Sicherung, und 
zwar unabhängig davon, ob diese aus einer 
eigenen Versichertenrente — die Frau hat in 
der Regel infolge der während der Ehe und 
nach der Geburt von Kindern unterbrochenen 
Erwerbstätigkeit nur Anspruch auf eine nied- 
rige Rente erworben — oder aus einer Wit- 
wenrente besteht (diese beträgt nur 60 Vo der 
Mannesrente). Bei Geschiedenen ist die Lage 
noch ungünstiger, da die nach dem Versor- 
gungsausgleich zu gewährende Rente maxi- 
mal 50 % der Mannesrente beträgt. 

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Situa- 
tion nach seinem Urteil vom Juni 1978 im 
Gegensatz zu dem nur bedingten Anspruch 
verwitweter Männer auf eine Witwerrente 
nicht für verfassungswidrig gehalten. Der Ge- 
setzgeber ist also bei einer eventuellen Ent- 
scheidung für eine eigenständige soziale Siche- 
rung der Frau nicht durch einen Richterspruch 
eingeengt. Dennoch besteht angesichts der 
Schwierigkeiten, die eine grundsätzliche Neu- 
ordnung der sozialen Sicherung der Frau und 
deren hohe Kosten mit sich bringen, die Ge- 
fahr, daß man sich auf eine Teillösung be- 
schränkt, die für nichterwerbstätige Mütter 
mit Kindern unbefriedigend bleibt. Die Grund- 
entscheidung sollte dahin gehen, daß nicht die 
Witwenschaft sondern die Erziehung und Ver- 
sorgung von Kindern der schutzbedürftige Tat- 
bestand ist. 


Soziale 
Sidierung 
der Frau 


7 Exkurs: Ausländische Familien in der 
Bundesrepublik Deutschland 

(Dieses Kapitel wurde nicht in den zusam- 
menfassenden Bericht aufgenommen) 


8 Schlußfolgerungen 

8.1 Vorentscheidungen zur Bestimmung von 
Problemlagen der Familie 

Die Kommission hat entsprechend ihrem Be- 
richtsauftrag eine primär auf statistisdien 
Unterlagen beruhende Analyse der Lebens- 
situation von Familien in der Bundesrepublik 
Deutschland vorzulegen. Dieser Auftrag 
zwang dazu, einerseits ein umfangreiches Da- 
tenmaterial auf familienpolitisch bedeutsame 
Aussagen hin zu untersuchen, andererseits 
müssen Daten aber auch in einen Interpre- 
tationszusammenhang gestellt werden, der 
nicht frei sein kann von Wertprämissen. Die 
Kommission ist von folgenden fünf Wertvor- 
stellungen ausgegangen, die darzustellen und 
zu begründen sind: 

— • Erstens; Die Entscheidung eines Paares, 
Kinder zu haben, ist ein Grundrecht und 
ein Grundwert menschlicher Existenz. Fa- 
milienpolitik trägt dafür die Verantwor- 
tung, daß Familien Lebenslagen haben, die 
es ihnen in angemessener Weise ermög- 
lichen, ihre Kinderwünsche zu realisieren. 

Die Kommission geht folglich davon aus, daß 
die Tatsache des seit 1964 festgestellten Ge- 
burtenrückgangs und vor allem die Verringe- 
rung der ehelichen Fruchtbarkeit ein Anlaß ist 
anzunehmen, daß Familien, Ehepartner und 
vor allem Frauen ihre Lebenslage nicht so 
günstig einschätzen, daß es ihnen erstrebens- 
wert erscheint, ein Kind zu haben und/oder 
weitere Kinderwünsche zu verwirklichen. Die 
Familienplanung — in allen sozialen Gruppen 
inzwischen weitgehend praktiziert — zeigt, 
daß die Kinderzahl drastisch absinkt, wenn 
die Ehepartner die Kinderzahl nadi ihren 
Wünschen realisieren können. Mögen die Grün- 
de für diese Entwicklung noch so vielgestaltig 
sein, eines besagen sie alle, daß nämlidi 
„Kinder zu haben" für weniger erstrebens- 
wert angesehen wird als die Realisierung an- 
derer Lebensalternativen. Nach Auffassung 
der Kommission stellt sich somit für die Fa- 
milienpolitik die Aufgabe, gerade audi in 
unserer leistungs- und konsumorientierten 
Wohlstandsgesellschaft dafür Sorge zu tra- 
gen, daß die Alternative, Kinder zu haben, 
wieder attraktiver wird. 

— Zweitens: Eltern haben das Recht und die 
Pflicht, bei der Entscheidung über den Bil- 
dungsweg ihrer Kinder mitzuwirken und 
mitzubestimmen. Familienpolitik hat sich 
als Anwalt der Stärkung der Mitwirkungs- 
und Mitbestimmungskompetenz der Fa- 
milie bei der Wahrnehmung der Plazie- 
rungsfunktion zu verstehen. 

Eltern und Gesellschaft teilen sich die Auf- 
gabe, die nachwachsende Generation heranzu- 
ziehen. Nach dem Grundgesetz haben die El- 
tern dabei einen Vorrang, denn Artikel 6.2 des 
Grundgesetzes stellt fest: Pflege und Erzie- 
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hung der Kinder sind das natürliche Recht der 
Eltern, Dem entspricht die ansdiließende Fest- 
stellung, daß die staatliche Gemeinschaft diese 
Aufgabe der Eltern zu überwachen habe und 
im Extremfall auch das Recht haben kann, im 
Interesse des Kindes den erziehungsberech- 
tigten Eltern das Sorgerecht zu entziehen. 

In dem Maße, in dem jedoch die Gesellschaft 
Bildungs- und Ausbildungsfunktionen — vor 
allem durch die allgemeine Schulpflicht, aber 
auch durch Zulassungsbestimmungen und -be- 
schränkungen zu bestimmten Bildungsgängen, 
durch Ausbildungsförderungsmaßnahmen u. a. 
— übernimmt, verliert die Familie Entschei- 
dungskompetenzen' für die Zuweisung sozia- 
ler Positionen an die heranwachsende Gene- 
ration. Diese Entwicklung ist aus Gründen 
der Chancengleichheit erwünscht, doch er- 
scheint es der Kommission von großer Be- 
deutung, daß nicht die gesellschaftlichen In- 
stitutionen ohne Mitwirkung oder gar gegen 
den Willen der Eltern ihre Auslese- und Zu- 
weisungsfunktionen für die Kinder ausüben. 
Sie ist der Auffassung, daß es nicht nur eine 
bildungspolitische, sondern auch eine familien- 
politische. Aufgabe ist, dafür Sorge zu tragen, 
daß die Eltern das verwirrende System der 
Bildungswege und -möglichkeiten durch- 
schauen, daß die Bildungschancen und -Bar- 
rieren realitätsgerecht einzuschätzen vermö- 
gen und daß sie angeregt und befähigt wer- 
den, am Bildungsgang ihrer Kinder kompe- 
tent mitzuwirken. 

Die Tatsache, daß Bildungs- und Familienpo- 
litik auf Bundes-, Landes- und Gemeindeebene 
traditionsgemäß unterschiedlichen und kaum 
auf eine Zusammenarbeit ausgeriditeten Res- 
sorts zugeordnet sind, bringt es mit sich, daß 
Schulpolitik weitgehend ohne Beachtung fami- 
lienpolitisdier Erfordernisse gemacht wird. 
Umgekehrt fühlt sich aber auch der Familien- 
politiker kaum durch die Schulpolitik ange- 
sprochen, selbst da nicht, wo die Familien 
durch politische Entscheidungen im Bildungs- 
bereich erheblich betroffen werden. 

Die Interessen der Eltern können sich somit 
im politischen Raum nur bei extremem Unbe- 
hagen als spontaner Widerstand (Elterninitia- 
tiven) gegen bestimmte bildungspolitische 
Maßnahmen artikulieren. Die Kommission ist 
deshalb der Auffassung, daß Mitbestimmung 
der Eltern im Rahmen der Schule erweitert 
und die dazu erforderliche Mitwirkungskom- 
petenz für die Einflußnahme auf die Bildungs- 
und Ausbildungswege ihrer Kinder gestärkt 
werden müsse und daß auch hier ein Verant- 
wortungsbereich der Familienpolitik liegt, der 
nicht wegen formaler Zuständigkeitsfragen un- 
beachtet bleiben kann, gilt es doch, im Inter- 
esse der Kinder und der Gesellschaft die Lei- 
stungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der 
Familie bei ihrer Plazierungsaufgabe zu för- 
dern. 


— Drittens: Die Frau hat das Recht sowohl 
auf eine gleichberechtigte Integration in 
Beruf und öffentlichem Leben als auch auf 
die Erfüllung der Aufgaben einer Fami- 
lienhausfrau bei der Versorgung von Haus- 
halt und Kindern. Die Familienpolitik hat 
sich im Interesse der Familie als Anwalt 
der Anliegen der Frauen zu verstehen, so 
daß diese, ohne 'diskriminiert und/oder 
überfordert zu sein, die von ihnen gewähl- 
ten Schwerpunkte der Aufgaben in Fami- 
lie, Beruf und öffentlichem Leben erfüllen 
können. 

Von Staat und Gesellschaft werden zwar gro- 
ße Anstrengungen unternommen, den Bil- 
dungsrückstand der Mädchen und Frauen aus- 
zugleichen und für eine berufliche Integration 
der Frauen zu sorgen. Abgesehen davon, daß 
diese Bemühungen noch nicht zu einer aus- 
geglichenen Positions- und Einkommenspyra- 
mide zwischen Männern und Frauen führten, 
blieb beinahe völlig außer acht, daß für die 
Versorgung der Kinder in den Familien jähr- 
lich rund 20 Mrd. Arbeitsstunden benötigt 
werden, welche von dafür qualifizierten Kräf- 
ten der Familie geleistet werden müssen, soll 
die Familie als Regenerations- und Sozialisa- 
tionsinstanz funktionsfähig bleiben. 

Die Folge dieser Entwicklung ist, daß weder 
die Frauen und Mütter, die sich um beruf- 
liche Integration bemühen, noch jene, die sich 
bereitfinden, als Familienhausfrauen zu wir- 
ken, eine wirklich gleichberechtigte und sie 
voll befriedigende Lebenssituation haben. Je- 
ne Frauen > aber, die als Mütter erwerbstätig 
sein müssen und/oder dieses auch gerne 
möchten, sind durch die Doppelbelastung in 
Familie und Beruf außergewöhnlich starken 
Beanspruchungen ausgesetzt. 

Das Ziel, die Frauen als Erwerbstätige mit 
und ohne Kinder oder als Familienhausfrauen 
so zu stellen, daß ihre Rechte und ihre Chan- 
cen nicht durch die Mutterschaft beeinträchtigt 
werden, scheint der Kommission eine der ge- 
sellschaftspolitisch vordringlichsten Aufgaben 
zu sein, die von der Familienpolitik initiiert 
und vorangetrieben werden müßte. 

Hier bedarf es grundlegender Veränderungen 
im Bildungs-, Beschäftigungs- und im sozialen 
Sicherungssystem zugunsten derjenigen, die 
bereit sind, Kinder zu haben und heranzu- 
ziehen. Es bedarf aber auch einer weit größe- 
ren Verantwortungsbereitschaft der Männer, 
ihre Rolle als Väter wahrzunehmen und sich 
in der Familie, aber auch im Erwerbsbereich 
und im öffentlichen Leben für die Belange der 
Familie zu engagieren. 

— Viertens: Die Familie hat einen Anspruch 
auf die Sicherung eines angemessenen Le- 
bensniveaus zur Erfüllung ihrer Regene- 
rations- und Sozialisationsfunktion für die 
Individuen und die Gesellschaft. Familien- 
politik hat sich um eine bedarfsorientierte 
Sicherung des Lebensniveaus der Familien 
zu bemühen. 


Freie Ent- 
scheidung 
der Frau 
für eine 
Erwerbs- 
oder Haus 
frauen- 
tätigkeit 


Ausgleich 
von Fami- 
lienlasten 
durch die 
öffentliche 
Hand 
notwendig 


59 



Drucksache 8/3120 Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Audi 
Familien- 
politik 
sollte 
Rahmen- 
bedingun- 
gen schaf- 
fen für die 
Bevölke- 
rungsent- 
wicklung 


Das Prinzip des Leistungslohns bringt es mit 
sich, daß die pro Kopf verfügbaren Einkom- 
men bei gleichen Berufspositionen der Ein- 
kommensbezieher mit jedem Kind deutlich ge- 
ringer werden. Das gilt auch unter Berück- 
sichtigung der zum Ausgleich der Familien- 
lasten gewährten Transferzahlungen des Staa- 
tes. Zusätzlich bedeutet der Verzicht auf Er- 
werbstätigkeit durch die Frau zugunsten der 
Kinderversorgung einen empfindlichen Ein- 
kommensverlust, der kaum durch die Arbeits- 
leistung der Frau im Haushalt ausgeglichen 
werden kann. 

Dieses Faktum scheint so lange nicht besorg- 
niserregend zu sein, solange Familien mit Kin- 
dern nicht in „Bedrängniszonen" oder gar Ar- 
mut absinken. Aber wenn immer mehr Fa- 
milien keine oder nur wenige Kinder haben, 
wird das kinderlose Paar, in dem beide Partner 
erwerbstätig sind, die gesellschaftlichen Kon- 
sumnormen mehr und mehr bestimmen. Die 
Familien mit Kindern werden ihr vergleichs- 
weise bescheideneres Konsumniveau an die- 
sem messen und ihre Benachteiligung verspü- 
ren. Die finanziellen Belastungen werden dar- 
über hinaus verstärkt durch Nachteile auf 
dem Wohnungsmarkt, bei der Freizeitgestal- 
tung, der Verkehrsgestaltung und der unge- 
lösten eigenständigen sozialen Sicherung der 
Familienhausfrau bzw. durch die Probleme 
ihrer Integration in Beruf und Gesellschaft 
nach der Erfüllung ihrer Aufgabe in der Fa- 
milie und durch die erheblichen Kosten der 
verlängerten Ausbildungszeiten der Kinder. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß eine 
Gesellschaft, die den materiellen Wohlstand 
hoch einschätzt, nicht davor die Augen ver- 
schließen kann, daß die Familien, die Kinder 
haben, erhebliche Verzichte leisten müssen. 
Auf diese aufmerksam zu machen und auf an- 
gemessenen materiellen Ausgleich zu drän- 
gen, sieht sie als eine familienpolitische Pflicht 
an. Einschränkend muß jedoch auch an dieser 
Stelle darauf aufmerksam gemacht werden, 
daß die hohe Einschätzung des materiellen 
Wohlstandes in der Gesellschaftspolitik einer 
angemessenen Korrektur bedarf, so daß weni- 
ger die Höhe des Konsumniveaus als die Qua- 
lität der Lebensführung als erstrebenswertes 
Ziel angesehen wird. 

— Fünftens: Die Gesellschaft sollte ein allge- 
meines Interesse an der Erhaltung der Zahl 
ihrer Bürger haben. Sie hat sich deshalb zu 
bevölkerungspolitischen Zielvorstellungen 
zu bekennen, welche die Familien ermuti- 
gen, ihre Kinderwünsche zu realisieren. 
Hier besteht eine enge Verbindung zu der 
ersten Wertprämisse, nach der die Mög- 
lichkeit, Kinderwünsche zu verwirklichen, 
zu den individuellen Grundrechten und 
Grundwerten gehört. 

Der Diskussion um den Zusammenhang zwi- 
schen Familien- und Bevölkerungspolitik wird 
zumeist mit dem Argument ausgewichen, der 


Staat solle es den Familien überlassen, ihre 
Kinderzahl zu bestimmen. Auch dann, wenn 
sich ein Gemeinwesen zu bevölkerungspoliti- 
schen Zielvorstellungen bekennt, bleibt die 
Entscheidung für oder gegen Kinder eine per- 
sönliche Entscheidung des einzelnen Paares. 
Bevölkerungspolitik kann' jedoch Rahmenbe- 
dingungen schaffen und gesellschaftliche Ziel- 
funktionen formulieren und zur Diskussion 
stellen und damit gesellschaftlich gewünschtes 
Verhalten unterstützen. 

Die Kommission hält eine Erhaltung der Zahl 
der Bürger deshalb für erstrebenswert, weil 
damit am ehesten Lebensverhältnisse geschaf- 
fen werden können, die langfristig auch eine 
Entwicklung von mehr Lebensqualität für alle 
Menschen unserer Gesellschaft versprechen. 
Führt nämlich ein starker Geburtenrückgang 
auf Dauer zu einer erheblichen Abnahme der 
Bevölkerungszahl, treten negative soziale und 
wirtschaftliche Wirkungen ein: Die Sicherung 
der älteren Generation wird erschwert, Vor- 
aussetzungen für ein Wirtschaftswachstum 
werden beeinträchtigt, der Zwang, gesellschaft- 
liche und staatliche Einrichtungen an eine sich 
ständig vermindernde Bevölkerungszahl anzu- 
passen, führt zu Spannungen und wirtschaft- 
lichen Nachteilen, die auch das Leben der Fa- 
milie beeinträchtigen würden. Familienpolitik 
sollte zwar stets primär um ihres Eigenzieles 
willen betrieben werden; das schließt aber in 
einem umfassenderen gesellschaftspolitischen 
Ansatz nicht aus, die Familienpolitik auch auf 
bevölkerungspolitische Zielvorstellungen mit 
zu verpflichten und demgemäß zu erwartende 
bevölkerungsmäßige Nebenwirkungen bei den 
Bemühungen um eine ausgeglichenere demo- 
graphische Situation bewußt mit einzukalku- 
lieren. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß die 
Familienpolitik, die sich laut Grundgesetz und 
nach ihrem eigenen Selbstverständnis das Ziel 
gesetzt hat, „die Familie im Rahmen der recht- 
lichen und wirtschaftlichen Möglichkeiten 
durch materielle und sonstige Hilfen in der 
Erfüllung ihrer Aufgaben im Innenverhältnis 
und im Verhältnis zur Gesellschaft zu stützen 
und zu fördern, ohne sie zu bevormunden", 
auch darauf hinwirken sollte, daß die bei der 
gegebenen Arbeitsteiligkeit zwischen Familie 
und Gesellschaft bei der Heranbildung der 
nachwachsenden Generation auf die Familie 
entfallenden Aufgaben nicht eingeschränkt 
werden. Es muß einerseits gesichert sein, daß 
der Familie keine Belastungen zugemutet wer- 
den, die sie nicht tragen kann, öffentliche Hil- 
fen, die diesem Ziel dienen, dürfen anderer- 
seits aber auch nicht zu einer Entmündigung 
der Familie bei der Wahrnehmung ihrer ge- 
sellschaftlichen Funktionen führen. In beiden 
Fällen würde die Familie in ihrer Stabilität 
und Konsistenz, aber auch in ihrer grundle- 
genden Bedeutung für das Individuum und die 
Gesellschaft gefährdet. Die Familienpolitik 
hat der Familie nicht nur „materielle und son- 
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stige Hilfen zu geben", sie hat sie auch vor 
gefährdenden Belastungen und/oder Entla- 
stungen durch Staat und Gesellschaft zu schüt- 
zen. 

Es ist der Kommission bewußt, daß es sehr 
viel leichter ist, allgemeine Wertprämissen 
für gesellschaftliche Aufgabenstellungen zu 
bezeichnen und Situationen der Benachteili- 
gung im gesellschaftlichen Leben aufzuzeigen, 
die es der Familie nicht oder nur in begrenz- 
tem Rahmen erlauben, nach diesen Wertvor- 
stellungen zu leben, als Maßnahmen zu nen- 
nen, welche wirksam Konfliktsituationen der 
Familien entgegenzuwirken vermögen. Auch 
war es nicht der Auftrag der Kommission, 
sich schwerpunktmäßig den Maßnahmen, ihren 
Alternativen und möglichen Wirkungen zuzu- 
wenden. Dennoch wäre es unbefriedigend, eine 
Analyse der Situation der Familien in der Bun- 
desrepublik Deutschland vorzulegen, ohne da- 
bei Hinweise auf mögliche gesellschaftliche 
Hilfen für Problemsituationen gegeben zu ha- 
ben. 

Der Maß- Die Kommission muß allerdings bekennen, 
nahmen- daß ihr Maßnahmenkatalog unvollständig ist 
katalog und daß zumeist nur die Stoßrichtung der 
Maßnahme und ihre Bedeutung für die Lö- 
sung eines Problems genannt werden kann. 
Einzelne, der Kommission von großer politi- 
scher Bedeutung erscheinende Maßnahmen, 
werden etwas eingehender dargestellt. Zu 
ihnen zählen neben den zu verbessernden fa- 
milienpolitischen Leistungen wie Kindergeld, 
Wohngeld und Ausbildungsförderung das Er- 
ziehungsgeld und die eigenständige soziale 
Sicherung der Frau. Doch bleiben diese Maß- 
nahmen trotz ihrer weit über die Familien- 
politik im engeren Sinn hinausgehenden ge- 
sellschaftlichen Bedeutung eingebunden in die 
diesen Bericht bestimmenden familienpoliti- 
schen Überlegungen. 

Weitere Maßnahmen zur Milderung des Dop- 
pelrollenkonflikts der Mütter, zur Stärkung 
der Sozialisations- und Plazierungskompetenz 
der Eltern, zur verstärkten Anerkennung der 
Leistungen der Familie für den einzelnen und 
die Gesellschaft und zur stärkeren Integration 
der Familienhausfrau in die Gesellschaft wer- 
den zusammengestellt und in ihrer Notwen- 
digkeit erläutert. Schließlich wird zu der Fra- 
ge Stellung genommen, ob es über diese Maß- 
nahmen zur Förderung der Familie hinaus 
noch notwendig sein wird, Maßnahmen zu 
ergreifen, die ein generatives Verhalten be- 
einflussen, welches langfristig die Erhaltung 
der Zahl der Bürger in der Bundesrepublik 
Deutschland sichern könnte. 

8.2 Maßnahmen zur Minderung der 
Konfliktsituation von Müttern 

Konflikt- Jede Familie orientiert sich in ihrem Handeln 
Situation an Wertvorstellungen, wie sie in einer Ge- 
durdi Seilschaft vorgezeichnet sind. Der Wunsch 
Doppel- Kindern, nach beruflicher Eingliederung, 

funktion materieller Sicherheit, nach erstverant- 


wortlicher Kompetenz bei der Erziehung und 
Ausbildung der eigenen Kinder stellen solche 
das Handeln bestimmende Motivationsbündel 
dar. Allerdings treten in den konkreten Le- 
benssituationen Konflikte zwischen diesen 
Motiven auf, die durch die gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen nicht ausgeräumt, jedoch 
gemildert, allerdings aber auch verschärft wer- 
den können. 

Wie an verschiedenen Stellen der Analyse 
dargestellt, ist die Doppelfunktion der Frau 
und Mutter in Beruf, Familie und Haushalt ein 
Konfliktfeld, bei dem sich Belastungen für die 
Familie, aber besonders für die junge Frau 
und Mutter, durch die gesellschaftlichen Rah- 
menbedingungen laufend verschärfen. 

Es erscheint so der Kommission von erstran- 
giger Wichtigkeit zu sein, daß für diese Pro- 
blematik eine grundlegende gesellschaftliche 
Umorientierung in den zu veranlassenden 
Maßnahmen erfolgt. 

Wenn Kinder zu haben ein Grundbedürfnis 
menschlicher Existenz ist, dann müssen die 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen auch 
gerade in einer Wohlstandsgesellschaft so be- 
schaffen sein, daß Kinder zu haben im Ver- 
gleich zu einem Leben ohne Kinder nicht Be- 
lastungen und Verzichte mit sich bringt, wel- 
che den Wunsch nach einem oder weiteren 
Kindern beeinträchtigen, 

Belastungen, die einen Kinderwunsch erstik- Rang- 
ken können, ergeben sich aber in erster Linie Ordnung 
aus den kaum oder nur unter großer Anstren- der Werte 
gung miteinander in Einklang zu bringenden 
Ansprüchen bei einer wachsenden Zahl be- 
ruflich engagierter jüngerer Frauen. Sie möch- 
ten aber ebenfalls Kinder haben und sie er- 
heben für sich selbstverständlich den An- 
spruch, am Wohlstandsleben in unserer Ge- 
sellschaft ihren angemessenen Anteil zu ha- 
ben. 

Es liegt nahe, diesen in dreifacher Hinsicht 
gegebenen Konflikt dadurch lösen zu wollen, 
daß das eine oder andere Motiv gesellschaft- 
lich zu stärken oder zu ächten wäre. So könn- 
te der Versuch gemacht werden, das Wohl- 
standsmotiv und den Wunsch nach beruflicher 
Integration zurückzudrängen und einseitig je- 
nes der Mutterschaft gesellschaftlich aufzuwer- 
ten. um damit die Konfliktsituation der Müt- 
ter zu mildern. 

Dieser Weg der Lösung des Problems ist aber 
weder wünschenswert, noch begehbar. Auch 
der umgekehrte Weg, nämlich das Wohl- 
standsstreben und den Wunsch nach beruf- 
licher Integration der Frau zu stärken und da- 
für die Kinderwünsche gesellschaftlich als Pri- 
vatsache zu deklarieren und sich somit des 
Verantwortung zu entziehen, ist zwar eine ge- 
sellschaftliche Gegebenheit, doch verstärkt 
diese Lösung die Konflikte in den Familien. 
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Es müssen folglich gesellschaftliche Rahmen- 
bedingungen geschaffen werden, 

— welche die Übergänge zwischen Erwerbs- 
tätigkeit und Übernahme von Familienauf- 
gaben erleichtern und solche, 

— welche die Beibehaltung von Erwerbstätig- 
keit beider Eltern neben den Aufgaben der 
Familienführung ermöglichen. 

Zu den Maßnahmen erster Art zählen: 

— die Sicherung des Arbeitsplatzes bei Ge- 
burt eines Kindes über eine längere Perio- 
de 

— das Erziehungsgeld 

— die Anerkennung von Versorgungs- und 
Erziehungsleistungen für Kinder im Rah- 
men einer eigenständigen sozialen Siche- 
rung der Frau 

— ein verstärktes Angebot an berufsqualifi- 
zierenden Fernstudienlehrgängen für Fa- 
milienhausfrauen 

— die Sicherung der Fortsetzung einer Be- 
rufsausbildung bei deren Unterbrechung 
infolge der Übernahme von Familienauf- 
gaben 

— ein verstärktes Angebot an Wiedereinglie- 
derungshilfen in die Berufswelt für die 
ältere Familienhausfrau, 

Zu den Maßnahmen, welche es der erwerbs- 
tätigen Mutter erleichtern, Berufsaufgaben und 
Familienverpflichtungen miteinander zu ver- 
einbaren, gehören; 

— verstärkte Förderung der Teilzeitarbeit, 
vor allem im öffentlichen Dienst und in den 
Dienstleistungsberufen 

— Förderung der gleitenden Arbeitszeit 

— Liberalisierung des Ladenschlußgesetzes 

— verstärkte Anpassung der Öffnungszeiten 
der familienergänzenden Institutionen zur 
Kinderversorgung an die Arbeitszeiten 
(einschließlich Wegezeiten) der erwerbs- 
tätigen Frauen 

— Förderung des Tagesmüttermodells und 
ähnlicher nachbarschaftlicher und sozialer 
Dienste zur Unterstützung der Familien. 

Da die Kommission sich in erster Linie die 
Anliegen der Familie zu eigen macht, ist sie 
der Auffassung, daß eine entscheidende Ent- 
schärfung der Konfliktsituation der Mütter 
erreicht werden könnte, wenn sich der Staat 
entschließt, das „Erziehungsgeld" einzuführen. 

Ein Mitglied der Kommission, Herr Albers, hält 
die ordnungspolitischen Bedenken gegen das Er- 
ziehungsgeld für so gravierend, daß er es nicht 
für vertretbar hält, es einzuführen, wenn es nur 
dazu dienen soll, die Konfliktsituation von er- 
werbstätigen Frauen mit Kindern zu erleichtern. 
Bei erheblich niedrigerem Einkommen und einer 
größeren durchschnittlichen Kinderzahl in den Fa- 
milien haben Mütter in der Vergangenheit auf 


eine Erwerbstätigkeit verzichtet, ohne daß in der 
ganz überwiegenden Zahl der Fälle die Existenz 
der Familien gefährdet worden wäre. Wenn nun- 
mehr trotz eines stark erhöhten Wohlstands die 
Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen mit Kindern 
stark zugenommen hat, kann diese Tendenz nicht 
mit einer Änderung der wirtschaftlichen Lage er- 
klärt werden. Die Erklärung für die mit einem 
Verzicht auf Kinder oder einer Verringerung der 
Kinderzahl in den Ehen verbundene verstärkte 
Erwerbstätigkeit muß vielmehr darin gesehen wer- 
den, daß entweder der Wunsch, Kinder zu haben, 
nicht mehr in dem gleichen Maße wie früher ein 
Grundbedürfnis der menschlichen Existenz ist oder, 
daß weniger nicht gewünschte Kinder geboren wer- 
den. Bei einer solchen Lage müßte die Politik in 
erster Linie darauf abstellen, in der Gesellschaft 
eine Umorientierung der Werte zugunsten von 
Kindern zu erreichen. Materielle Hilfen würden 
nur an Symptomen kurieren und könnten keine 
feste Grundlage für den Bestand einer Gesellschaft 
bilden. 

Das Problem besteht darin, daß sich eine solche 
Umorientierung der Werte nur auf längere Sicht 
erreichen läßt, der prekäre Geburtenrückgang in 
der Bundesrepublik Deutschland — die in den 
letzten Jahren geborenen deutschen Kinder er- 
reichten nur wenig mehr als die Hälfte der zur 
Bestandserhaltung notwendigen Geburten — aber 
schnell wirksame Maßnahmen erfordert. Da das 
Erziehungsgeld mindestens teilweise eine spür- 
bare Änderung des Geburtenverhaltens erwarten 
läßt, könnten seine bevölkerungspolitischen Wir- 
kungen es rechtfertigen, sich über die sonstigen 
gegen es zu erhebenden Bedenken hinwegzusetzen. 

Zwar kann das Äusmaß der mit seiner Hilfe zu 
erreichenden Erhöhung der Geburtenzahlen nicht 
vorhergesagt werden; jedoch ist — auch ange- 
sichts der Erfahrungen in anderen Ländern — mit 
einer solchen Wirkung zu rechnen. Der erhöhte 
Änteil von jungen kinderlosen Ehen und von 
Einkinderfamilien ist mit einer verstärkten Er- 
werbstätigkeit von verheirateten jungen Frauen 
und Müttern einhergegangen. Die Schwierigkeit, 
für mehrere Kinder bei einer Erwerbstätigkeit der 
Mütter eine befriedigende Betreuung zu finden 
und das sich Nicht-Gewachsen-Fühlen der zusätz- 
lichen Belastung durch Beruf, Haushalt und Kinder- 
erziehung dürfte die Kinderzahl beschränkt haben. 
Wird das auch heute noch bei der Erwerbstätigkeit 
verheirateter Frauen in der Mehrzahl der Fälle 
im Vordergrund stehende Ziel einer Verbesserung 
der materiellen Lebensbedingungen durch ein Er- 
ziehungsgeld weniger wichtig, ist eine verringerte 
Erwerbstätigkeit verheirateter junger Frauen und 
Mütter und damit verbunden eine erhöhte Ge- 
burtenzahl zu erwarten. 

Durch das Erziehungsgeld 

— wird die Erziehungsleistung der Familie 
gesellschaftlich anerkannt, 

— wird ein bedingter Ausgleich für den Ver- 
zicht auf das Erwerbseinkommen eines 
Ehepartners — erfahrimgsgemäß der Fa- 
milienhausfrau — gezahlt, 

— wird der aus wirtschaftlichen Erwägungen 
arbeitenden Frau erleichtert, zeitweilig zu- 
gunsten des Kleinkindes auf die Erwerbs- 
tätigkeit zu verzichten. 
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Allerdings muß bedacht werden, daß das Er- 
ziehungsgeld 

— eine erhebliche Umverteilung von Steuer- 
mitteln zugunsten der Familie mit Kindern 
bedeutet, 

— eine Maßnahme ist, die gesellschaftlidi ir- 
reversibel sein dürfte, 

— und schließlich eine Art gesellschaftlicher 
Mindestlohn darstellt für eine Leistung, die 
bisher keines materiellen Lohnes bedurfte. 

Ohne an dieser Stelle in eine umfassende 
Analyse und Kritik der Lebensauffassung un- 
serer Wohlstandsgesellschaft eintreten zu kön- 
nen, möchte die Kommission jedoch zum Aus- 
druck bringen, daß Kinder zu haben anschei- 
nend in Zukunft eines materiellen Lohnaus- 
gleichs bedarf. Das kann als die Folge des die 
gesamte Gesellschaft bestimmenden und auch 
die Politik beherrschenden einseitigen Wohl- 
standsstrebens gesehen werden, bei welchem 
die Familien und besonders die Kinder mit 
ihren Ansprüchen weit ins Hintertreffen ge- 
raten. 

Nicht zuletzt ist auch der stark individualisti- 
sche Züge zeigende Anspruch auf Selbstver- 
wirklichung in unserer Gesellschaft zu nen- 
nen, der, verbunden mit einer übermäßigen 
Karriere- und Konsumorientierung, dazu führt, 
daß die Kinder, deren Ansprüche an Eltern und 
Gesellschaft auch gewachsen sind, zu Belastun- 
gen werden. Die Bereitschaft, Kinder zu ak- 
zeptieren, sie zu lieben und für sie Verpflich- 
tungen und Opfer auf sich zu nehmen, kann 
zwar durch materielle Ausgleichszahlungen 
positiv verstärkt, aber nicht geweckt werden 

— hier liegt auch ein Problem und die Grenze 
des Erziehungsgeldes. 

Aber die „Opferbereitschaft" der Gesellschaft, 
für Kinder und deren Versorgung eine erheb- 
liche Einkommensumverteilung zu akzeptie- 
ren, könnte Ausdruck dafür sein, daß Kinder 
nicht nur eine Privatangelegenheit von Ehe- 
paaren sind, sondern daß sie von unserer Ge- 
sellschaft gewünscht und geliebt werden. 

Die Ausgestaltung der Erziehungsgeldmaßnah- 
me wird von der Kommission in folgender 
Weise grob skizziert: 

— alle nichterwerbstätigen Mütter — oder 
auch Väter — sollen für Kinder möglichst 
für die drei ersten Jahre, aber mindestens 
für das erste Jahr ein Erziehungsgeld er- 
halten, 

— das Erziehungsgeld soll so bemessen wer- 
den, daß es von den Eltern als Äquivalent 
für das bei Aufgabe der Erwerbstätigkeit 
eines Elternteils ausfallende Einkommen 
angesehen wird. Nach Befragungen wäre 
dies etwa bei einem Betrag der Fall, der 
der durchschnittlichen Entlohnung einer 
Frau bei einer Halbtagstätigkeit ent- 
spricht. 


— bei mehreren zu versorgenden kleinen Kin- 
dern soll das Erziehungsgeld jeweils um 
20 bis 25 ®/o angehoben werden. 

Wenn mit Hilfe des Erziehungsgeldes ledig- 
lich erreicht werden sollte, daß Mütter bewo- 
gen werden, die Erwerbstätigkeit aufzugeben, 
brauchte es nur an die Frauen gezahK zu wer- 
den, die bisher trotz des Vorhandenseins klei- 
ner Kinder erwerbstätig waren. Da es aber 
kaum zu vertreten ist, Mütter, die die gleiche 
Zahl von Kindern gleichen Alters aufziehen, 
unterschiedlich zu behandeln, sollte das Er- 
ziehungsgeld an alle nichterwerbstätigen Müt- 
ter kleiner Kinder gezahlt werden. 

Soll der Familie eine kontinuierliche Aufbau- 
phase und somit auch die Geburt und Betreu- 
ung von mehr als einem Kind gesichert wer- 
den, dann muß das Erziehungsgeld mindestens 
bis zur Vollendung des zweiten Lebensjahres 
des Kindes gezahlt werden. Noch besser wäre 
jedoch eine Gewährung dieser Transferzah- 
lung für drei Lebensjahre. Die Verkürzung 
der Zahlungen auf nur ein Jahr erscheint je- 
denfalls wenig sinnvoll. 

Da mit zunehmender Kinderzahl die Betreu- 
ung und Erziehung höhere Anforderungen 
stellt, sollte der Anspruch auf Erziehungsgeld 
mit wachsender Kinderzahl auch zeitlich ge- 
staffelt werden. So könnte zum Beispiel der 
für das jüngste Kind geltende Zweijahreszeit- 
raum für jedes zweite und weitere Kind um 
je ein Jahr verlängert werden. Auch das stellt 
noch ein Minimum dar, wie das Beispiel einer 
Dreikinderfamilie mit einem Geburtenabstand 
von je zwei Jahren zeigt, bei der das Erzie- 
hungsgeld nach diesem Vorschlag wegfiele, 
wenn die Kinder vier, sechs und acht Jahre alt 
sind. 

Die Aufwendungen der öffentlichen Hand, die 
sich aus einem Erziehungsgeld von 400 DM 
bis 500 DM im Monat und einem zweijähri- 
gen Bezug für das jeweils jüngste Kind erge- 
ben, würden sich unter der Annahme, daß alle 
Mütter neugeborener Kinder durch Aufgabe 
der Erwerbstätigkeit die Voraussetzungen für 
seine Inanspruchnahme erfüllen, auf etwa 6 
Mrd. DM jährlich belaufen. Diese Annahme — 
alle Mütter von Kleinkindern geben die Er- 
werbstätigkeit auf — ist unrealistisch, so daß 
der tatsächliche Finanzbedarf niedriger liegt. 
Andererseits erhöht er sich durch die mit zu- 
nehmender Kinderzahl vorgeschlagenen Zu- 
schläge und die vorgesehene verlängerte Be- 
zugszeit. Ob die in entgegengesetzter Rich- 
tung wirkenden Einflüsse auf die Höhe des 
Finanzbedarfs zu einer Erhöhung oder Ver- 
minderung des Ausgangsbetrages von 6 Mrd. 
DM führen, ist angesichts der zugrunde zu le- 
genden Annahme zur Zeit kaum abzuschätzen. 
Fest steht nur, daß er eine Größenordnung er- 
reicht, die bei familienpolitischen Maßnahmen 
bisher nur einmal — nämlich bei der Kinder- 
geldreform von 1975 — erreicht worden ist. 
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Die politischen Widerstände dürften entspre- 
chend groß sein. 

Der Betrag, der für das Erziehungsgeld aufge- 
wendet werden müßte, ist hoch, doch erscheint 
er bescheiden, wenn die jährlichen staatlichen 
Leistungen zur Sparförderung von 28 Mrd. DM 
oder von Subventionen in Milliardenhöhe für 
bestimmte Wirtschaftszeige zum Vergleich 
herangezogen werden. 

Die Wirkung einer solchen Maßnahme ist 
nicht vorher berechenbar, auch ist zu erwar- 
ten, daß die jungen Familien eine gewisse An- 
laufzeit benötigen, bis sie diese staatliche Hil- 
fe in ihr Familienzykluskonzept einzubauen 
vermögen. Untersuchungen über die Einstel- 
lung zum Erziehungsgeld, wie sie 1975 vom 
Ministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit veranlaßt wurden, zeigen jedoch deutlich, 
daß mit Geld allein den erwerbstätigen jungen 
Müttern nicht geholfen werden kann. Das Er- 
ziehungsgeld bedarf, um wirksam sein zu kön- 
nen, flankierender Maßnahmen zur Arbeits- 
platzsicherung und zur Wiedereingliederung 
der Familienhausfrauen. 

Dabei könnte man, wenn die Unterbrechung 
bestimmte Fristen, zum Beispiel drei Jahre, 
nicht übersteigt, an einen Anspruch auf den 
früheren Arbeitsplatz denken, wie dies im 
Mutterschutzgesetz und für Wehrpflichtige der 
Fall ist. Bei längerer Unterbrechung der Er- 
werbstätigkeit wären finanziell geförderte be- 
rufliche Fortbildungs- und eventuell Umschu- 
lungsmaßnahmen mit dem Anspruch auf eine 
bevorzugte Arbeitsvermittlung notwendig. 

Auch kann für die unvollständigen Familien 
und andere Problemgruppen das Erziehungs- 
geld für die Unterhaltssicherung nicht ausrei- 
chen. Hier muß zugleich dafür gesorgt werden, 
daß durch ergänzende Maßnahmen zur Exi- 
stenzsicherung bzw. durch die Unterhaltsver- 
pflichtungen des anderen Elternteils der Le- 
bensunterhalt der Alleinstehenden mit Klein- 
kindern auch ohne Erwerbstätigkeit der Mut- 
ter oder des Vaters gewährleistet wird. 

Das Erziehungsgeld stellt eine Hilfe für die 
Versorgung und Erziehung des Kleinkindes 
dar, es erleichtert es der jungen Familie, auf 
das Erwerbseinkommen eines Elternteils zu 
verzichten und die Betreuung des Kindes in 
den ersten Lebensjahren selbst zu überneh- 
men. 

Nach dem Auslaufen der Erziehungsgeldzah- 
lung tritt allerdings der Konflikt — Erwerbs- 
tätigkeit und/oder Familien aufgaben — wie- 
der in unverminderter Stärke auf. Das Kin- 
dergarten- und Schulkind wird zwar stunden- 
weise in gesellschaftlichen Institutionen be- 
treut, es bedarf aber auch noch in starkem 
Maße der elterlichen Versorgungs- und Er- 
ziehungsleistungen. 

Da eine Ausdehnung der Erziehungsgeldzah- 
lungen bis zu einem höheren Lebensalter der 


Kinder eine nicht realisierbare und vielleicht 
nicht einmal wünschenswerte Forderung zu 
sein scheint, müssen nunmehr jene staatlichen 
Maßnahmen helfen, die es den Eltern ermög- 
lichen, Erwerbstätigkeit für beide Ehepartner 
mit den Aufgaben der Haushalts- und Fami- 
lienführung sowie der Kindererziehung zu 
vereinbaren. 

In erster Linie sind dies Maßnahmen zur Ver- 
änderung des Beschäftigungssystems — die 
Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen und die 
gleitende Arbeitszeit — , welche die Doppel- 
funktion der erwerbstätigen Eltern erleichtern 
könnten. Der Öffentliche Dienst könnte hier 
eine Vorbildwirkung ausüben. 

Ebenso wichtig wäre jedoch auch eine bessere 
Abstimmung der Arbeitszeiten der erwerbs- 
tätigen Eltern mit den Öffnungszeiten aller 
Versorgungseinrichtungen — der Ämter und 
Behörden, der Geschäfte und der Post — und 
den Erziehungsinstitutionen, in denen die Kin- 
der betreut werden. Schließlich muß auch dar- 
auf hingewiesen werden, daß die Zentrali- 
sierung dieser Institutionen für alle Familien, 
die nicht in Zentralorten oder entsprechend 
ausgestatteten Wohnquartieren wohnen, Be- 
lastungen mit sich gebracht hat, die eine per- 
manente Streßsituation der erwerbstätigen El- 
tern vor und nach der Erwerbsarbeit hervor- 
rufen können, ganz abgesehen von'der Ver- 
kehrsgefährdung und dem „Herumlungern" 
der Kinder beim Warten auf ihre Verkehrs- 
mittel. Flexibilität bei den Öffnungszeiten und 
Dezentralisierung der gesellschaftlichen Ein- 
richtungen zur Daseinsvorsorge wären fami- 
liengerechte Konzepte; daß sie sich bisher po- 
litisch nicht durchsetzen konnten, braucht hier 
kaum erwähnt zu werden. Die Folgen treffen 
zuallererst die schwächste Gruppe — die Fa- 
milien mit Kindern, die alten und behinderten 
Menschen — und die Belastungen, die daraus 
entstehen, übernehmen in erster Linie die 
Mütter. 

Ziel dieses Maßnahmenbündels zur Entschär- 
fung der Konfliktsituation von Müttern ist es, 
bedingt finanzielle Verzichte auszugleichen 
und Voraussetzungen für ein offenes System 
der arbeitsteiligen Betreuung der Kinder — 
sei es verstärkt durch die Familienhausfrau, 
sei es durch die familienergänzenden Institu- 
tionen der Gesellschaft, zu schaffen, so daß 
die Lasten und Verzichtsleistungen nicht ein- 
seitig den Familienhausfrauen abverlangt bzw. 
den erwerbstätigen Müttern aufgebürdet wer- 
den, sondern eine Balance hergestellt wird 
zwischen den Vor- und Nachteilen des Lebens 
mit und ohne Kinder und mit und ohne be- 
ruflicher Integration. 

8.3 Maßnahmen zur sozialen Sicherung der 
Frau und zur höheren Bewertung der 
Famiiienhausfrau 

Die Kommission sieht eine eigenständige so- 
ziale Sicherung aller Frauen als eine wichtige 
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Maßnahme zur Verbesserung der Lage der 
Hausfrauen an. Darüber hinaus hält sie spe- 
zielle Maßnahmen für notwendig, die eine 
höhere Bewertung der Familienhausfrau in der 
Gesellschaft anstreben: 

— Maßnahmen zur verstärkten öffentlichen 
Anerkennung der Leistungen der Familie 
für die Gesellschaft und damit verbunden 
zur verbesserten Qualifikation aller jungen 
Menschen für die Aufgaben in der Fami- 
lien- und Haushaltsführung 

— Maßnahmen zur stärkeren Integration der 
Familienhausfrau in das gesellschaftliche 
Leben. 

8.3.1 Maßnahmen zur eigenständigen sozialen 

Sicherung aller Frauen unter Einbeziehung der 
Famlllenhausfrau 

In der vielfach vorgesdilagenen Einführung 
einer gezielten Rente für niciit erwerbstätige 
verheiratete Frauen (Hausfrauenrente) sieht 
die Kommission keine befriedigende Lösung 
des Problems der sozialen Sicherung. Sie hält 
vielmehr eine eigenständige soziale Sicherung 
aller Frauen für notwendig, in welche auch 
die Sicherung für die Familienhausfrau mit- 
einzubeziehen ist. Wie bereits dargestellt, sol- 
len folgende Prämissen beachtet werden: 

— Die Ehepartner sind sowohl auf der Lei- 
stungs- als auch auf der Finanzierungsseite 
die versicherungsrechtliche Einheit (Fami- 
lienprinzip) 

— die gemeinsame Rente der Ehepartner darf 
das frühere Nettoarbeitsentgelt nicht über- 
schreiten (Obergrenze) 

— die Rente des überlebenden bzw. getrennt 
lebenden Ehepartners muß das sozialkul- 
turelle Existenzminimum sichern (Unter- 
grenze) 

— die Rente der überlebenden Ehepartner, 
die aus während der Ehe erworbenen An- 
sprüchen stammt, sollte gleich hoch sein, 
unabhängig davon, ob der Mann oder die 
Frau der überlebende Partnter ist (Gleich- 
stellung von Mann und Frau durch Renten- 
splitting) 

— die Rente eines Ehepaares sollte höher als 
die Rente eines Alleinstehenden mit glei- 
chen Arbeitseinkommen sein (Bedarfsorien- 
tierung der Rente) . 

Die Überlegungen zur Finanzierung gehen da- 
von aus, daß das unter der Rentenreform von 
1957 eingeführte Prinzip beitragsgerechter 
Renten grundsätzlich beizubehalten ist. Aller- 
dings ist sidierzustellen, daß für die Familien- 
mütter, solange sie Kinder zu versorgen haben, 
eine befristete beitragsfreie Versicherung ein- 
geführt wird und daß auch in einem gewissen 
Umfang auf die volle „Beitragsgerechtigkeit" 
bei Ehepaaren, die Kinder aufgezogen haben, 
verzichtet wird, wenn die Familienhausfrauen 
nach ihren beitragsfreien Jahren nicht oder 


nicht wieder voll erwerbstätig werden. Sozial- 
politisch bedeutet eine solche Regelung, daß 
an die Stelle der Witwensdiaft als schutzbe- 
dürftigem Tatbestand die Betreuung kleiner 
Kinder tritt. 

Eine ausführliche Darstellung des Vorschlags 
der Kommission enthält die ausführliche Fas- 
sung des Berichts. 

8.3.2 Maßnahmen zur verstärkten Anerkennung der 
Leistungen und Aufgaben der Familie für die 
Gesellschaft 

Es ist der Kommission bewußt, daß Verände- 
rungen von gesellschaftlichen Wertvorstellun- 
gen nicht durch irgendwelche isolierten politi- 
schen Maßnahmen erreicht werden können. Sie 
ist aber auch der Auffassung, daß in dem Ma- 
ße, in dem zum Beispiel eine Bildungswerbung 
für die Allgemein- und Berufsbildung Erfolg 
hatte, eine solche auch zu einem verstärkten 
Interesse an den Aufgaben für die Familien- 
und Haushaltsführung führen könnte. 

Maßnahmen der oben genannten Art wären: 

■ — obligatorischer Unterricht im Pflichtschul- 
bereich in Familien- und Haushaltsführung 
für Jungen und Mädchen; 

— Berücksichtigung der Angebote der Fami- 
lienbildung bei der Gewährung von Bil- 
dungsurlaub; 

— Förderung der familienbezogenen Lehre 
und Forschung; 

— Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit zu- 
gunsten der Leistungen der Familie für die 
nachwachsende Generation und zugunsten 
der Bedeutung der Familie für den Men- 
schen in seiner Lebensgeschichte; 

— Ausbau der Informations- und Beratungs- 
stellen für die Familie und Sicherung ihrer 
Kompetenz und Leistungsfähigkeit für eine 
wachsende Zahl Ratsuchender; 

— Sicherung von ausreichenden gesellschaft- 
lichen Hilfen bei Notlagen und beim Schei- 
tern des familialen Zusammenlebens durch 
Förderung entsprechender sozialer Dienste 
(Telefonseelsorge, Aufnahmehäuser für 
mißhandelte Frauen, Essen auf Rädern, of- 
fene Altenhilfe, Sozialstationen). 

8.3.3 Maßnahmen zur stärkeren Integration der 
Famiiienhausfrau in das gesellschaftliche Leben 

Die Kommission möchte nicht der Utopie an- 
hängen, derzufolge Mütter und Väter chan- 
cengleich und in Partnerschaft ihrer Lebens- 
aufgabe im Beruf und in der Familie in naher 
Zukunft nachgehen können. Von dieser wirk- 
lich offenen partnerschaftlichen Gesellschaft 
sind wir noch zu weit entfernt. Die Probleme 
der „vaterlosen" Gesellschaft und die der Inte- 
gration der Familienhausfrauen in das gesell- 
schaftliche Leben werden uns noch weiterhin 
begleiten, so daß Maßnahmen zu fördern sind, 
die der Isolierung und Zurück Verweisung der 
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Mütter auf ein „Nur-Hausfrauen-Dasein" ent- 
gegenwirken und auch die Väter stärker in 
die Pflicht der Verantwortung für die Familie 
nehmen. 

Dazu gehören Maßnahmen: 

— im Bildungsbereidi, so daß die jungen 
Menschen frühzeitig lernen, daß jeder 
Mensch und jede Altersgruppe den An- 
spruch hat, gleichermaßen in eine Familie* 
(Generationsfolge) und in eine Altersgrup- 
pe (peer group) ein geordnet zu sein; 

— Gruppenbildungen Gleichaltriger und vor 
allem aber Frauen- und Familienorganisa- 
tionen sollten besondere öffentliche För- 
derung erhalten, wenn sie überwiegend 
Familienhausfrauen als Mitglieder gewin- 
nen und Bildungsarbeit sowie soziale Dien- 
ste für die Familie leisten; 

— Familienhaushalte mit mehreren Kindern 
sollten als Ausbildungsstätten für soziale 
Berufe anerkannt werden, wenn die Haus- 
frau sich entsprechend qualifiziert hat. Da- 
durch wird die Hausfrau einerseits ange- 
reizt, eine solche Qualifikation zu erwer- 
ben, die es gestattet, ihrerseits an der 
Qualifikation junger Menschen mitzuwir- 
ken; andererseits wird es für Familien mit 
mehreren Kindern erleichtert, eine Hilfe für 
den Haushalt und bei der Betreuung und 
Erziehung von Kindern zu finden; 

— Aufwendungen der Familienhausfrauen zur 
eigenen gesellschaftspolitischen oder fami- 
lienbezogenen Fortbildung sollten steuer- 
lich absetzbar sein, entsprechend der Aner- 
kennung der beruflichen und gesellschafts- 
politischen Fortbildung im Erwerbsbereich. 


8.4 Maßnahmen zur Sicherung und Ver- 
besserung der materiellen Lebenssituation 
der Familien mit Kindern 

Das Lebensniveau der Familie mit Kindern, 
insbesondere aber das der Familien mit mehr 
als zwei Kindern sinkt im Vergleich zu dem- 
jenigen des Ehepaares ohne Kinder drastisch 
ab. Die Kommission ist deshalb der Auffas- 
sung, daß die staatlichen Transferzahlungen 
für Kinder diesen Tatbestand stärker berück- 
sichtigen müssen und Korrekturen dringend 
erforderlich sind. Sie schlägt daher folgende 
Maßnahmen vor. 


8.4.1 Maßnahmen zur Verbesserung des 
Kindergeldes 

Zur Verbesserung des Kindergeldes werden 
in erster Linie folgende Maßnahmen empfoh- 
len: 
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— Einbeziehung des Kindergeldes in die Dy- 
namisierung der Sozialleistungen 
Eine sachliche Rechtfertigung für eine Aus- 
nahmeregelung besteht nicht; die nachtei- 
ligen Wirkungen zeigen sich andererseits 
darin, daß trotz des großen Leistungs- 


sprungs nach oben bei der Steuerreform 
von 1978 der Anteil der Entlastungen am 
Realeinkommen heute kleiner als 1965 ist. 

Weitere Erhöhung der Leistungen für drit- 
te und weitere Kinder 

Der je Kopf verfügbare Einkommensbetrag 
beträgt in einer Dreikinderfamilie auch un- 
ter Berücksichtigung der öffentlichen Hil- 
fen im Durchschnitt nur etwa zwei Drittel 
des in Einkinderfamilien verfügbaren Be- 
trags; in Vierkinderfamilien beläuft er sich 
nur noch etwa auf die Hälfte. Die Ver- 
brauchsausgaben für ein Kind betragen im 
Durchschnitt aller Haushalte 1978 etwa 
600 DM monatlich. In der Begründung der 
Bundesregierung zur Kindergeldreform war 
es grundsätzlich als wünschenswert be- 
zeichnet worden, die Familien von der 
Hälfte der Kinderkosten zu entlasten. We- 
nigstens für die Drei- und Mehrkinderfa- 
milien sollte dieses Ziel verwirklicht wer- 
den. Dabei sollten überdurchschnittlich ho- 
he Wohnungs- und Ausbildungskosten ge- 
sondert berücksichtigt werden. Die auf- 
grund des Beschlusses des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom 30. 3. 1977 notwendig 
gewordene Anpassung des Lebensniveaus 
von Mehrkinderfamilien von Beamten an 
das Lebensniveau von kleineren Beamten- 
familien sollte genutzt werden, um die Lei- 
stungen für alle dritten und weiteren Kin- 
der entsprechend zu erhöhen; denn eine 
weitere Verstärkung der Vorzugsstellung 
der Kinderfamilien im öffentlichen Dienst 
wäre mit dem Prinzip der Gleichbehand- 
lung aller Kinder nicht zu vereinbaren. 

Ein sozialkulturelles Existenzminimum für 
Kinder auch in Familien mit Sozialein- 
kommen sollte garantiert werden. 

Da die Kinderzuschläge zu den meisten So- 
zialleistungen an das allgemeine Kinder- 
geld angeglichen sind, das aber nur den 
kleineren Teil der Kinderkosten deckt, ent- 
stehen Härten für die betroffenen Fami- 
lien, wenn ihr Gesamteinkommen in der 
Nähe des Existenzminimums für ein kin- 
derloses Ehepaar liegt. Die Untersuchung 
der sozialen Lage der Bezieher von Ar- 
beitslosenhilfe und -geld mit Kindern durch 
das Sozialministerium des Landes Rhein- 
land-Pfalz bestätigt die prekäre Situation 
dieses Personenkreises. In diesen Fällen 
sollten nach den Grundsätzen der Sozial- 
hilfe, das heißt unter Berücksichtigung des 
Gesamteinkommens die Kinderzuschläge 
aufgestockt werden. Allerdings sollte ge- 
genüber den Familien die Sozialhilfe nicht 
als zweite leistungsgewährende Institution 
auftreten. Die Familien sollten die Leistun- 
gen für die Kinder von einer Stelle erhal- 
ten. Ob und in welcher Höhe eine Ver- 
rechnung der Aufstockungsbeträge zwi- 
schen den Sozialleistungsträgem stattfin- 
det, ist eine sekundäre Frage. 
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— Eine Besserstellung unvollständiger Fami- 
lien mit Kindern 

Die Leistungen für Kinder sollten an den 
Grundsätzen der im Rahmen der Sozial- 
leistungen für Halbwaisen gewährten Ren- 
ten orientiert werden — also unterhalts- 
deckend sein. Unterhaltsansprüche sollten, 
soweit sie bestehen, dadurch allerdings 
nicht entfallen. Jedoch sollte das Risiko des 
Durchsetzens solcher Ansprüche nicht zu 
Lasten der unvollständigen Familien und 
damit der Kinder gehen. 

8.4.2 Maßnahmen zur Verbesserung der 

Wohnversorgung der Familien mit Kindern 

Zur Beseitigung der bestehenden Mängel in 

der Wohnungsversorgung der Familien emp- 
fiehlt die Kommission: 

— Verhältnis von Subjekt- zu Objektförde- 
rung ist zugunsten der Subjektförderung 
zu verändern 

Aufgrund der schlechten Verteilungswir- 
kungen der Objektförderung (hoher Anteil 
von fehlsubventionierten Wohnungen im 
sozialen Wohnungsbau), den mit der Markt- 
spaltung (Kostenmieten und frei am Markt 
gebildete Mieten) verbundenen nachteili- 
gen Wirkungen auf die Mobilität und der 
unzureichenden Anpassung der Höhe der 
Förderung an die wirtschaftliche Lage der 
Wohnungsnutzer (gleich große Förderung 
unabhängig vom Einkommen und der Kin- 
derzahl) sollte die Objektförderung mög- 
lichst bald durch die Subjektförderung 
(Wohngeld) ersetzt werden. Nur in spe- 
ziellen Fällen, zum Beispiel für Behinderte 
und eventuell auch für Spätaussiedler 
könnten Sonderprogramme des öffentlich 
geförderten Wohnungsbaus bestehen blei- 
ben. 

— Die Mehrkinderfamilie ist durch frei wer- 
dene Förderungsmittel besonders zu be- 
rücksichtigen 

Die frei werdenden Förderungsmittel, die 
im Jahr der Umstellung allerdings nur re- 
lativ gering sind, weil die bestehende För- 
derung für Sozialwohnungen nicht abrupt 
abgebrochen werden kann, aber dann lau- 
fend ansteigen, sollten zur Aufstockung 
des Wohngeldes verwendet werden und 
die Unterversorgung und/oder finanzielle 
Überforderung der Mehrkinderfamilien 
durch hohe Wohnungsmieten abbauen. 

In dem Regierungsentwurf eines vierten 
Gesetzes zur Änderung des Zweiten Wohn- 
geldgesetzes (Bundestagsdrucksache 8/287) 
wird eine stärkere Entlastung kinderrei- 
cher Familien zwar nicht als Ziel genannt, 
jedoch hat der Bundestagsausschuß für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau in 
seinem Ausschußbericht ausdrücklich fest- 
gestellt, daß dem zusätzlichen Wohngeld- 
bedarf kinderreicher Familien durch eine 
familiengerechtere Wohngeldbemessung 


Rechnung zu tragen sei. Dieser Versuch ist 
aber infolge einer zu geringen finanziellen 
Manövriermasse für diese Aufgabe nicht 
gelungen. 

Differenzierung der Mietbelastung nach 
Einkomen und Kinderzahl 

Für die Belastung der Familien durch eine 
Wohnung ist der nach Abzug des Wohn- 
geldes verbleibende Eigenanteil an den 
Mieten ausschlaggebend. 

Er sollte mit abnehmendem Einkommen 
und zunehmender Kinderzahl kleiner wer- 
den. Das Wohngeld ist jedoch so bemes- 
sen, daß sich für die empfangsberechtigten 
Familien mit bis zu drei Kindern, unabhän- 
gig von der Höhe des Einkommens, wenn 
man die für ihren Wohnungsbedarf übli- 
chen Wohnflächen zugrundelegt, ein gleich 
hoher Mietanteil am Einkommen ergibt, 
der etwa 20 Vo beträgt. 

Die Kommission schlägt vor, diesen Eigen- 
anteil nach Einkommen und Kinderzahl so 
zu staffeln, daß er sich für Bezieher kleiner 
Einkommen mit mehreren Kindern bis auf 
5 ®/o ermäßigt. Die unzureichende Anpas- 
sung des Wohngeldes an die Leistungs- 
fähigkeit der Einkommensbezieher ist einer 
der Gründe dafür, daß das verfügbare Ein- 
kommen eines Teils der Erwerbstätigen in 
den unteren Einkommensgrößenklassen mit 
mehreren Kindern niedriger als die Lei- 
stungen der Sozialhilfe liegt, die auf die 
Sicherung des Existenzminimums ausgerich- 
tet ist und deshalb die Wohnungskosten 
voll abdeckt. Es muß aber als ein gesell- 
schaftspolitisch unerträglicher Zustand an- 
gesehen werden, wenn diejenigen, die ihre 
Existenz durch eigene Arbeit sichern, über 
ein niedrigeres Lebensniveau verfügen als 
diejenigen, die von der Allgemeinheit un- 
terhalten werden. Der Vorschlag der Kom- 
mission sollte deshalb auch dann verwirk- 
licht werden, wenn keine Mittel zur Auf- 
stockung des Wohngeldes zur Verfügung 
stehen. In diesem Fall sollte man vor einer 
Umschichtung der Leistungen nicht zurück- 
schrecken; denn eine Politik, die bestrebt 
ist, auf möglichst viele Staatsbürger kleine 
Beträge zu verteilen, dafür äber in Kauf 
nimmt, daß die Hilfe dort unzureichend ist, 
wo sie am nötigsten ist, hat sich noch nie 
als erfolgreich herausgestellt. 

Familiengerechtere Förderung der Erlan- 
gung von Wohnungseigentum 

Die Wohnungsversorgung von Familien 
mit gleichem Einkommen und gleicher Kin- 
derzahl ist in Eigentümerwohnungen (Ein- 
familienhäusern) erheblich besser als in 
Mietwohnungen. Innerhalb der gleichen 
Einkommensschicht nimmt der Anteil der 
Eigentümerwohnungen mit wachsender 
Kinderzahl zu, obwohl die finanziellen 
Aufwendungen im Verhältnis zu Mietwoh- 
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nungen größer sind und die Leistungsfähig- 
keit der Familien kleiner ist. Die Familien 
schätzen also offenbar die Vorteile eines 
Einfamilienhauses für die Entwicklung von 
Kindern richtig ein. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, die 
im Verhältnis zu Mietwohnungen verstärk- 
te Förderung von Eigentümerwohnungen 
beizubehalten, aber die Förderungsmittel 
zielgeriditeter einzusetzen. Steuerliche 
Entlastungen, zum Beispiel Sonderabschrei- 
bungen in der Einkommenssteuer, bei de- 
nen die Höhe der Entlastung für eine 
gleich hohe Aufwendung mit wachsenden 
Einkommen zunimmt, sind mit der Tat- 
sache nicht zu vereinbaren, daß die Auf- 
bringung der Finanzierungsmittel für den 
Eigentumserwerb und die anschließenden 
Nutzungskosten den Einkommensbeziehern 
um so schwerer fallen, je niedriger ihr Ein- 
kommen ist. Sie sollten deshalb entweder 
durch Abzüge von der Steuerschuld er- 
setzt werden oder — was vorzuziehen 
wäre — die frei werdenden Mittel sollten 
zur Erhöhung der Lastbeihilfen im Rahmen 
des Wohngeldes verwendet werden. 

Wichtig ist auch eine verstärkte Ausnut- 
zung der vom Gesetzgeber geschaffenen 
Möglichkeit des Mietkaufs. Die Kommis- 
sion schlägt einerseits eine bessere Infor- 
mation der Familien, vor allen Dingen aber 
Maßnahmen vor, durch die die Wohnungs- 
bauunternehmen veranlaßt werden, mehr 
Wohnungen im Wege des Mietkaufs an- 
zubieten. Da die Wohnungsunternehmen 
nicht nur Wohnungen bauen, sondern sie 
auch verwalten, sind sie naturgemäß nicht 
daran interessiert, daß ihr Wohnbestand 
sich durch die Institution des Mietkaufs 
vermindert. Das trifft für freie, gemein- 
nützige und genossenschaftliche Unterneh- 
men in gleicher Weise zu. Gesetzgeber und 
Exekutive müssen sich deshalb gegen die 
Wohnungslobby durchsetzen und Aufla- 
gen machen, nach denen ein bestimmter 
Teil der Wohnungen den Mietern zum Miet- 
kauf anzubieten ist. Solange noch Mittel 
im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
vergeben werden, können sie mit einer 
entsprechenden Auflage versehen werden; 
andererseits könnte das Baugenehmigungs- 
verfahren oder die Anerkennung als ge- 
meinnütziges Unternehmen von einem aus- 
reichenden Anteil von Mietkaufmöglichkei- 
ten abhängig gemacht werden. 

Für junge Familien ist die Wohn Versorgung 
ein zentrales Problem. Etwa zwei Drittel aller 
jungen Familien nennen bei Schwierigkeiten 
in der Ehe an erster Stelle die Wohnungsver- 
sorgung. 

So wichtig es audi für den späteren Zusam- 
menhalt in der Ehe ist, wenn sich eine junge 
Familie unter Anstrengungen einen eigenen 


Haushalt aufbauen muß, so darf die junge Fa- 
milie doch dadurch nicht überfordert werden. 

— In den meisten Fällen sind Wohnungen für 
junge Familien teuer. Ihr Einkommen ist in 
der Regel noch niedrig, und sie sind auf 
Neubauwohnungen mit hohen Mieten an- 
gewiesen. Sie wählen deshalb eine im Ver- 
hältnis zum Bedarf kleine Wohnung, die 
bei einer wachsenden Familie nicht mehr 
ausreichen würde. Jede neue Wohnung 
bringt jedoch hohe Umzugs- und Einridi- 
tungskosten mit sich; zudem führt sie, 
wenn man nicht in eine Wohnung eines äl- 
teren Baujahrgangs einziehen kann, zu 
einer erheblichen Erhöhung der Wohnungs- 
ausgaben, weil erneut eine teure Neubau- 
wohnung bezogen werden muß. Nachteilige 
Wirkungen auf das Geburtenverhalten 
oder beengte Sozialisationsbedingungen 
für Kinder sollten dadurch verringert wer- 
den, daß jungen Familien bei den staat- 
lichen Förderungsmaßnahmen für einen 
Zeitraum von zwei bis drei Jahren ein um 
ein Kind erhöhter Wohnbedarf zugestan- 
den wird, der es ihnen gestattet, eine grö- 
ßere Wohnung zu tragbaren Mieten 
(Wohngeld) zu beziehen, die bei Geburt 
eines oder eines weiteren Kindes einen er- 
neuten Umzug überflüssig macht. 

— Der Gefahr, daß junge Familien wegen der 
zusätzlichen Belastung durch Ausgaben zur 
Haushaltsgründung eine für eine Familie 
mit Kindern zu kleine Wohnung wählen, 
sollte dadurch begegnet werden, daß wäh- 
rend der ersten drei Jahre nach Bezug einer 
Wohnung das anzurechnende Einkommen 
um ein Viertel bis ein Drittel gekürzt wird. 

— Die Benachteiligung von Familien mit meh- 
reren Kindern bei der Wohnungssuche ge- 
genüber kinderlosen Familien sollte durch 
eine an die Vermieter aus Öffentlichen Mit- 
teln gezahlte Prämie beseitigt werden. 

Durch das Zusammenwirken der drei zuletzt 
genannten Maßnahmen soll erreicht werden, 
daß als Folge einer Resignation vor den 
Schwierigkeiten beim Bezug einer neuen grö- 
ßeren Wohnung die Kinderzahl nicht einge- 
schränkt zu werden braucht und in den Fällen, 
in denen trotzdem ein Wohnungswechsel not- 
wendig ist, die Möglichkeiten, eine ausrei- 
chend große Wohnung zu tragbaren Mieten 
zu finden, verbessert werden. 

8.4.3 Maßnahmen zur Verbesserung der 
Ausbildungsförderung 

Im Rahmen der Ausbildungsförderung sind 
folgende Maßnahmen erwünscht: 

— Das Ziel, eine bessere Bildung für einen 
möglichst großen Teil der jungen Genera- 
tion zu verwirklichen, erfordert, daß die 
von der öffentlichen Hand gewährten An- 
reize dann zur Verfügung stehen, wenn in 
den Familien die Entscheidung über den 
Bildungsweg der Kinder getroffen wird. 
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Innerhalb der gesetzlichen Schulpflicht ist 
dieser Zeitpunkt der Übergang von der 
Grundschule zu weiterführenden Schu- 
len (Realschulen und Gymnasium); sonst 
generell das Ende der gesetzlichen Schul- 
pflicht. Die Kommission empfiehlt, die an- 
spruchsberechtigten Familien von diesem 
Zeitpunkt ab von Ausbildungskosten der 
Kinder zu entlasten, wie dies an sich im 
Gesetz auch vorgesehen ist. Wird dies als 
zu teuer angesehen, wäre die im Gesetz 
vorgesehene Differenzierung ein annehm- 
barer Kompromiß. Danach werden von 
Klasse 5 ab nur Kinder bei auswärtiger 
Unterbringung gefördert, während die all- 
gemeine Förderung erst am Ende der ge- 
setzlichen Schulpflicht, das heißt von der 
Klasse 10 an einsetzt. 

Die Familienbezogenheit der Leistungen, 
das heißt die Anrechnung von Einkommen 
und Vermögen der Eltern auf die Ausbil- 
dungshilfen, sollte solange aufrechterhalten 
bleiben, wie eine wirtschaftliche Abhän- 
gigkeit der Auszubildenden besteht. Da- 
für ist die Haushaltszugehörigkeit ein 
wichtiges, allerdings nicht immer hinrei- 
chendes Kriterium. Dieser Grundsatz sollte 
sowohl für das Bundesausbildungsförde- 
rungsgesetz als auch für das Arbeitsförde- 
rungsgesetz gelten. 

Die Leistungen nach dem Bundesausbil- 
dungsförderungsgesetz und dem Arbeits- 
förderungsgesetz sollten für vergleichbare 
Tatbestände aneinander angeglichen wer- 
den. Das würde erleichtert werden, wenn 
die Förderung der Ausbildung, einschließ- 
lich der beruflichen Ausbildung, generell 
durch das Ausbildungsförderungsgesetz ge- 
regelt würde, so daß das Arbeitsförde- 
rungsgesetz nur noch für die Fortbildung 
und Umschulung von bisher schon Erwerbs- 
tätigen zuständig wäre. Damit würde der 
unerfreuliche Zustand beseitigt, daß ein 
Teil der Besucher der gleichen Bildungs- 
einrichtung nach dem einen, ein zweiter 
Teil nach dem anderen Gesetz gefördert 
wird und die Förderungsbeträge um 100 Vo 
differieren können. 

Damit würde auch die in Einzelfällen zu 
willkürlichen Ergebnissen führende Be- 
schränkung der beiden Förderungsmaßnah- 
men auf bestimmte Ausbildungseinrichtun- 
gen entfallen können. Die Verlagerung der 
Förderung aller Ausbildungs Vorhaben von 
der Bundesanstalt für Arbeit auf die Ämter 
für Ausbildungsförderung würde auch der 
Kritik Rechnung tragen, daß eine allge- 
meine Staatsaufgabe, zu der auch die be- 
rufliche Ausbildung gehört, nicht aus den 
Beiträgen der Versicherten zur Arbeits- 
losenversicherung zu bestreiten ist. Der 
Gesetzgeber hatte sich bei der Entschei- 
dung für diese Lösung sowieso nicht von 


sachgerechten Gesichtspunkten, sondern 
davon leiten lassen, daß damals die Bun- 
desanstalt für Arbeit über hohe finanzielle 
Rücklagen (Sabelturm) verfügte. Diese 
Voraussetzung ist heute nicht mehr gege- 
ben. Eine Mehrbelastung der öffentlichen 
Hand würde durch die vorgeschlagene Ver- 
lagerung zur Zeit nur in beschränktem 
Maße eintreten, da in dem Maße, wie die 
Bundesanstalt für Arbeit von Ausgaben 
entlastet wird, die an sie zur Defizitfinan- 
zierung gewährten Bundeszuschüsse ge- 
kürzt werden könnten. 

Bei der Förderung der Ausbildung an 
Hochschulen sollte ein Anteil der Ausbil- 
dungshilfen stärker leistungsbezogen und 
in Form von Darlehen gewährt werden. 

Aufgrund der nach Abschluß einer solchen 
Ausbildung gegebenen Chancen auf ein 
höheres Erwerbseinkommen ist eine solche 
Vorbelastung zumutbar. Für den größten 
Teil der Förderung sollte allerdings die 
Zuschußform erhalten bleiben, weil sonst 
die Kinder, die Ausbildungshilfe in An- 
spruch genommen haben und die über- 
wiegend aus den unteren und mittleren 
Sozialschichten stammen, im späteren Le- 
ben durch Rückzahlungsverpflichtungen im 
Verhältnis zu den Kindern aus wohlhaben- 
den Schichten, für die die Eltern die Aus- 
bildung finanziert haben, vorbelastet wä- 
ren. Außerdem ist angesichts des hohen 
Anteils von Studienabbrechern, die den 
von dem Hochschulstudium erwarteten Zu- 
gang zu höherem Einkommen nicht er- 
reichen, und angesichts der für einen Teil 
der „Akademiker" wegen des Überange- 
bots bestehenden Notwendigkeit auf 
schlechter bezahlte Stellungen auszuwei- 
chen, eine hohe Rückzahlungsverpflichtung 
problematisch. 

Für die Graduiertenförderung sollten glei- 
che Bedingungen gelten. 

Eine Erhöhung des Einkommens durch eine 
Promotion ist im Verhältnis zu dem lauf- 
bahnbezogenen Abschluß des Studiums im 
allgemeinen von untergeordneter Bedeu- 
tung. Auf der anderen Seite hängt die Mög- 
lichkeit, überhaupt noch eine wissenschaft- 
liche Forschung an den Universitäten be- 
treiben zu können, weitgehend davon ab, 
daß junge Nachwuchskräfte gewonnen und 
für diese Aufgabe freigestellt werden kön- 
nen. Eine nur auf Darlehensbasis beruhen- 
de Förderung, die zu einer Vorbelastung 
des künftigen Erwerbseinkommens durch 
Rückzahlungsverpflichtungen für die zur 
Promotion aufgenommenen Darlehen in 
Höhe von 20 000 bis 25 000 DM führt, macht 
eine Promotion für viele, und zwar gerade 
qualifizierte Kräfte uninteressant. 
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8.5 Maßnahmen zur Stärkung der 

Sozialisatlonschancen der Kinder und der 
Plazierungskompetenz der Eltern 

Schulische und berufliche Plazierung der Kin- 
der, Entscheidungen über Schullaufbahnen und 
Berufsausbildung, elterliche Hilfen in Über- 
gangssituationen vom Elternhaus zur Schule, 
von einer Schulstufe bzw. Schulform zur nächst- 
folgenden wie von der Schule zum Beruf sind 
aufgrund des vielfältigen aber zugleich unein- 
heitlichen und nicht mehr überschaubaren Bil- 
dungsangebotes, der erhöhten Qualifikations- 
anforderungen und der Unsicherheit in bezug 
auf Ausbildungs- und Berufschancen zuneh- 
mend schwieriger geworden, 

Erziehungsrecht und Erziehungsverpflichtung 
der Eltern, die die Verantwortung für Bildung 
und Ausbildung des Kindes einschließen, kön- 
nen nur in dem Maße wahrgenommen wer- 
den, wie die objektiven und subjektiven Vor- 
aussetzungen dazu gegeben sind. Bereitschaft, 
Fähigkeiten und Leistungen der Eltern für Bil- 
dung und Ausbildung der Kinder müssen kor- 
respondieren mit den rechtlichen Möglichkei- 
ten, auf die Plazierung der Kinder auch fak- 
tisch Einfluß nehmen zu können. 

Wenn es zutrifft, daß über Bildungswege der 
nachwachsenden Generation nicht allein von 
Institutionen des Bildungs- und Ausbildungs- 
wesens entschieden wird und dies auch von 
der Rechtslage her nicht beabsichtigt ist, so 
sind eine Reihe von Maßnahmen erforderlich, 
durch die sowohl die bestehende Diskrepanz 
zwischen Erziehungs- und Bildungsaufgaben 
der Familie und tatsächlicher Mitsprache und 
Mitentscheidung der Eltern verringert als auch 
unvertretbare Beeinträchtigungen in der 
Durchsetzung der Bildungswünsche abgebaut 
werden. 

Dabei ist angesichts der aufgezeigten Be- 
lastungen und teilweisen Überforderungen 
von Familien nach Maßnahmen zu differen- 
zieren, die für alle Familien Erleichterungen 
bringen und solchen, die für spezifische Pro- 
blemlagen erforderlich sind. Des weiteren ist 
zu unterscheiden nach unmittelbar und mittel- 
bar familienbezogenen Maßnahmen. Erforder- 
lich sind: 

— Maßnahmen zum Ausbau des familienpoli- 
tischen Schwerpunktes „Familie und Bil- 
dung"; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Plazie- 
rungschancen durch eine familienbezoge- 
nere Bildungs- und Schulpolitik; 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Plazie- 
rungschancen bildungsbenachteiligter Kin- 
der. 

8.5.1 Maßnahmen zum Ausbau des familienpoiiti- 
schen Schwerpunktes , Familie und Bildung' 

Zusammenarbeit und Koordination zwischen 
Familien- und Bildungspolitik werden durch 
die traditionelle Aufgabenteilung wie durch 
die Länderkompetenzen im Bildungsbereich 
erschwert. Bisher hat die Familienpolitik Schul- 


und Bildungsfragen weitgehend den Bildungs- 
politikern überlassen, obwohl es sich, wie 
gerade am Beispiel der Plazierung aufgezeigt 
wird, um einen Bereich handelt, in dem sich 
die Aufgaben überlappen und eine eindeutige 
Abgrenzung nicht möglich ist. 

Die Familienpolitik hat hier einerseits einen 
eigenständigen Aufgabenschwerpunkt, ande- 
rerseits aber auch Anregungs- und Koordina- 
tionsfunktionen zur Bildungspolitik hin wahr- 
zunehmen. 

Familienbelange sind tangiert, wenn es um 
strukturelle Veränderungen im Bildungswesen 
geht, um neue Formen der Vereinheitlichung 
und Differenzierung der Schul Organisation, um 
Verlängerung der Pflichtschulzeiten, neue Bil- 
dungsabschlüsse, Lehrplanreformen, Einfüh- 
rung von Ganztagsschulen, Neuregelung der 
Rechtsstellung von Lehrern, Eltern und Schü- 
lern. 

Familienpolitik hat stärker als bisher an Ent- 
scheidungen mitzuwirken, die familiale Auf- 
gaben- und Kompetenzbereiche betreffen. Da 
sich Familienpolitik nicht auf den vor- und 
außerschulischen Bereich beschränkt, müßte 
der Bereich Familie und Bildung (Schule und 
Ausbildungswesen) als spezifisdier familien- 
politischer Schwerpunkt ausgebaut und wahr- 
genommen werden. Im Unterschied zur Bil- 
dungsforschung und Bildungspolitik müßte die 
Perspektive der Familienforschung und Fami- 
lienpolitik nicht von der Schule her auf die 
Familie, sondern gerade von der Familie auf 
die außerfamilialen Bildungs- und Ausbilungs- 
instanzen gerichtet werden. 

Nur so können die Beziehungen zwischen Fa- 
milie und außerfamilialen Bildungseinrichtun- 
gen kontinuierlich verfolgt und Maßnahmen 
eingeleitet werden, die die wechselseitigen 
Bezüge berücksichtigen. 

Als spezielle Problemfelder sind beispielhaft 
zu nennen: 

— die aus den divergierenden Organisations- 
und Zeitschemata von Familie, Erwerbsle- 
ben und Schule resultierenden Schwierig- 
keiten; 

— finanzielle und zeitliche Beanspruchung so- 
wie Belastung der Familie durch Anforde- 
rungen der Schule; 

— Auswirkungen der verlängerten Ausbil- 
dungszeiten und der erhöhten Leistungsan- 
forderungen auf die Familie; 

— Beziehungsprobleme zwischen Familie und 
Schule aufgrund traditioneller Funktions- 
zuweisungen, Inkompetenzeinschätzung 
von Eltern, bürokratische Barrieren im Um- 
gang zwischen Eltern und Lehrern, diver- 
gierende Erwartungen von Eltern und Leh- 
rern; 

— Auswirkungen von Bildungsreformen auf 
Familien verschiedener Sozialschichten, 
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Anregungen zur Berücksiditigung familien- 
spezifischer Belange bei der Planung und 
Durchführung von Reformvorhaben. 

Eine in der Zukunft vordringlich aufzugreifen- 
de Aufgabe der Familienpolitik besteht in der 
Information und Beratung der Familien bei 
der Erfüllung ihrer Plazierungsaufgaben. Der 
in der jüngsten familienpolitischen Diskussion 
und Praxis geförderte Sdiwerpunkt „Stärkung 
des elterlichen Erziehungswissens und der 
Handlungskompetenzen" hat seinen Nieder- 
schlag in forschungs- und praxisbezogenen 
Förderungsprogrammen gefunden. 

Dieser Schwerpunkt müßte über Aufgaben der 
Erziehung in den ersten Lebensjahren hinaus 
die Schul- und Ausbildungsphasen gezielter 
einbeziehen. Neben den erzieherischen As- 
pekten müßten schulbezogene Probleme in der 
Erziehung verstärkt aufgenommen und Pro- 
gramme zur Förderung der Bildung und Bera- 
tung von Eltern mit Kindern im Schul- und 
Ausbildungsalter entwickelt werden. 

Sollen Eltern in der Lage sein, Bildungs- und 
Ausbildungswege für und mit ihren Kindern 
verantwortlich zu planen, unterstützend auf 
die Erfüllung der Anforderungen im Bildungs- 
wesen einzuwirken, sich Überforderungen wie 
auch unerwünschten Wertorientierungen, Ein- 
stellungen und Informationen gegenüber zur 
Wehr zu setzen sowie Bildungsentscheidun- 
gen für das Kind zu treffen, so bedarf es zu- 
sätzlicher Anstrengungen der Familienpolitik, 
damit Eltern entsprechend dem neuen Entwurf 
des Jugendhilfegesetzes imstande sind, die 
vorschulische, schulische und berufliche Bil- 
dung ihrer Kinder verständig zu begleiten. 

Im Rahmen der geltenden und zukünftigen 
Aufgaben der Jugendhilfe ist die Eltern- und 
Familienbildungs- wie auch die Beratungsar- 
beit verstärkt auf die bildungs- und ausbil- 
dungsbezogenen Aufgaben der Familie zu rich- 
ten. 

Während dieser Aufgabenbereich für Eltern 
mit Kindern im Vorschulalter sowohl vom 
Kindergarten als auch von den Einrichtungen 
der außerschulischen Weiterbildung wahrge- 
nommen wird, fehlt ein gleichgewichtiger 
Schwerpunkt, damit Eltern und Heranwach- 
sende die in Verbindung mit Schule und Aus- 
bildung entstehenden Aufgaben und Schwie- 
rigkeiten besser bewältigen können. Hier ha- 
ben die Bildungseinrichtungen in freier und 
öffentlicher Trägerschaft die Angebote für El- 
tern und Heranwachsende zu erweitern und 
sich in ihre Bildungs- und Beratungsarbeit ne- 
ben den spezifischen Erziehungsaufgaben ge- 
zielter auf Probleme der schulischen und be- 
ruflichen Plazierung einzulassen. 

Dazu zählen Informationen über Ziele, In- 
halte und Organisation des Bildungs- und 
Ausbildungswesens, Schullaufbahnen, Aufga- 
ben und Rechte der Eltern in bezug auf Pla- 
zierung und Entscheidung über Bildungswe- 


ge, Leistungsanforderungen, aber auch För- 
derungsmöglichkeiten der Schule, Ursachen für 
Leistungsabfälle und Schulversagen, Fehler- 
wartungen der Lehrer und Eltern, Unter- und 
Überforderung der Schüler. 

Eine entscheidende Voraussetzung zur Wahr- 
nehmung dieser familienpolitischen Aufgaben 
ist die Förderung der Forschung in diesem 
wissenschaftlich vernachlässigten Bereich. Die 
Bildungsstatistik ist nur ein Besipiel für das 
unzureichende Wissen über Zusammenhänge 
zwischen sozialer Herkunft und Bildungsweg. 
Die Bildungsstatistik verfügt für die laufen- 
den Erhebungen nur über bildungsbezogene 
Strukturdaten. Familien- bzw. sozialrelevan- 
te Daten werden nur in großen Abständen 
erhoben. Dieser Tatbestand erschwert konti- 
nuierliche Analysen zum Bildungsverhalten 
von Familien, zur Wahrnehmung familialer 
Plazierungsaufgaben und zur Durchsetzung 
von Plazierungswünschen sowie den Nachweis 
über Bildungsbarrieren. 

8.5.2 Maßnahmen zur Verbesserung der 

Plazierungschancen durch eine familien- 
bezogene Bildungs- und Schulpolitik 

Die geringe Berücksichtigung familienspezi- 
fischer Interessen und Probleme hat in der 
zurückliegenden Phase der Bildungsreform 
auf mehreren Ebenen zu Schwierigkeiten in 
Familie und Bildungswesen geführt. 

Familien sollten zukünftig bei Entscheidun- 
gen über Schul- und Unterrichtsreformen stär- 
ker gehört werden und auf Veränderungen im 
Bildungswesen vorbereitet werden. Das Bil- 
dungswesen hat stärker als bisher Familien- 
belange zu berücksichtigen. Das Prinzip der 
Elternnähe muß ein größeres Gewicht erhal- 
ten. Eltern sind Mitbetroffene. Sie können Re- 
formen nur in dem Maß mittragen, wie sie 
deren Notwendigkeit nachzuvollziehen ver- 
mögen. Die Einbeziehung der Eltern könnte 
sowohl über die Schulen wie auch außerhalb 
der Schule erfolgen. 

Spezifische Belastungen und teilweise Über- 
forderungen ergeben sich für die familiale 
Planung und Durchsetzung von Bildungswün- 
schen aufgrund struktureller und organisato- 
rischer Mängel im Bildungswesen. Durch die 
in den einzelnen Bundesländern divergieren- 
den Bildungsangebote werden Kinder schu- 
lisch und beruflich benachteiligt. Schulpflicht- 
zeiten, Dauer der Grundschule, unterschiedli- 
che Zeitpunkte des Übergangs von der Pri- 
mär- zur Sekundarstufe, uneinheitliche Zu- 
gangskriterien, unterschiedliche Bewertung 
der Schulabschlüsse und fehlende Abstimmung 
über Ausbildungsinhalte in der beruflichen 
Bildung sowie unterschiedliche Bildungsange- 
bote von Stadt zu Stadt schränken die Bil- 
dungschancen und Mobilität von Familien ein. 
Mit einem Umzug in ein anderes Bundesland 
verbessern oder verschlechtern sich je nach 
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Bildungsorganisation des einzelnen Landes die 
Bildungschancen. 

Auch die Entscheidungsbefugnisse der Erzie- 
hungsberechtigten sind in den einzelnen Bun- 
desländern in bezug auf den Zeitpunkt des 
Übergangs wie auch im Hinblick auf die zu 
wählende Schulform nur noch bedingt ver- 
gleichbar. 

Notwendig sind Maßnahmen im Bildungsbe- 
reich, die ein Mindestmaß an Kompatibilität, 
Mobilität und Chancengleichheit gewährlei- 
sten. Schulpflichtzeiten, Übergänge zwischen 
den Schulstufen sowie Art und Bewertung 
der Schulabschlüsse sind in allen Ländern so 
zu koordinieren, daß Schulwechsel über Lan- 
desgrenzen hinaus ohne schwerwiegende 
Nachteile möglich ist. 

Des weiteren sind Maßnahmen erforderlich, 
die Aufbau und Gliederung des Bildungswe- 
sens, Leistungsanforderungen, Schullaufbahn- 
möglichkeiten und Entscheidungsbefugnisse 
der Eltern überschaubarer und transparenter 
machen. Dazu sind sowohl organisatorische 
Vereinfachungen im Bildungswesen wie In- 
formation und Beratung auf allen Schul- und 
Ausbildungsstufen zu schaffen. 

Vorrang müßten darüber hinaus solche Maß- 
nahmen haben, die unter Berücksichtigung des 
familialen Plazierungseinflusses die Beziehun- 
gen zwischen den Erziehungsberechtigten und 
der Schule rechtlich und organisatorisch ver- 
bessern. Daraus folgen im einzelnen: 

— Maßnahmen, die es der einzelnen Schule 
ermöglichen, neben ihren unterrichtlichen 
Verpflichtungen Informations- und Bera- 
tungsaufgaben gegenüber Eltern wahrzu- 
nehmen. Dazu zählt auch die Möglichkeit, 
daß Eltern Lehrer für diese Zwecke zeit- 
lich in Anspruch nehmen können. 

— Für die Wahrnehmung dieser Aufgaben 
müßten Lehrer in der Erstausbildung wie 
auch in der Fortbildung qualifiziert wer- 
den. Dieser Aufgabenbereich müßte bei den 
wöchentlichen Unterrichtsverpflichtungen 
berücksichtigt werden. 

— Die Schule hat den traditionellen Bildungs- 
auftrag gegenüber der nachwachsenden Ge- 
neration daraufhin zu überprüfen, inwie- 
weit unter den veränderten Bedingungen 
eine Bildungsverpflichtung gegenüber El- 
tern besteht. 

Information und Beratung der Eltern von 
der Schule aus ist nicht Ersatz für außer- 
schulische Eltern- und Bildungsarbeit. 

Der geplante Ausbau der Schullaufbahn- 
beratung und der schulpsydiologischen 
Dienste geht davon aus, daß Beratung und 
Lenkung so zu differenzieren sind, daß in 
Regelfällen die Schullaufbahnberatung aus- 
reicht und diese in Sonderfällen durch die 
schulpsychologischen Dienste ergänzt wird. 
Zu vermeiden ist ein kaum durchschauba- 


res Nebeneinander von Beratungsdiensten. 
Aus der Sicht von Eltern sind die Lehrer 
des Kindes die zentralen Personen für Kon- 
taktaufnahme und Beratung. Eltern bevor- 
zugen in der Regel jene Personen, die ihr 
Kind auch kennen. Nur für Konfliktfälle 
muß die Möglichkeit bestehen, auf neutrale 
Institutionen und Personen zurückgreifen 
zu können. 

Maßnahmen zur Erweiterung der institu- 
tionalisierten Mitsprache und Mitentschei- 
dung von Eltern bleiben unwirksam, wenn 
Eltern nicht mit ihrer Rolle im Raum der 
Schule vertraut und in diese eingeübt wer- 
den. 

— über die Schullaufbahnberatung hinaus er- 
scheint es notwendig, die Zusammenarbeit 
mit Eltern zu verstärken, deren Kinder sich 
in schulischen Übergangssituationen befin- 
den. Ohne einen kontinuierlichen Aus- 
tausch zwischen den wechselseitigen Vor- 
stellungen, Erwartungen und Erfahrungen 
können spezifische Probleme in Ubergangs- 
situationen nicht aufgearbeitet werden. 

Die aus der Sicht vieler Eltern bestehende 
Diskrepanz zwischen dem Kontaktbedürfnis 
der Eltern mit der Schule und den tatsäch- 
lichen Kontakten zwischen Familie und Schu- 
le läßt darauf schließen, daß für viele Eltern 
im Umgang mit Lehrern noch immer Einstel- 
lungen der Distanz, der Unsicherheit und Un- 
terlegenheit vorhanden sind. 

Um die Beziehungen zwischen Erziehungsbe- 
rechtigten und der Schule zu entkrampfen, 
müßten bürokratische Barrieren abgebaut und 
die Einbeziehung der Eltern in Unterricht und 
Schulleben selbstverständlicher werden. Dabei 
ist auf Erfahrungen aus Modellversuchen und 
Elterninitiativen zurückzugreifen. 

Eine entscheidende Voraussetzung hierzu ist 
die Öffnung der Schule für informelle Kon- 
takte, für den Einsatz der Eltern im Rahmen 
schulischer und unterrichtlicher Aktivitäten. 
Ein Schritt in dieser Richtung könnte durch 
eine Öffnung der Schule für Freizeitaktivitä- 
ten von Eltern und Kindern wie für Aufgaben 
der Erwachsenenbildung erfolgen. 

Damit entfiele die enge Ausrichtung der Schu- 
le auf die Altersgruppe der Schulpflichtigen 
und die Begrenzung auf leistungsorientierte 
und kontrollierte Lernprozesse. Distanz zur 
Schule könnte verringert, das Verständnis 
zwischen den Beteiligten verbessert und der 
Zugang zu den alltäglichen Aufgaben und Ab- 
läufen in der Schule erleichtert werden. 

8.5.3 Maßnahmen zur Verbesserung der 

Plazierungschancen bildungsbenachteiligter 
Kinder 

Maßnahmen, die eher als familienübergrei- 
fend zu charakterisieren sind und sich sowohl 
auf Reformen im Bildungswesen, auf Bildungs- 
und Beratungshilfen als auch auf die Rechts- 
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Stellung der Eltern beziehen, sind zu ergänzen 
durch gezielte Hilfen zur Verringerung spezi- 
fischer Belastungen und Benachteiligungen, wie 
sie beispielsweise in kinderreichen und ein- 
kommensschwachen Familien, in unvollständi- 
gen Familien, in Familien mit vollzeiter- 
werbstätigen Eltern, bei Eltern mit geringer 
Schul- und Berufsausbildung und in auslän- 
dischen Familien mit schulpflichtigen Kin- 
dern gegeben sind. 

Die Mehrheit der Eltern ist der Auffassung, 
daß Bildungsförderung und Entscheidungen 
über Bildungs- und Berufswege nicht noch 
stärker als bisher schon auf außerfamiliale In- 
stanzen verlagert werden sollten. Dabei sind 
jedoch jene besonders belasteten Familien, 
ihr Anteil beträgt etwa 20 bis 25 Vo aller Fa- 
milien, nicht zu übersehen, die auf Einkom- 
menshilfen wie auch familienunterstützende 
und familienergänzende Dienstleistungen an- 
gewiesen sind. Für diese Gruppe sind je nach 
Problemlage Maßnahmen zu prüfen, durch die 
nachteilige Effekte der familialen Belastun- 
gen vermieden werden können. 

— Für erwerbstätige Mütter mit Kindern im 
vorschulischen und schulpflichtigen Alter, 
insbesondere aber für erwerbstätige Al- 
leinerzieher müßte verstärkte Teilzeitar- 
beit angeboten werden. 

— Alternativ dazu ist die schulische Haus- 
aufgabenbetreuung und Freizeitgestaltung 
außerhalb der Unterrichtszeit am Nachmit- 
tag für Kinder erwerbstätiger Eltern aus- 
zubauen (Einsatz von Freizeitpädagogen). 

— - Einen Anspruch auf Hilfe bei den Schuh 

aufgaben müßten Kinder ausländischer Fa- 
milien wie auch jene haben, deren Eltern 
sich nicht in der Lage sehen, ihre Kinder 
bei der Erfüllung der schulischen Anfor- 
derungen zu unterstützen. 

— Spezielle Hilfen bei der Schulaufgabenbe- 
treuung müßten am Nachmittag für Eltern 
von Kindern angeboten werden, die von 
ihren Bildungsvoraussetzungen her nicht 
in der Lage sind, ihre Kinder schulisch zu 
fördern. Dies gilt in besonderer Weise für 
Kinder aus ausländischen Familien. 

Für die genannten Gruppen ist die Ein- 
richtung von Ganztagsschulen als Ange- 
botsschule zu erwägen. Die von den ein- 
zelnen Kommunen wie von Elterngruppen 
ausgehenden Initiativen reichen nicht aus, 
um ein kontinuierliches Angebot zu garan- 
tieren, da solche zusätzlichen und nicht 
verpflichtenden Leistungen bei Finanzman- 
gel wieder zurückgenommen werden. 

— Maßnahmen zur Verbesserung der Plazie- 
rungschancen speziell benachteiligter Kin- 
der sind zu koppeln mit schulischer und 
außerschulischer Elternarbeit und Fami- 
lienbildung. Ohne eine aktive Einbezie- 
hung der Eltern kann die schulische För- 
derung nur bedingt wirksam werden. 


— Erforderlich ist gerade für diese Gruppe 
eine gezielte Beratung über berufliche Aus- 
bildungswege und Vermittlung von Aus- 
bildungsplätzen, da diesen Familien nicht 
nur die Informationen, sondern häufig auch 
der Zugang zu den von ihnen gewünsch- 
ten Bildungs- und Ausbildungsplätzen 
fehlt. 

— Für einkommensschwache und kinderreiche 
Familien hat die Ausbildungsförderung 
früher einzusetzen als es bei der beste- 
henden Regelung der Fall ist. Eine mit 
dem Übergang von der Grundschule zu 
den weiterführenden Schüler, einsetzende 
Ausbildungsförderung könnte einkom- 
mensbedingte Einschränkungen der Plazie- 
rungschancen vermindern. 

Schulprobleme, das heißt Desinteresse und 
Apathie gegenüber der Schule, Schulängste, 
Überforderung und Schulversagen wie auch 
die damit verbundenen Erziehungsschwierig- 
keiten zählen zu den häufigsten Problemen im 
Familienalltag. Väter und Mütter stehen die- 
sen oft hilflos gegenüber. Erziehung und Bil- 
dung der nachwachsenden Generation haben 
inzwischen einen relativ hohen gesellschaft- 
lichen Stellenwert angenommen, aber im Ver- 
gleich dazu werden die Leistungen der Fami- 
lie für die Plazierung ihrer Kinder eher über- 
gangen als gesellschaftlich bewußt gemacht. 
Die Einsicht, daß Schule nur bedingt in der 
Lage ist, Mängel der häuslichen Erziehungs- 
umwelt auszugleichen, müßte auf der Ebene 
der Maßnahmen zu einem ausgewogenem Ver- 
hältnis von schul- und familienbezogenen Lei- 
stungen führen. 

8.6 Maßnahmen zur Beeinflussung des 
generativen Verhaltens unter der Ziel- 
setzung der Erhaltung der Bevölkerungs- 
zahl 

Wenn der Bestand der Bevölkerung in der 
Bundesrepublik Deutschland langfristig erhal- 
ten bleiben soll, dann müssen sich die politi- 
schen Gruppen mit dieser Leitvorstellung aus- 
einandersetzen, ihre Begründungen diskutie- 
ren und schließlich sich mit ihr identifizieren. 
Nur so wird eine Entscheidung für eine be- 
völkerungspolitische Zielkonzeption als Hand- 
lungsmaxime in die Gesellschaftspolitik ein- 
gebracht werden können. Eine weitere Ver- 
zögerung der Erarbeitung von Leitvorstellun- 
gen über die Bevölkerungsentwicklung durch 
die Bundesregierung ist gleichbedeutend mit 
einer Entscheidung für eine rückläufige Be- 
völkerungsentwicklung, ohne daß diese Ent- 
scheidung politisch diskutiert und allgemein 
akzeptiert werden konnte. Familienpolitik ist 
damit nicht Bevölkerungspolitik, sie hat sich 
aber bei einem Bekenntnis der Bundesregie- 
rung zu einer Leitvorstellung für die Bevöl- 
kerungsentwicklung auch an diesem Zielkon- 
zept messen zu lassen. 
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Vorsdiläge 
für ein 
abge- 
stimmtes 
Maßnah- 
menbündel 


Maßnahmen 

— zur Minderung der Konfliktsituation er- 
werbstätiger Mütter 

— zur sozialen Besserstellung der Familien- 
hausfrau 

— zur Sicherung und Verbesserung der ma- 
teriellen Lebenssituation der Familien mit 
Kindern und 

— zur Stärkung der Sozialisationschancen der 
Kinder und der Plazierungskompetenz der 
Eltern 

führen zu Verbesserungen der Lebenslagen 
von Familien mit Kindern. Es ist anzunehmen, 
daß alle Maßnahmen mit den genannten Ziel- 
setzungen mehr oder minder dazu beitragen, 
daß Ehepaare wieder ihre Kinderwünsche rea- 
lisieren. 

Dennoch scheint es der Kommission notwen- 
dig, auf weitere speziell der Bevölkerungsent- 
wicklung dienende Maßnahmen hinzuweisen, 
die allerdings nur im Verbund mit den ge- 
nannten und noch anderen gesellschaftspoliti- 
schen Aktionen gesehen werden dürfen und 
nicht nur vom Bund, sondern auch von den 
Ländern und Kommunen getragen werden 
müßten. Es sind dies: 

— Maßnahmen zur Förderung der Bereitschaft 
junger Paare, Kinder zu haben durch eine 
erheblich zu verbessernde Vorbereitung 
junger Menschen auf Ehe, Familie, Haus- 
haltsfunktionen und Kinderbetreuung 

— Maßnahmen zur Stärkung des Selbstver- 
trauens von Vätern und Müttern in dieser 
ihrer Rolle durch eine gezielte öffentlich- 
keits- und Elternarbeit zugunsten dieser 
Aufgabenfelder 

— Maßnahmen zur Erweiterung des Verant- 
wortungshorizontes junger Paare bei der 
Familienplanung durch Information und 
Bildung der Öffentlichkeit über demogra- 
phische Veränderungen und über die Fol- 
gen bestimmter Muster von Kinderhäufig- 
keit in den Familien für die Bevölke- 
rungsentwicklung 


— Maßnahmen zur Erweiterung der Be- 
ratungsstellen für die Familienplanung 

— Maßnahmen speziell zum Abbau der 
Schwierigkeiten bei der Geburt des ersten 
Kindes, da durdi die ungelösten Probleme 
der Kinderversorgung beim ersten Kind 
der Wunsch nach einem zweiten Kind häu- 
fig nicht verwirklicht wird 

— Maßnahmen zur herausgehobenen Sidie- 
rung der Lebensredite der Kinder im Stra- 
ßenverkehr, im Wohnbereidi und in der 
Nahumwelt 

— Maßnahmen zur Senkung der immer nodi 
vergleichsweise hohen Sterblichkeit von 
Müttern und Säuglingen. 

Alle unter diesen Sdilußfolgerungen aufge- 
zählten Maßnahmen dürften so lange relativ 
wirkungslos bleiben und sich im Alltag der 
Gesellschaft verlaufen, solange es nicht ge- 
lingt, der Familienpolitik in der Rangordnung 
politischer Ziele und damit in ihrer Kompe- 
tenz einen erheblich verbesserten Platz zu- 
zuweisen. Eine Familienpolitik, der eine 
„Wachhundfunktion" gegenüber anderen 
Kompetenzbereichen zugeschrieben wird, ohne 
daß dieser „Wachhund" zu bellen und zu 
beißen vermag, muß selbst bei bestem Willen 
ihrer Träger bedeutungslos bleiben. Die Pro- 
bleme der Familien werden rasch wachsen 
und Menschen werden unnötig an ihnen zu 
leiden haben und die Kosten des „Patienten 
Familie" werden steigen, bis durch diese Nöte 
gezwungen der Familie mehr Beachtung in 
der Politik geschenkt werden wird. 

Es ist bedauerlich, aber wohl kaum Schuld 
der Familienpolitiker, daß die Politik die In- 
teressen der Familien so gering achtet Es ist 
ein Phänomen der weitverbreiteten Gleich- 
gültigkeit und Unterbewertung der Väter- 
und Mütter-Aufgaben und ihrer Bedeutung 
für die gesellschaftliche Wohlfahrt und Le- 
bensqualität insbesondere durch die Macht- 
und Führungsgruppen. 
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